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I. EINLEITUNG

1.  Die Kommission hat dem Europdischen Parlament und dem Rat am 15. Dezember 2020 den

oben genannten Vorschlag! unterbreitet.

2. Ziel des Vorschlags ist es, auf der Grundlage von Artikel 114 AEUV einen bestreitbaren und
fairen digitalen Sektor im Allgemeinen und bestreitbare und faire zentrale Plattformdienste im
Besonderen zu gewihrleisten, um fiir Innovationen, eine hohe Qualitét digitaler Produkte und
Dienste, faire und wettbewerbsbasierte Preise sowie eine hohe Qualitit und Auswabhl fiir

gewerbliche Nutzer und Endnutzer im digitalen Sektor zu sorgen.

1 Dokument 14172/20 + ADD 1.
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II.

10.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte hat seine Stellungnahme am 10. Februar 2021

abgegeben?.

Der Européische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seine Stellungnahme am
27. April 2021 abgegeben’.

In den Schlussfolgerungen des Europiischen Rates vom 21./22. Oktober 2021 ersuchten die

Mitglieder des Européischen Rates die beiden gesetzgebenden Organe, ihre Arbeit an den
Vorschldgen fiir das Gesetz iiber digitale Dienste und das Gesetz iiber digitale Markte

fortzusetzen, um so bald wie moglich eine ehrgeizige Einigung zu erzielen.

Im Européischen Parlament ist der Ausschuss flir Binnenmarkt und Verbraucherschutz
(IMCO) federfiihrend zustindig. Berichterstatter ist Andreas Schwab (PPE, DE). Das
Européische Parlament plant, den Bericht des IMCO-Ausschusses in der zweiten

Novemberhilfte anzunehmen, damit eine Abstimmung auf der Plenartagung im
Dezember 2021 stattfinden kann.

BERATUNGEN IM RAT

Die Kommission hat unter deutschem Vorsitz in der Sitzung der Gruppe ,,Wettbewerb* vom

16. Dezember 2020 eine allgemeine Ubersicht iiber den Vorschlag erteilt.

Die diesem Vorschlag beigefiigte Folgenabschétzung wurde in der Sitzung der Gruppe vom

14. Januar 2021 eingehend gepriift. Der Vorschlag selbst wurde von der Gruppe in
26 Sitzungen unter portugiesischem und slowenischem Vorsitz gepriift.

Auf der Tagung des Rates (Wettbewerbsfahigkeit) vom 27. Mai 2021 fiihrten die
Ministerinnen und Minister einen Gedankenaustausch im Hinblick auf die Vorgabe von

Leitlinien fiir die Fortsetzung der Verhandlungen. In diesem Zusammenhang nahm der Rat
einen Sachstandsbericht des Vorsitzes zur Kenntnis und unterstiitzte den Ansatz des
Vorsitzes, den Text im November fertigzustellen und ein Mandat zu erhalten, um so rasch wie

moglich Verhandlungen mit dem Europédischen Parlament aufnehmen zu konnen.

Der Kompromisstext des Vorsitzes ist in der Anlage wiedergegeben. Der Text in der Anlage
ist eine bereinigte Fassung des Textes, der dem AStV in Dokument ST 13192/21 vorgelegt
und von ihm gebilligt wurde.

Européischer Datenschutzbeauftragter — Stellungnahme 02/21 vom 10.2.2021.
INT/928 — EESC-2021-00127-00-00-AC-TRA.
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III. SACHSTAND UND KERNFRAGEN

11.  Der vom Vorsitz vorgelegte Kompromissvorschlag stellt ein insgesamt ausgewogenes Paket

dar, das es dem Rat ermdglichen konnte, eine allgemeine Ausrichtung festzulegen. Auf

Gruppenebene und im AStV wurde ein breiter Konsens erzielt.

12. Die allgemeine Ausrichtung spiegelt die folgenden wichtigsten Punkte wider, die von den

Delegationen im Zuge der Beratungen vorgebracht wurden:

a)

b)

Benennung und Verpflichtungen der Gatekeeper und Regulierungsdialog:

Beziiglich der Benennung von Gatekeepern (Art. 3) werden mit dem
Kompromissvorschlag die Fristen verkiirzt sowie das Benennungsverfahren und
die Methode fiir die Benennung der Gatekeeper anhand qualitativer Kriterien

verbessert. Die Struktur und der Umfang der Verpflichtungen (Art. 5 und 6)

wurden beibehalten, wihrend Verbesserungen vorgenommen wurden, um sie

klarer und zukunftssicher zu gestalten und ihre Umgehung zu verhindern.

Es wurde eine neue Verpflichtung (Art. 6) hinzugefiigt, die das Recht der

Endnutzer auf Kiindigung von zentralen Plattformdiensten stéarkt, und es wurden —
wo dies erforderlich war — zuséatzliche Garantien fiir Gatekeeper insbesondere in

Bezug auf Sicherheit aufgenommen.

Die Bestimmungen iiber den Regulierungsdialog (Art. 7) wurden verbessert, um

sicherzustellen, dass die Ermessensbefugnis der Kommission zur Beteiligung an

diesem Dialog angemessen genutzt wird.

Verhiltnis zwischen dem Gesetz uiber digitale Mérkte und nationalen

Rechtsvorschriften sowie Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen der

Kommission und den Mitgliedstaaten: Gegenstand und Anwendungsbereich des

Gesetzes liber digitale Miarkte wurden prézisiert, zusammen mit dem Verhéltnis zu
nationalen Rechtsvorschriften, mit denen andere Ziele verfolgt werden, insbesondere
dem Wettbewerbsrecht, im Hinblick auf eine Prizisierung des Harmonisierungsaspekts

und zur Vermeidung einer weiteren Fragmentierung des Binnenmarkts (Art. 1).
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d)

e)

Ferner wurde das Verhéltnis zwischen einer moglichen parallelen Anwendung von
Wettbewerbsregeln durch nationale Behorden und der Durchsetzung des Gesetzes tiber
digitale Markte durch die Kommission prizisiert, um die Kommission zu unterstiitzen
und fiir Rechtssicherheit im Rahmen der weiteren Stirkung der Harmonisierung

(Art. 32a) zu sorgen. Diesbeziiglich wurde auch die Mdglichkeit fiir die Mitgliedstaaten
hinzugefiigt, die fiir die Durchsetzung der Wettbewerbsregeln zustindigen nationalen
Behorden zu ermichtigen, UntersuchungsmalBnahmen in Bezug auf mégliche
Zuwiderhandlungen gegen Verpflichtungen dieser Verordnung durchzufiihren und ihre
Ergebnisse der Kommission zu tibermitteln, wihrend die Kommission die einzige letzte

Instanz fiir die Durchsetzung dieser Verordnung bleibt.

Um Rechtsklarheit zu gewéhrleisten und den Benennungsprozess zu beschleunigen,

wurde ein neuer Anhang iiber Endnutzer und gewerbliche Nutzer angefiigt, in dem die

Methode fiir die Ermittlung und Berechnung der ,,aktiven Endnutzer* und der ,,aktiven
gewerblichen Nutzer* dargelegt wird. Damit wurde auch die Abgrenzung zwischen

verschiedenen zentralen Plattformdiensten weiter prézisiert.

Um diese Verordnung zukunftssicher zu gestalten und fiir Rechtssicherheit zu sorgen,
wurden die Befugnisse der Kommission zum Erlass delegierter Rechtsakte zur
Aktualisierung der Verpflichtungen der Gatekeeper weiter prézisiert und abgegrenzt
(Art. 10). Dabei wurden auch die Bestimmungen iiber die Verhinderung der Umgehung
verstirkt, indem sie nun auch fiir die Benennungsphase gelten und weitere Instrumente

fiir die Bewiltigung des dynamischen Charakters der digitalen Markte bieten (Art. 11).
Dariiber hinaus wurden insbesondere Kompromisse zu folgenden Punkten erzielt:

— Prézisierung der Rolle der nationalen Gerichte, wenn Fragen der Einhaltung des
Gesetzes iiber digitale Méarkte moglicherweise im Rahmen von nationalen
Verfahren vorgebracht werden konnten (Art. 32b);

— Angleichung der Untersuchungsbefugnisse der Kommission an vergleichbare
Rechtsvorschriften zur Regulierung der Durchsetzung von Wettbewerbsregeln
(Kapitel V);

— Berichterstattung tiber die Einhaltung der Verpflichtungen an die Kommission
und an die Offentlichkeit (Art. 9a);

— Rolle von Dritten in Verfahren nach dieser Verordnung (Art. 7);
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— Ausweitung der Moglichkeit fiir die Mitgliedstaaten, die Einleitung von
Marktuntersuchungen zu beantragen, und die Bedingungen fiir diese Beantragung

(Art. 33);

— Stiarkung der Rolle der Mitgliedstaaten durch die weitergehende Einbeziehung des
Beratenden Ausschusses in Verfahren der Kommission zum Erlass von
Durchfiihrungsrechtsakten, und — in bestimmter Hinsicht — Starkung dieser Rolle
durch Bereitstellung eines Priifungsverfahrens fiir den Erlass bestimmter

Durchfiihrungsrechtsakte (z. B. Art. 4, 7, 36).

IV. FAZIT

13.  Im Anschluss an die Beratungen vom 10. November 2021 billigte der AStV den in der Anlage
wiedergegebenen Text und beschloss, ihn dem Rat (Wettbewerbsfahigkeit) auf seiner Tagung

am 25. November 2021 vorzulegen.

14. Der Rat wird daher ersucht, auf seiner Tagung am 25. November 2021 eine allgemeine
Ausrichtung zu billigen und dem Vorsitz das Mandat zu erteilen, die Verhandlungen mit dem

Européischen Parlament aufzunehmen.

13801/21 gha/KWO/dp 5
ECOMP.3.B DE



ANLAGE
2020/0374 (COD)
Vorschlag fiir eine
VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
iiber bestreitbare und faire Mérkte im digitalen Sektor (Gesetz iiber digitale Mirkte)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 114,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses?,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemil dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

4 ABLC...vom...,S.....
s ABLC...vom..,S.....
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in Erwégung nachstehender Griinde:

(1)

2)

Digitale Dienste im Allgemeinen und Online-Plattformen im Besonderen spielen eine immer
wichtigere Rolle in der Wirtschaft, vor allem im Binnenmarkt, da sie neue
Geschéftsmoglichkeiten in der Union eréffnen und den grenziiberschreitenden Handel

erleichtern.

Gleichzeitig weisen zentrale Plattformdienste eine Reihe von Merkmalen auf, die von den
Unternehmen, die sie betreiben, zu ihrem eigenen Vorteil genutzt werden kdnnen. Dazu
ziahlen unter anderem extreme Grofenvorteile, die in vielen Fillen darauf zuriickzufiihren
sind, dass Online-Plattformen fiir die Bedienung weiterer gewerblicher Nutzer oder
Endnutzer fast keine Grenzkosten entstehen. Weitere Merkmale zentraler Plattformdienste
sind die sehr starken Netzwerkeffekte, die durch die Mehrseitigkeit dieser Dienste bedingte
Féhigkeit, viele gewerbliche Nutzer mit vielen Endnutzern in Verbindung zu bringen, die
betrdchtliche Abhéngigkeit sowohl von gewerblichen Nutzern als auch von Endnutzern,
Lock-in-Effekte, fehlendes Multi-Homing der Endnutzer fiir denselben Zweck, vertikale
Integration sowie Datenvorteile. In Anbetracht all dieser Merkmale haben die Unternehmen,
die diese Dienste betreiben, die Moglichkeit, durch unlautere Verhaltensweisen die
Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste betrdchtlich zu untergraben und die Fairness der
Geschiftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, die diese Dienste betreiben, und deren
gewerblichen Nutzern und Endnutzern beeinflussen; dies kann in der Praxis rasch zu einer
moglicherweise weitreichenden Verringerung der Auswahl der gewerblichen Nutzer und
Endnutzer fiihren und deshalb dem diese Dienste betreibenden Unternehmen die Position

eines sogenannten ,,Gatekeepers* (Torwéchters) verschaffen.
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G)

“4)

)

Einige wenige grofle Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, haben
betrachtliche wirtschaftliche Macht erlangt. Sie kdnnen durch ihre Dienste in der Regel viele
gewerbliche Nutzer mit vielen Endnutzern in Verbindung bringen und dadurch ihre in einem
Tatigkeitsbereich erworbenen Vorteile, z. B. ihren Zugang zu gro3en Datenmengen, in
neuen Tatigkeitsbereichen fiir sich nutzen. Einige dieser Unternehmen kontrollieren ganze
Plattformokosysteme in der digitalen Wirtschaft, und angesichts dieses strukturellen Vorteils
ist es selbst fiir sehr innovative und effiziente bestehende oder neue Marktteilnehmer extrem
schwierig, mit diesen Unternehmen in Wettbewerb zu treten oder ihnen ihre Position streitig
zu machen. Die Bestreitbarkeit ist insbesondere aufgrund der sehr hohen Schranken fiir
einen Markteintritt oder -austritt (z. B. sehr hohe Ausgaben fiir Investitionskosten, die bei
einem Marktaustritt nicht oder nicht leicht zuriickerlangt werden konnen) und des fehlenden
(oder schlechteren) Zugangs zu einigen in der digitalen Wirtschaft entscheidenden Inputs
wie Daten beschrinkt. Dadurch erhoht sich die Wahrscheinlichkeit, dass die zugrunde
liegenden Mérkte bereits heute nicht gut funktionieren oder aber in naher Zukunft nicht

mehr gut funktionieren werden.

Zusammengenommen diirften diese Merkmale von Gatekeepern in vielen Féllen zu
schwerwiegenden Ungleichgewichten bei der Verhandlungsmacht und folglich zu
unlauteren Praktiken und Bedingungen fiir gewerbliche Nutzer und Endnutzer der von
Gatekeepern angebotenen zentralen Plattformdienste fiihren, was sich nachteilig auf Preise,

Qualitat, Auswahl und Innovation in diesem Bereich auswirken wiirde.

Daher konnen die Marktprozesse im Bereich der zentralen Plattformdienste oft keine fairen
wirtschaftlichen Ergebnisse gewihrleisten. Die Artikel 101 und 102 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) sind zwar auch weiterhin auf das Verhalten
von Gatekeepern anwendbar, jedoch nur auf bestimmte Arten von Marktmacht (z. B. eine
beherrschende Stellung auf spezifischen Mérkten) und wettbewerbswidrigem Verhalten; sie
werden zudem erst im Nachhinein durchgesetzt und erst nach einer umfassenden
Untersuchung oft sehr komplexer Fakten in konkreten Féllen. AuBlerdem wirft das Verhalten
von Gatekeepern, die nicht zwangsldufig iiber eine beherrschende Stellung im
wettbewerbsrechtlichen Sinne verfiigen miissen, mit Blick auf das reibungslose
Funktionieren des Binnenmarkts Herausforderungen auf, denen das geltende Unionsrecht

nicht oder nicht wirksam Rechnung trégt.
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(6)

()

(8)

Gatekeeper haben erhebliche Auswirkungen auf den Binnenmarkt, da sie vielen
gewerblichen Nutzern als Zugangstor zu Endnutzern in der ganzen Union und auf
verschiedenen Mirkten dienen. Die nachteiligen Auswirkungen unlauterer Praktiken auf den
Binnenmarkt und insbesondere die geringe Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste,
einschlieBlich ihrer negativen Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft, haben
nationale Gesetzgeber und sektorale Regulierungsbehdrden dazu veranlasst, titig zu werden.
So wurde bereits eine Reihe nationaler Regulierungsvorschriften fiir digitale Dienste oder
zumindest bestimmte solcher Dienste erlassen oder vorgeschlagen, um unlauteren Praktiken
zu begegnen und die Bestreitbarkeit dieser Dienste zu erh6hen. Dies hat jedoch zu
uneinheitlichen Regulierungsvorschriften und damit zu einer Fragmentierung des
Binnenmarkts gefiihrt, sodass die Befolgungskosten aufgrund unterschiedlicher nationaler

Vorschriften steigen konnten.

Ziel dieser Verordnung ist es daher, zum reibungslosen Funktionieren des Binnenmarkts
beizutragen, indem Vorschriften festgelegt werden, die die Bestreitbarkeit und Fairness der
Mirkte im digitalen Sektor im Allgemeinen und fiir gewerbliche Nutzer und Endnutzer
zentraler Plattformdienste, die von Gatekeepern bereitgestellt werden, im Besonderen
gewihrleisten. Es sollten geeignete regulatorische Maflnahmen getroffen werden, um
gewerbliche Nutzer und Endnutzer der von Gatekeepern angebotenen zentralen
Plattformdienste in der gesamten Union vor unlauteren Verhaltensweisen von Gatekeepern
zu schiitzen, grenziiberschreitende Geschéfte innerhalb der Union zu erleichtern und auf
diese Weise das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts zu verbessern und eine
bestehende oder sich abzeichnende Fragmentierung in den unter diese Verordnung fallenden
Bereichen zu beseitigen. Wenngleich Gatekeeper meist weltweit oder europaweit
ausgerichtete Geschéftsmodelle und algorithmische Strukturen zugrunde legen, konnen sie
in verschiedenen Mitgliedstaaten unterschiedliche Konditionen und Geschéftspraktiken
anwenden und haben das in einigen Féllen auch getan; dies kann ungleiche
Wettbewerbsbedingungen fiir die Nutzer ihrer zentralen Plattformdienste zur Folge haben,

was die Integration des Binnenmarkts beeintrichtigt.

Durch eine gewisse Angleichung unterschiedlich gestalteter nationaler Rechtsvorschriften
sollten Hindernisse ausgerdumt werden, die der freien Erbringung und dem freien Empfang
von Dienstleistungen wie Einzelhandelsdienstleistungen im Binnenmarkt entgegenstehen.
Auf der Ebene der Union sollten daher gezielte harmonisierte Vorschriften festgelegt
werden, um bestreitbare und faire digitale Mérkte, auf denen Gatekeeper tdtig sind, im

Binnenmarkt sicherzustellen.
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)

(9a)

(10)

Eine Fragmentierung des Binnenmarkts kann nur wirksam abgewendet werden, wenn die
Mitgliedstaaten daran gehindert werden, nationale Vorschriften anzuwenden, die in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen und dieselben Ziele wie diese Verordnung
verfolgen. Dies schlie8t nicht die Moglichkeit aus, andere nationale Rechtsvorschriften, mit
denen andere legitime Ziele des 6ffentlichen Interesses im Sinne des AEUV oder in der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union (im Folgenden der ,,Gerichtshof*)
anerkannte zwingende Griinde des 6ffentlichen Interesses verfolgt werden, auf Gatekeeper

im Sinne dieser Verordnung anzuwenden.

Da diese Verordnung die Vorschriften iiber die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts
ergénzen soll, sollte prézisiert werden, dass sie die Artikel 101 und 102 AEUV, die
entsprechenden nationalen Wettbewerbsvorschriften und andere einseitiges Verhalten
betreffende nationale Wettbewerbsvorschriften unbertihrt ldsst, nach denen Marktstellungen
und Verhaltensweisen einschlieBlich ihrer voraussichtlichen Auswirkungen und des genauen
Gegenstands der verbotenen Verhaltensweisen im Einzelfall zu priifen sind und nach denen
Unternehmen Effizienz und objektive Rechtsfertigungsgriinde als Argumente flir derartige
Verhaltensweisen anfithren konnen. Die Anwendung dieser Vorschriften sollte jedoch nicht
die Verpflichtungen, die den Gatekeepern nach dieser Verordnung auferlegt werden, und

deren einheitliche und wirksame Anwendung im Binnenmarkt beriihren.

Die Artikel 101 und 102 AEUV und die entsprechenden nationalen
Wettbewerbsvorschriften in Bezug auf mehr- und einseitiges wettbewerbswidriges
Verhalten und die Fusionskontrolle sollen den unverfilschten Wettbewerb auf dem Markt
schiitzen. Diese Verordnung verfolgt ein Ziel, das das im Wettbewerbsrecht verankerte Ziel,
den unverfilschten Wettbewerb auf jeglichen Mérkten zu schiitzen, ergéinzt, aber sich davon
unterscheidet; sie soll sicherstellen, dass Mirkte, auf denen Gatekeeper titig sind, bestreitbar
und fair sind und bleiben — ungeachtet der tatsdchlichen, wahrscheinlichen oder
angenommenen Auswirkungen des unter diese Verordnung fallenden Verhaltens eines
Gatekeepers auf einem Markt. Diese Verordnung soll daher ein anderes rechtliches Interesse

als jene Vorschriften schiitzen und deren Anwendung unberiihrt lassen.
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(11)

Zudem sollte diese Verordnung unbeschadet der Vorschriften gelten, die sich aus anderen
Rechtsakten der Union zur Regelung bestimmter Aspekte der unter diese Verordnung
fallenden Dienstleistungen ergeben; dabei handelt es sich insbesondere um die Verordnung
(EU) 2019/1150 des Européischen Parlaments und des Rates®, die Verordnung (EU)
xx/xx/EU [Gesetz iiber digitale Dienste] des Européischen Parlaments und des Rates’, die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates8, die

Richtlinie 2002/58/EG des Européischen Parlaments und des Rates®, die Richtlinie

(EU) 2019/790 des Europdischen Parlaments und des Rates!?,

10

Verordnung (EU) 2019/1150 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019
zur Forderung von Fairness und Transparenz fiir gewerbliche Nutzer von Online-
Vermittlungsdiensten (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 57).

Verordnung (EU) .../... des Europédischen Parlaments und des Rates — Vorschlag fiir einen
Binnenmarkt fiir digitale Dienste (Gesetz iiber digitale Dienste) und zur Anderung der
Richtlinie 2000/31/EG.

Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

Richtlinie 2002/58/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 {iber
die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphire in der
elektronischen Kommunikation (ABL. L 201 vom 31.7.2002, S. 37).

Richtlinie (EU) 2019/790 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019
tiber das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur
Anderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG (ABL. L 130 vom 17.5.2019, S. 92).
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(12)

die Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europiischen Parlaments und des Rates!!, die
Richtlinie 2010/13/EU des Europiischen Parlaments und des Rates!?, die

Richtlinie 2005/29/EG des Européischen Parlaments und des Rates'? und die Richtlinie
93/13/EWG des Rates!* sowie die nationalen Vorschriften zur Durchsetzung

bzw. Umsetzung dieser Rechtsvorschriften der Union.

Eine geringe Bestreitbarkeit und unlautere Praktiken im digitalen Sektor sind bei
bestimmten digitalen Diensten hdufiger und starker ausgeprégt als bei anderen. Dies ist
insbesondere bei weitverbreiteten und allgemein genutzten digitalen Diensten der Fall, die
meistens direkt zwischen gewerblichen Nutzern und Endnutzern vermitteln und bei denen
Merkmale wie extreme Groflenvorteile, sehr starke Netzwerkeffekte, die durch die
Mehrseitigkeit dieser Dienste bedingte Féhigkeit, viele gewerbliche Nutzer mit vielen
Endnutzern in Verbindung zu bringen, Lock-in-Effekte sowie fehlendes Multi-Homing oder
eine vertikale Integration besonders stark ausgeprégt sind. Oft gibt es nur ein oder sehr
wenige grofle Unternehmen, die solche digitalen Dienste betreiben. Diese Unternehmen, die
zentrale Plattformdienste betreiben, haben sich in den meisten Féllen zu Gatekeepern fiir
gewerbliche Nutzer und Endnutzer entwickelt, was weitreichende Auswirkungen hat, da sie
als solche nunmehr leicht zum Nachteil ihrer gewerblichen Nutzer und Endnutzer einseitig
Geschéftsbedingungen festlegen kdnnen. Daher ist es erforderlich, nur auf diejenigen
digitalen Dienste abzustellen, die von den gewerblichen Nutzern und Endnutzern am
starksten in Anspruch genommen werden und bei denen in Anbetracht der derzeitigen
Marktbedingungen Bedenken hinsichtlich einer geringen Bestreitbarkeit und unlauterer
Praktiken von Gatekeepern eindeutiger angebracht sind und dies mit Blick auf den

Binnenmarkt dringend angegangen werden muss.

11

12

13

14

Richtlinie (EU) 2015/2366 des Européischen Parlaments und des Rates vom

25. November 2015 iiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der

Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU)

Nr. 1093/2010 sowie zur Authebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABI. L 337 vom
23.12.2015, S. 35).

Richtlinie 2010/13/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 10. Mérz 2010 zur
Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber
die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie tiber audiovisuelle
Mediendienste) (ABL. L 95 vom 15.4.2010, S. 1).

Richtlinie 2005/29/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 iiber
unlautere Geschéftspraktiken von Unternehmen gegeniiber Verbrauchern im Binnenmarkt
und zur Anderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG
und 2002/65/EG des Europdischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG)
Nr. 2006/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates (Richtlinie iiber unlautere
Geschiéftspraktiken) (ABI. L 149 vom 11.6.2005, S. 22).

Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 {iber missbrauchliche Klauseln in
Verbrauchervertragen (ABI. L 95 vom 21.4.1993, S. 29).
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(13)

(14)

Online-Vermittlungsdienste, Online-Suchmaschinen, Betriebssysteme, Online-Dienste
sozialer Netzwerke, Video-Sharing-Plattform-Dienste, nummernunabhingige
interpersonelle Kommunikationsdienste, Cloud-Computing-Dienste und Online-
Werbedienste, insbesondere Online-Werbevermittlungsdienste, konnen allesamt
Auswirkungen auf viele Endnutzer und viele Unternehmen haben, sodass das Risiko besteht,
dass auf unlautere Geschiftspraktiken zuriickgegriffen wird. Sie sollten deshalb in die
Definition des Begriffs ,,zentrale Plattformdienste* eingeschlossen werden und unter diese
Verordnung fallen. Online-Vermittlungsdienste konnen auch im Bereich
Finanzdienstleistungen tétig sein und die in Anhang II der Richtlinie (EU) 2015/1535 des
Europdischen Parlaments und des Rates!® nicht erschépfend aufgefiihrten Dienste vermitteln
oder fiir die Erbringung solcher Dienste genutzt werden. Dariliber hinaus konnten zentrale
Plattformdienste wie etwa Online-Vermittlungsdienste auch mittels
Sprachassistententechnologie erbracht werden. Unter bestimmten Umsténden sollte der
Begriff ,,Endnutzer* Nutzer einschlieBen, die iiblicherweise als gewerbliche Nutzer
angesehen werden, die aber in einer bestimmten Situation zentrale Plattformdienste nicht fiir
die Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen fiir Endnutzer nutzen; dies wire

z. B. bei Unternehmen der Fall, die Cloud-Computing-Dienste fiir eigene Zwecke nutzen.

Einige Nebendienstleistungen wie integrierte Werbedienste, Identifizierungs- oder
Zahlungsdienste und technische Dienste fiir die Erbringung von Zahlungsdiensten kénnen
Gatekeeper zusammen mit ihren zentralen Plattformdiensten erbringen. Da Gatekeeper ihre
verschiedenen Dienstleistungen oft als Teil eines integrierten Okosystems anbieten, zu dem
Drittanbieter solcher Nebendienstleistungen keinen (oder zumindest nicht zu den gleichen
Bedingungen) Zugang haben, und da sie den Zugang zu den zentralen Plattformdiensten mit
der Nutzung einer oder mehrerer Nebendienstleistungen verkniipfen konnen, diirften
Gatekeeper besser in der Lage sein und einen grof8eren Anreiz haben, ihre Macht als
Gatekeeper von ihren zentralen Plattformdiensten auf diese Nebendienstleistungen zu
iibertragen, was die Auswahl an diesen Diensten und deren Bestreitbarkeit beeintrichtigen

wiirde.

15

Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europiischen Parlaments und des Rates vom

9. September 2015 {iber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen
Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241
vom 17.9.2015, S. 1).
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(15)

(16)

Wenn digitale Dienste aufgrund ihrer weitverbreiteten und allgemeinen Nutzung und ihrer
Bedeutung fiir die Herstellung einer Verbindung zwischen gewerblichen Nutzern und
Endnutzern als zentrale Plattformdienste einzustufen sind, so gibt das allein noch keinen
Anlass zu hinreichend ernsten Bedenken beziiglich der Bestreitbarkeit und unlauterer
Praktiken. Anlass zu solchen Bedenken besteht nur dann, wenn ein zentraler Plattformdienst
ein wichtiges Zugangstor darstellt und von einem Unternehmen betrieben wird, das
erhebliche Auswirkungen auf den Binnenmarkt hat und iiber eine gefestigte und dauerhafte
Position verfiigt oder voraussichtlich in naher Zukunft eine solche erlangen wird. Folglich
sollten die angestrebten harmonisierten Vorschriften dieser Verordnung nur fiir
Unternehmen gelten, die auf der Grundlage dieser drei objektiven Kriterien benannt werden,
und nur flir diejenigen ihrer zentralen Plattformdienste, die fiir sich genommen fiir

gewerbliche Nutzer ein wichtiges Zugangstor zu Endnutzern darstellen.

Um die wirksame Anwendung dieser Verordnung auf diejenigen Unternehmen, die zentrale
Plattformdienste betreiben, zu gewihrleisten, bei denen die Erfiillung dieser objektiven
Kriterien am wahrscheinlichsten ist und bei denen unlautere Verhaltensweisen, die die
Bestreitbarkeit verringern, am héufigsten sind und die stirksten Auswirkungen haben, sollte
die Kommission Unternechmen, die zentrale Plattformdienste betreiben und bestimmte
quantitative Schwellenwerte erreichen, unmittelbar als Gatekeeper benennen konnen. Fiir
solche Unternehmen sollte auf jeden Fall ein ziigiges Benennungsverfahren durchgefiihrt

werden, das unmittelbar nach dem Geltungsbeginn dieser Verordnung beginnen sollte.
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(17)

Ein sehr hoher Umsatz in der Union und der Betrieb zentraler Plattformdienste in
mindestens drei Mitgliedstaaten sind dringende Anhaltspunkte dafiir, dass ein Unternehmen,
das einen zentralen Plattformdienst betreibt, erhebliche Auswirkungen auf den Binnenmarkt
hat. Dies trifft auch zu, wenn die Marktkapitalisierung bzw. der entsprechende Marktwert
eines Unternehmens, das einen zentralen Plattformdienst betreibt, in mindestens drei
Mitgliedstaaten sehr hoch ist. Deshalb sollte davon ausgegangen werden, dass ein
Unternehmen, das einen zentralen Plattformdienst betreibt, erhebliche Auswirkungen auf
den Binnenmarkt hat, wenn es in mindestens drei Mitgliedstaaten einen zentralen
Plattformdienst betreibt und entweder der Umsatz seiner Unternehmensgruppe im
Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) mindestens einem bestimmten hohen Schwellenwert
entspricht oder die Marktkapitalisierung der Gruppe mindestens einem bestimmten hohen
absoluten Wert entspricht. Bei Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben und
nicht borsennotierten Unternehmen angehoren, sollte darauf abgestellt werden, ob der
entsprechende Marktwert {iber einem bestimmten hohen absoluten Wert liegt. Die
Kommission sollte von ihrer Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte Gebrauch machen,
um eine objektive Methode zur Berechnung dieses Wertes festzulegen. Wenn ein
Unternehmen iiber einen hohen Gruppenumsatz im EWR verfiigt und den Schwellenwert fiir
die Zahl der Nutzer seiner zentralen Plattformdienste in der Union erreicht, ist davon
auszugehen, dass es recht gut in der Lage ist, seine Nutzer zu monetarisieren. Bei einer
hohen Marktkapitalisierung in Bezug auf denselben Schwellenwert fiir die Zahl der Nutzer
in der Union ist davon auszugehen, dass es in naher Zukunft recht gut in der Lage sein wird,
diese Nutzer zu monetarisieren. Dieses Monetarisierungspotenzial hangt grundsétzlich
davon ab, inwieweit die betreffenden Unternehmen als Zugangstor fungieren. Beide
Indikatoren spiegeln zudem die finanziellen Mdglichkeiten dieser Unternehmen sowie ihre
Fahigkeit wider, ithren Zugang zu Finanzmérkten zur Stirkung ihrer Position einzusetzen.
Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn dieser bessere Zugang fiir den Erwerb anderer
Unternehmen genutzt wird, wobei sich gezeigt hat, dass diese Fahigkeit negative
Auswirkungen auf die Innovationstétigkeit haben kann. Die Marktkapitalisierung kann auch
die Erwartungen hinsichtlich der kiinftigen Position und Auswirkungen der betreffenden
Unternehmen im Binnenmarkt widerspiegeln, auch dann wenn diese moglicherweise gerade
einen relativ geringen Umsatz erzielen. Der Marktkapitalisierungswert kann auf der
durchschnittlichen Marktkapitalisierung der grof3ten bérsennotierten Unternehmen in der

Union wihrend eines geeigneten Zeitraums beruhen.
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(18)

(19)

(20)

Wenn die Marktkapitalisierung eines Unternehmens, das zentrale Plattformdienste betreibt,
dauerhaft, d. h. mindestens drei Jahre lang, mindestens dem Schwellenwert entspricht, sollte
dies als Bestétigung der Annahme angesehen werden, dass das Unternehmen, das zentrale

Plattformdienste betreibt, erhebliche Auswirkungen auf den Binnenmarkt hat.

Zur Klarung der Frage, ob ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, als
Unternehmen mit erheblichen Auswirkungen auf den Binnenmarkt angesehen werden sollte,
konnen mehrere die Marktkapitalisierung betreffende Faktoren eine eingehende Priifung
erforderlich machen. Dies kann der Fall sein, wenn die Marktkapitalisierung des
Unternehmens, das zentrale Plattformdienste betreibt, in vorausgehenden Geschéftsjahren
deutlich unter dem Durchschnitt des Aktienmarktes lag, wenn die Volatilitit seiner
Marktkapitalisierung wéahrend des beobachteten Zeitraums viel hdher war als die allgemeine
Volatilitit des Aktienmarktes oder wenn die Entwicklung seiner Marktkapitalisierung im

Verhiltnis zu den Markttrends keinen raschen und stetigen Anstieg darstellte.

Wenn eine sehr grofle Zahl gewerblicher Nutzer auf einen zentralen Plattformdienst
angewiesen ist, um eine sehr grofe Zahl von monatlich aktiven Endnutzern zu erreichen,
kann das Unternehmen, das diesen Dienst betreibt, die Tétigkeiten eines wesentlichen Teils
der gewerblichen Nutzer zu seinem Vorteil beeinflussen; dies ist grundsitzlich ein Hinweis
darauf, dass das Unternehmen ein wichtiges Zugangstor bereitstellt. Der festzulegende
Schwellenwert flir die Zahl der Endnutzer sollte einem erheblichen Prozentsatz der
Gesamtbevolkerung der Union entsprechen, wéhrend fiir den Schwellenwert fiir die
gewerblichen Nutzer ein erheblicher Prozentsatz der Unternehmen, die Plattformen nutzen,
zugrunde gelegt werden sollte. Die Zahl der aktiven Endnutzer und gewerblichen Nutzer
sollte so ermittelt und berechnet werden, dass sie die Rolle und Reichweite des betreffenden
zentralen Plattformdienstes angemessen wiedergibt. Um Rechtssicherheit fiir Gatekeeper zu
schaffen, sollten die Faktoren zur Bestimmung der Zahl der aktiven Endnutzer und
gewerblichen Nutzer je zentralem Plattformdienst in einem Anhang dieser Verordnung
festgelegt werden. Die Faktoren konnen durch technologische und sonstige Entwicklungen
beeinflusst werden. Der Kommission sollte daher die Befugnis iibertragen werden,
delegierte Rechtsakte zur Anderung der im Anhang dieser Verordnung enthaltenen Faktoren
zur Bestimmung der Zahl der aktiven Endnutzer und der aktiven gewerblichen Nutzer zu

erlassen.
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1)

(22)

Ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, verfiigt insbesondere dann iiber
eine gefestigte und dauerhafte Position hinsichtlich seiner Tatigkeiten bzw. wird eine solche
voraussichtlich in naher Zukunft erlangen, wenn die Bestreitbarkeit seiner Position
beschrinkt ist. Dies ist wahrscheinlich der Fall, wenn das Unternchmen mindestens drei
Jahre lang in mindestens drei Mitgliedstaaten einen zentralen Plattformdienst fiir eine sehr

grof3e Zahl gewerblicher Nutzer und Endnutzer betrieben hat.

Solche Schwellenwerte konnen durch Marktentwicklungen und technische Entwicklungen
beeinflusst werden. Der Kommission sollte daher die Befugnis iibertragen werden,
delegierte Rechtsakte zu erlassen, mit denen sie die Methode festlegt, anhand deren
bestimmt wird, ob die quantitativen Schwellenwerte erreicht sind, und diese Methode, falls
notig, regelméfBig an Marktentwicklungen und technologische Entwicklungen anpasst. Dies
gilt insbesondere fiir die Schwellenwerte in Bezug auf die Marktkapitalisierung, die in
geeigneten Abstinden indexiert werden sollten. Die in dieser Verordnung festgelegten
quantitativen Schwellenwerte sollten durch diese delegierten Rechtsakte nicht gedndert

werden.
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(23)

Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben und die quantitativen Schwellenwerte
erreichen, aber hinreichend substanziierte Argumente dafiir vorbringen, dass sie in
Anbetracht der Umstidnde, unter denen die betreffende zentralen Plattformdienste betrieben
werden, die objektiven Kriterien fiir die Einstufung als Gatekeeper ausnahmsweise nicht
erfiillen, obwohl sie alle quantitativen Schellenwerte erreichen, sollten nicht unmittelbar,
sondern erst nach einer weiteren Untersuchung dieser hinreichend substanziierten
Argumente benannt werden. Die Beweislast dafiir, dass die auf der Erfiillung quantitativer
Schwellenwerte beruhende Annahme nicht anwendbar sein sollte, sollte von dem
Unternehmen getragen werden. Die Kommission sollte bei ihrer Beurteilung der
vorgebrachten Belege und Argumente nur die Elemente beriicksichtigen, die sich
unmittelbar auf die quantitativen Kriterien fiir die Einstufung als Gatekeeper beziehen,
nidmlich die Auswirkungen des Unternehmens auf den Binnenmarkt jenseits von Einnahmen
und Marktkapitalisierung, wie etwa seine absolute Grof3e, seine technologische
Fiihrungsposition und die Zahl der Mitgliedstaaten, in denen es tétig ist, das Ausmal, um
das die Zahl der tatsdchlichen gewerblichen Nutzer und Endnutzer die Schwellenwerte
tiberschreitet, und die Bedeutung des zentralen Plattformdienstes des Unternehmens unter
Beriicksichtigung des Gesamtumfangs des jeweiligen zentralen Plattformdienstes sowie die
Zahl der Jahre, in denen die Schwellenwerte erreicht wurden. Rechtfertigungen auf Basis
wirtschaftlicher Griinde, durch die nachgewiesen werden soll, dass ein bestimmtes
Verhalten eines Unternehmens, das zentrale Plattformdienste betreibt, Effizienzgewinne
hervorbringt, sollten nicht beriicksichtigt werden, da dies fiir die Benennung als Gatekeeper
nicht relevant ist. Wenn das Unternehmen die Untersuchung erheblich behindert, indem es
den Untersuchungsmaflinahmen der Kommission nicht nachkommt, sollte die Kommission

auf der Grundlage der quantitativen Schwellenwerte eine Entscheidung treffen konnen.

(24)  Auch bei Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben und nicht alle quantitativen
Schwellenwerte erreichen, sollte anhand der allgemeinen objektiven Kriterien — ihrer
erheblichen Auswirkungen auf den Binnenmarkt, ihrer Funktion als wichtiges Zugangstor
gewerblicher Nutzer zu Endnutzern und ihrer aktuellen oder fiir die nahe Zukunft
absehbaren dauerhaften und gefestigten Position hinsichtlich ihrer Tétigkeiten — gepriift
werden, ob sie als Gatekeeper einzustufen sind.
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(25)

Dies kann nur im Rahmen einer Marktuntersuchung erfolgen, bei der die quantitativen
Schwellenwerte berticksichtigt werden. Die Kommission sollte bei dieser Priifung das Ziel
verfolgen, die Innovationstatigkeit, die Qualitidt der digitalen Produkte und Dienstleistungen,
faire und wettbewerbsbestimmte Preise sowie die gewerblichen Nutzern und Endnutzern
gebotene Qualitdt und Auswahl zu erhalten bzw. zu fordern. Zudem koénnen fiir die
betreffenden Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, spezifische Aspekte wie
extreme Groflen- oder Verbundvorteile, sehr starke Netzwerkeffekte, Datenvorteile, die
durch die Mehrseitigkeit dieser Dienste bedingte Fahigkeit, viele gewerbliche Nutzer mit
vielen Endnutzern in Verbindung zu bringen, Lock-in-Effekte, fehlendes Multi-Homing,
eine konglomeratsartige Unternehmensstruktur oder eine vertikale Integration berticksichtigt
werden. Eine sehr hohe Marktkapitalisierung, ein im Verhéltnis zum Gewinn sehr hohes
Eigenkapital oder ein sehr hoher durch Endnutzer eines einzigen zentralen Plattformdienstes
erzielter Umsatz konnen auf das Kippen des Marktes (,, Tipping*) oder das Potenzial solcher
Unternehmen, Marktmacht zu {ibertragen, hindeuten. Neben der Marktkapitalisierung sind
hohe Raten relativen Wachstums Beispiele fiir dynamische Parameter, die flir die Ermittlung
von Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben und voraussichtlich eine
gefestigte Position erlangen werden, besonders relevant sind. Wenn das Unternehmen den
Untersuchungsmafinahmen der Kommission nicht nachkommt und dadurch die
Untersuchung erheblich behindert, sollte die Kommission aus den verfiigbaren
Informationen fiir das Unternehmen nachteilige Schliisse ziehen und ihre Entscheidung

darauf stiitzen konnen.
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(26)

27

(28)

Diese Verordnung sollte Bestimmungen fiir jene Unternehmen, die zentrale Plattformdienste
betreiben, enthalten, die voraussichtlich in naher Zukunft eine gefestigte und dauerhafte
Position erlangen werden. Aufgrund der spezifischen Merkmale zentraler Plattformdienste
besteht auch durch sie die Gefahr eines Kippens: Sobald ein Unternehmen, das den Dienst
betreibt, in Bezug auf die Grofle oder Vermittlungsmacht einen gewissen Vorteil gegeniiber
Wettbewerbern oder potenziellen Wettbewerbern erlangt, kann seine Position unangreifbar
werden, sodass es moglicherweise in naher Zukunft eine dauerhafte und gefestigte Position
erlangen konnte. Unternehmen kdnnen versuchen, dieses Kippen herbeizufiihren, und durch
Anwendung einiger unlauterer Bedingungen und Praktiken, die Gegenstand dieser
Verordnung sind, zu Gatekeepern werden. In einer solchen Situation sollte eingegriffen

werden, bevor der Markt kippt und dies nicht mehr riickgdngig zu machen ist.

Gleichwohl sollte sich ein solcher frithzeitiger Eingriff darauf beschrinken, nur die
Verpflichtungen aufzuerlegen, die erforderlich und geeignet sind, um sicherzustellen, dass
die betreffenden Dienste bestreitbar bleiben, und um der ermittelten Gefahr unlauterer
Bedingungen und Praktiken vorzubeugen. Verpflichtungen, durch die verhindert wird, dass
die betreffenden Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, hinsichtlich ihrer
Tatigkeiten eine gefestigte und dauerhafte Position erlangen (z. B. Verpflichtungen, die der
unlauteren Ubertragung von Marktmacht vorbeugen), und Verpflichtungen, die
Anbieterwechsel und Multi-Homing erleichtern, sind gezielter auf diesen Zweck
ausgerichtet. Im Hinblick auf die Wahrung der VerhiltnisméBigkeit sollte die Kommission
zudem nur jene Verpflichtungen aus diesen Bestimmungen der Verordnung auswihlen, die
erforderlich und angemessen sind, um die Ziele dieser Verordnung zu erreichen, und sie
sollte regelméBig iiberpriifen, ob diese Verpflichtungen aufrechterhalten, aufgehoben oder

angepasst werden sollten.

Dies sollte der Kommission die Moglichkeit bieten, rechtzeitig und wirksam einzugreifen,
wobei die VerhéltnisméBigkeit der in Betracht gezogenen MaBBinahmen umfassend gewahrt
wiirde. Ferner sollte es das Vertrauen der aktuellen oder potenziellen Marktteilnehmer in die

Fairness und Bestreitbarkeit der betreffenden Dienste stiarken.
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(29)

(30)

Benannte Gatekeeper sollten die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen in
Bezug auf jeden in dem relevanten Benennungsbeschluss aufgefiihrten zentralen
Plattformdienst einhalten. Im Rahmen der verbindlichen Vorschriften sollte eine etwaige
Konglomeratsposition von Gatekeepern beriicksichtigt werden. Aullerdem sollten die
Durchfiihrungsmafinahmen, die die Kommission Gatekeepern nach einem
Regulierungsdialog per Beschluss auferlegen kann, so konzipiert sein, dass sie moglichst
grofle Wirkung entfalten; sie sollten den Merkmalen zentraler Plattformdienste sowie
etwaigen Umgehungsrisiken Rechnung tragen und mit dem Grundsatz der
VerhiltnisméaBigkeit und den grundlegenden Rechten sowohl der betreffenden Unternehmen

als auch Dritter im Einklang stehen.

Angesichts der komplexen und sich rasch wandelnden Technologien zentraler
Plattformdienste muss der Status von Gatekeepern — auch der Unternehmen, die
voraussichtlich in naher Zukunft hinsichtlich ihrer Tétigkeiten eine dauerhafte und gefestigte
Position erlangen werden — regelmiBig iiberpriift werden. Um allen Marktteilnehmern
einschlieBlich der Gatekeeper die erforderliche Rechtssicherheit beziiglich der anwendbaren
rechtlichen Verpflichtungen zu bieten, miissen diese regelmiBigen Uberpriifungen zeitlich
begrenzt sein. AuBerdem ist es wichtig, solche Uberpriifungen regelméBig, und zwar
mindestens alle vier Jahre, durchzufiihren. Dariiber hinaus ist es wichtig klarzustellen, dass
nicht jede Anderung der Sachlage, auf dessen Grundlage ein Unternehmen, das zentrale
Plattformdienste betreibt, als Gatekeeper benannt wurde, eine Anderung des
Benennungsbeschlusses erforderlich macht. Dies ist nur dann der Fall, wenn die geénderte
Sachlage auch zu einer Anderung der Bewertung fiihrt. Ob Letzteres der Fall ist und der
Benennungsbeschluss gedndert werden muss, sollte auf einer Einzelfallbewertung der

jeweiligen Sachverhalte und Umsténde beruhen.
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€2))

Die Gatekeeper sollten der Kommission alle geplanten und durchgefiihrten Ubernahmen
anderer Unternehmen, die zentrale Plattformdienste oder andere Dienste im digitalen Sektor
betreiben, im Voraus mitteilen, damit der Gatekeeper-Status wirksam {iberpriift und die
Liste der zentralen Plattformdienste eines Gatekeepers angepasst werden konnen. Solche
Informationen sollten nicht nur der oben genannten Uberpriifung des Status einzelner
Gatekeeper dienen; sie sind auch fiir die Beobachtung breiterer Bestreitbarkeitstendenzen im
digitalen Sektor sehr wichtig und konnen deshalb im Rahmen der in dieser Verordnung
vorgesehenen Marktuntersuchungen beriicksichtigt werden. Dariiber hinaus sollte die
Kommission die Mitgliedstaaten iiber diese Informationen unterrichten, da sie diese
Informationen fiir die Zwecke der nationalen Fusionskontrolle verwenden konnten, und da
die zustindige nationale Behorde diese Ubernahmen unter bestimmten Umstinden zum
Zwecke der Fusionskontrolle der Kommission melden kdnnte. Die Kommission sollte auch
eine zusammenfassende Beschreibung des Zusammenschlusses verdffentlichen, in der die
an dem Zusammenschluss beteiligten Unternehmen, ihr Tétigkeitsbereich, die Art des
Zusammenschlusses und die Aufstellung der von dem Vorhaben betroffenen Mitgliedstaaten
enthalten sind. Um die notwendige Transparenz und Sinnhaftigkeit dieser Unterrichtung zu
den verschiedenen in dieser Verordnung vorgesehenen Zwecken zu gewéhrleisten, sollten
die Gatekeeper mindestens Informationen iiber die an dem Zusammenschluss beteiligten
Unternehmen, ihren EWR-weiten und weltweiten Jahresumsatz, ihren Tétigkeitsbereich,
einschlieBlich der unmittelbar mit dem Zusammenschluss in Verbindung stehenden
Tétigkeiten, den Transaktionswert oder eine Schitzung desselben, eine zusammenfassende
Beschreibung des Zusammenschlusses, einschlielich seiner Art und der ihm zugrunde
liegenden Beweggriinde, sowie eine Aufstellung der von dem Vorhaben betroffenen

Mitgliedstaaten bereitstellen.
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(32) Um die Fairness und Bestreitbarkeit der von Gatekeepern betriebenen zentralen
Plattformdienste zu gewihrleisen, sollten in Bezug auf diese Dienste klare und eindeutige
harmonisierte Verpflichtungen festgelegt werden. Solche Regeln werden bendtigt, um dem
Risiko vorzubeugen, dass unlautere Praktiken von Gatekeepern nachteilige Auswirkungen
haben, und kdmen dem Geschaftsumfeld der betreffenden Dienste, den Nutzern und letztlich
der ganzen Gesellschaft zugute. Angesichts des raschen Wandels und der Dynamik der
digitalen Mérkte sowie der betrachtlichen wirtschaftlichen Macht von Gatekeepern ist es
wichtig, dass diese Verpflichtungen wirksam angewendet und nicht umgangen werden. Zu
diesem Zweck sollten die in Rede stehenden Verpflichtungen auf alle Praktiken eines
Gatekeepers angewendet werden, ungeachtet der Form dieser Praktiken und unabhingig
davon, ob sie vertraglicher, geschéftlicher, technischer oder anderer Art sind, solange diese
Praktik einem Praktiktypus entspricht, der von einer der Verpflichtungen in der Verordnung

erfasst ist.
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(33)

Die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen beschrinken sich auf das, was
erforderlich und gerechtfertigt ist, um den ermittelten unlauteren Praktiken von Gatekeepern
zu begegnen und die Bestreitbarkeit der zentralen Plattformdienste von Gatekeepern zu
gewihrleisten. Daher sollten die Verpflichtungen fiir die Praktiken gelten, die angesichts der
Merkmale des digitalen Sektors als unlauter angesehen werden und die gemal3 den
beispielsweise bei der Durchsetzung des EU-Wettbewerbsrechts gesammelten Erfahrungen
besonders negative unmittelbare Auswirkungen auf gewerbliche Nutzer und Endnutzer
haben. Die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen kénnen insbesondere der Art
der erbrachten zentralen Plattformdienste Rechnung tragen. Zudem muss die Mdéglichkeit
eines Regulierungsdialogs mit Gatekeepern zur genauen Anpassung der Verpflichtungen
vorgesehen werden, fiir die spezifische DurchfithrungsmaBBnahmen erforderlich sein diirften,
um ihre Wirksamkeit und VerhdltnismaBigkeit zu gewahrleisten. Die Verpflichtungen
sollten nur aktualisiert werden, wenn nach einer griindlichen Untersuchung der Art und
Auswirkungen bestimmter Praktiken festgestellt wird, dass diese Praktiken nunmehr als
unlauter einzustufen sind oder die Bestreitbarkeit ebenso beschrianken wie die in dieser
Verordnung dargelegten unlauteren Praktiken, aber moglicherweise nicht unter die
Verpflichtungen dieser Verordnung fallen. Die Kommission sollte entweder von Amts
wegen oder auf begriindeten Antrag von mindestens drei Mitgliedstaaten eine Untersuchung
einleiten kdnnen, um festzustellen, ob die bestehenden Verpflichtungen aktualisiert werden
miissen. Die Mitgliedstaaten konnen bei der Vorlage solcher begriindeter Antrige
Informationen tiber neu eingefiihrte Angebote von Produkten, Dienstleistungen, Software
oder Merkmalen aufnehmen, die Bedenken hinsichtlich der Bestreitbarkeit oder Lauterkeit
aufwerfen, unabhédngig davon, ob sie im Zusammenhang mit bestehenden zentralen
Plattformdiensten oder auf andere Weise umgesetzt werden. Hilt es die Kommission im
Anschluss an eine Marktuntersuchung fiir erforderlich, wesentliche Elemente dieser
Verordnung zu dndern, etwa durch die Aufnahme neuer Verpflichtungen, die von den in
dieser Verordnung behandelten Fragen der Bestreitbarkeit oder Lauterkeit abweichen, so

sollte die Kommission einen Vorschlag zur Anderung der Verordnung vorlegen.
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(34) Durch die Kombination dieser verschiedenen Mechanismen fiir die Auferlegung und
Anpassung von Verpflichtungen sollte gewéhrleistet werden, dass die Verpflichtungen nur
die festgestellten unlauteren Praktiken erfassen; gleichzeitig soll dadurch sichergestellt
werden, dass bei neuen oder sich herausbildenden Praktiken Eingriffe im erforderlichen und

angemessenen Umfang moglich sind.

(35) Die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen sind erforderlich, um konkrete
Probleme beziiglich der 6ffentlichen Ordnung anzugehen, zumal im Hinblick auf die
Notwendigkeit, die 6ffentliche Ordnung zu wahren, die Privatsphére zu schiitzen und
betriigerische und irrefithrende Geschiftspraktiken zu bekdmpfen, dasselbe Ergebnis nicht

durch andere, weniger restriktive MaB3nahmen erzielt werden kann.
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(36)

Wenn Gatekeeper Endnutzerdaten aus unterschiedlichen Quellen zusammenfiihren oder
Nutzer fiir verschiedene ihrer Dienste anmelden, verschafft ihnen das aufgrund der
Anhidufung von Daten potenzielle Vorteile, wodurch Markteintrittsschranken entstehen.
Damit sichergestellt ist, dass Gatekeeper die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste nicht
auf unlautere Weise untergraben, sollten sie ihren Endnutzern auch eine mit weniger
personenbezogenen Daten verbundene, aber gleichwertige Alternative anbieten, ohne den
zentralen Plattformdienst oder bestimmte Funktionen davon von der Einwilligung des
Endnutzers im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679
abhéngig zu machen, damit die Endnutzer frei entscheiden kdnnen, ob sie den betreffenden
Geschiéftspraktiken zustimmen wollen (,,Opt-in“). Dies sollte das Recht des Gatekeepers
unbertiihrt lassen, vorbehaltlich der Einwilligung des Endnutzers gemif3 Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679 gestiitzt auf die Rechtsgrundlage gemaf
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 Daten zusammenzufiihren oder Nutzer
fiir einen seiner Dienste anzumelden, mit Ausnahme des Artikels 6 Absatz 1 Buchstaben b
und f betreffend die Verarbeitung, die fiir die Erfiillung eines Vertrags oder fiir die Zwecke
eines berechtigten Interesses des Gatekeepers erforderlich ist, die in diesem Zusammenhang
ausdriicklich ausgeschlossen ist, um eine Umgehung dieser Verpflichtung zu verhindern.
Die mit weniger personenbezogenen Daten verbundene Alternative sollte sich von dem
Dienst, der den Endnutzern angeboten wird, die in die Zusammenfiihrung ihrer
personenbezogenen Daten eingewilligt haben, nicht durch eine andere oder schlechtere
Qualitit unterscheiden, es sei denn, die urspriingliche Qualitdt des bereitgestellten Dienstes
hingt gerade von der Zusammenfiihrung dieser Daten ab. Diese Moglichkeit der
Zusammenfiihrung der Daten sollte auch fiir alle moglichen Quellen personenbezogener
Daten, einschlieBlich eigener zentraler Plattformdienste und anderer vom Gatekeeper
angebotenen Dienste sowie der Dienste Dritter (bei denen Daten beispielsweise iiber
Cookies oder ,,Gefillt mir*“~-Schaltflichen auf Websites Dritter gewonnen werden), gelten.
Wenn der Gatekeeper um Einwilligung ersucht, sollte er dem Endnutzer proaktiv eine
nutzerfreundliche Losung fiir die explizite, klare und iiberschaubare Erteilung, Anderung
oder Widerrufung der Einwilligung prasentieren. Die Einwilligung sollte durch eine klare
Bestitigung erteilt werden, mit der freiwillig, fiir den konkreten Fall, in informierter Weise
und unmissverstindlich bekundet wird, dass der Verbraucher einverstanden ist. Zum
Zeitpunkt der Einwilligung sollte der Nutzer dariiber informiert werden, dass eine
Verweigerung dazu fiihren kann, dass das Angebot mit weniger personenbezogenen Daten
verbunden ist, dass aber ansonsten der zentrale Plattformdienst unverdndert bleibt und keine
Funktionen unterdriickt werden. Schlielich sollte dem Endnutzer die Moglichkeit
eingerdumt werden, diesen Geschiftspraktiken aufgeschliisselt nach den einzelnen zentralen
Plattformdiensten und anderen vom Gatekeeper angebotenen Diensten zuzustimmen. Die
Endnutzer sollten auch berechtigt sein, ihre Einwilligung, nachdem sie sie erteilt haben,
nachtréglich wieder zuriickzuziehen.
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(37)

(3%)

Aufgrund ihrer Position konnten Gatekeeper in bestimmten Féllen die Moglichkeit
gewerblicher Nutzer ihrer Online-Vermittlungsdienste beschrinken, Endnutzern iiber andere
Online-Vermittlungsdienste Waren oder Dienstleistungen zu glinstigeren Bedingungen
(auch zu glinstigeren Preisen) anzubieten. Solche Beschrankungen schrecken gewerbliche
Nutzer von Gatekeepern stark von der Nutzung anderer Online-Vermittlungsdienste ab und
beschrinken die Bestreitbarkeit durch andere Plattformen, sodass die Endnutzer nur
begrenzt andere Online-Vermittlungsdienste wéhlen konnen. Damit gewerbliche Nutzer der
von Gatekeepern betriebenen Online-Vermittlungsdienste andere Online-
Vermittlungsdienste frei wihlen und den Endnutzern ihre Produkte oder Dienstleistungen zu
differenzierten Konditionen anbieten kénnen, sollte nicht hingenommen werden, dass
Gatekeeper die Moglichkeiten gewerblicher Nutzer, sich fiir eine Differenzierung der
Geschiftsbedingungen einschlieBlich des Preises zu entscheiden, einschrianken. Dies sollte
fiir jede MaBnahme mit gleicher Wirkung gelten, z. B. fiir erh6hte Provisionssitze oder die

Auslistung der Angebote gewerblicher Nutzer.

Um gewerbliche Nutzer nicht noch abhédngiger von den zentralen Plattformdiensten von
Gatekeepern zu machen und um Multi-Homing zu f6rdern, sollten diese Nutzer denjenigen
Vertriebskanal frei wihlen und férdern konnen, der sich ihrer Ansicht nach am besten fiir
Interaktionen mit Endnutzern eignet, mit denen bereits eine Geschiftsbeziehung iiber die
zentralen Plattformdienste des Gatekeepers oder andere Kanéle aufgebaut wurde. Auch die
Endnutzer sollten frei sein, Angebote solcher gewerblichen Nutzer zu wéhlen und mit diesen
Vertrdge zu schlieen — entweder iiber etwaige zentrale Plattformdienste des Gatekeepers
oder tliber einen direkten Vertriebskanal oder einen etwaigen anderen indirekten
Vertriebskanal des gewerblichen Nutzers. Dies sollte fiir die Forderung von Angeboten
gewerblicher Nutzer fiir Endnutzer und den Abschluss von Vertridgen zwischen

gewerblichen Nutzern und Endnutzern gelten.
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(38a) Die Fahigkeit von Endnutzern, au3erhalb der zentralen Plattformdienste des Gatekeepers

(39)

Inhalte, Abonnements, Funktionen oder andere Elemente zu erwerben, sollte weder
untergraben noch eingeschriankt werden. Insbesondere sollte vermieden werden, dass
Gatekeeper den Zugang von Endnutzern zu solchen Diensten und die Nutzung solcher
Dienste iiber Software-Anwendungen beschrinken, die auf den zentralen Plattformdiensten
der Gatekeeper ausgefiihrt werden. So sollten beispielsweise Abonnenten von Online-
Inhalten, die nicht durch Herunterladen einer Software-Anwendung oder iiber einen Store
fiir Software-Anwendungen erworben wurden, nicht einfach aus dem Grund, dass diese
Online-Inhalte nicht iiber eine Software-Anwendung oder einen Store fiir Software-
Anwendungen erworben wurden, daran gehindert werden, iiber eine Software-Anwendung

auf dem zentralen Plattformdienst des Gatekeepers auf diese Online-Inhalte zuzugreifen.

Zur Wahrung eines fairen Geschéftsumfelds und der Bestreitbarkeit des digitalen Sektors
muss das Recht der gewerblichen Nutzer und Endnutzer geschiitzt werden, Bedenken wegen
unlauterer Verhaltensweisen von Gatekeepern bei den zustéindigen Verwaltungsstellen oder
Behorden einschlieBlich der nationalen Gerichte geltend zu machen. So kdnnten
gewerbliche Nutzer und Endnutzer den Wunsch haben, sich wegen verschiedener unlauterer
Praktiken zu beschweren, z. B. wegen diskriminierender Zugangsbedingungen, einer
ungerechtfertigten SchlieBung ihrer Nutzerkonten oder unklarer Griinde fiir die Auslistung
ihrer Produkte. Jede Verhaltensweise, die diese Moglichkeit, Bedenken geltend zu machen
oder bestehende Rechtsmittel einzulegen, beispielsweise durch Vertraulichkeitsklauseln in
Vereinbarungen oder andere schriftliche Bedingungen auf irgendeine Weise unterbindet
oder einschrinkt oder durch die Festlegung, welche Schritte zuvor unternommen werden
miissen, liberméBig erschwert, sollte daher verboten werden. Dies sollte das Recht von
gewerblichen Nutzern und Gatekeepern unberiihrt lassen, in ihren Vereinbarungen die
Nutzungsbedingungen einschlieflich giiltiger Mechanismen fiir die Behandlung von
Beschwerden im Einklang mit dem einschldgigen Unionsrecht und nationalen Recht
festzulegen, zu denen auch Mechanismen fiir eine auflergerichtliche Beilegung von
Rechtsstreitigkeiten oder die Zustdndigkeit spezifischer Gerichte zdhlen. Dies sollte daher

auch die Rolle der Gatekeeper bei der Bekdmpfung illegaler Online-Inhalte unbertiihrt lassen.
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(40)

(41)

Identifizierungs- und Zahlungsdienste sind fiir gewerbliche Nutzer fiir die Fiihrung ihrer
Geschéfte von entscheidender Bedeutung, da sie es ihnen im Einklang mit dem Unionsrecht
oder dem nationalen Recht ermoglichen kdnnen, Dienste in dem nach der Verordnung

(EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG zuldssigem Umfang zu optimieren und das
Vertrauen in Online-Transaktionen zu stirken. Deshalb sollten Gatekeeper ihre Position als
Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, nicht einsetzen, um von ihren darauf
angewiesenen gewerblichen Nutzern zu verlangen, dass sie im Rahmen der Bereitstellung
von Diensten oder Produkten fiir Endnutzer Identifizierungs- und Zahlungsdienste des

Gatekeepers nutzen.

Wenn ein Gatekeeper von gewerblichen Nutzern oder Endnutzern als Bedingung fiir den
Zugang zu einem zentralen Plattformdienst verlangt, sich fiir einen anderen zentralen
Plattformdienst anzumelden oder zu registrieren, ermoglicht dies dem Gatekeeper, neue
gewerbliche Nutzer und Endnutzer fiir seine zentralen Plattformdienste zu gewinnen und zu
binden, indem er dafiir sorgt, dass gewerbliche Nutzer und Endnutzer nur dann Zugang zu
einem zentralen Plattformdienst haben, wenn sie sich zumindest auch fiir einen zweiten
zentralen Plattformdienst registrieren oder ein entsprechendes Konto einrichten. Dieses
Verhalten verschafft Gatekeepern auch aufgrund der Anhdufung von Daten einen
potenziellen Vorteil. Daher ist dieses Verhalten geeignet, Markteintrittsschranken zu

schaffen.
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(42)

Die Bedingungen, zu denen Gatekeeper Online-Werbedienste fiir gewerbliche Nutzer wie

z. B. Werbetreibende oder Verlage erbringen, sind oft intransparent und undurchsichtig.
Diese Intransparenz héngt zum Teil mit den Praktiken einiger weniger Plattformen
zusammen, ist aber auch durch die Komplexitit der heutigen programmgesteuerten
Werbung bedingt. Die Intransparenz in dieser Branche hat offenbar nach der Einfiihrung
neuer Datenschutzvorschriften zugenommen und diirfte sich durch die angekiindigte
Entfernung von Drittanbieter-Cookies weiter erhdhen. Dies fiihrt dazu, dass Werbetreibende
und Verlage in vielen Fillen nicht iiber geniigend Informationen iiber die Bedingungen der
von ihnen bezogenen Werbedienste verfiigen und sie nicht genau genug kennen, was ihre
Fahigkeit beeintrachtigt, zu anderen Unternehmen, die Online-Werbedienste erbringen, zu
wechseln. Aulerdem diirften die Kosten fiir Online-Werbung hoher sein als in einem
faireren, transparenteren und bestreitbareren Plattformumfeld. Diese hoheren Kosten diirften
sich in den Preisen niederschlagen, die die Endnutzer fiir viele tiglich genutzte Produkte und
Dienstleistungen zahlen, fiir die im Internet geworben wird. Daher sollten
Transparenzverpflichtungen vorsehen, dass Gatekeeper Werbetreibenden und Verlagen, fiir
die sie Online-Werbedienste erbringen, binnen eines Monats nach einer Anfrage und im
Rahmen ihrer Moglichkeiten Informationen zur Verfiigung stellen miissen, anhand deren
beide Seiten den Preis der einzelnen Werbedienstleistungen nachvollziehen kdnnen, die im

Rahmen der betreffenden Wertschopfungskette erbracht wurden.
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(43)

(44)

Ein Gatekeeper kann unter bestimmten Umstdnden eine Doppelrolle spielen: zum einen
kann er als Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, fiir seine gewerblichen
Nutzer einen zentralen Plattformdienst unter Umstéinden gemeinsam mit einer
Nebendienstleistung anbieten und zum anderen als Anbieter derselben oder dhnlicher
Dienstleistungen oder Produkte fiir dieselben Endkunden mit ebendiesen gewerblichen
Nutzern im Wettbewerb stehen. Unter diesen Umstdnden kann ein Gatekeeper einen Vorteil
aus seiner Doppelrolle ziehen, indem er durch Transaktionen seiner gewerblichen Nutzer im
Zusammenhang mit den zentralen Plattformdiensten oder den Nebendienstleistungen
generierte Daten fiir seine eigenen Dienste nutzt, die &hnliche Dienstleistungen wie seine
gewerblichen Nutzer anbieten. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn ein Gatekeeper
gewerblichen Nutzern einen Online-Marktplatz oder einen Store fiir Software-
Anwendungen anbietet und gleichzeitig mit diesen gewerblichen Nutzern als Online-
Einzelhidndler oder Unternehmen, das Anwendungssoftware anbietet, im Wettbewerb steht.
Um zu verhindern, dass Gatekeeper unfaire Vorteile aus dieser Doppelrolle ziehen, sollte
sichergestellt werden, dass sie keine nicht 6ffentlich zugédnglichen aggregierten oder
nichtaggregierten Daten, die auch anonymisierte und personenbezogene Daten umfassen
konnen, nutzen, um dhnliche Dienstleistungen anzubieten wie ihre gewerblichen Nutzer.
Diese Verpflichtung sollte fiir den Gatekeeper als Ganzen gelten, d. h. einschlieBlich des
Geschiftsbereichs, in dem er mit den gewerblichen Nutzern eines zentralen
Plattformdienstes und der Nebendienstleistungen im Wettbewerb steht, aber nicht nur fiir

diesen Geschiftsbereich.

Gewerbliche Nutzer konnen auch Werbedienste von einem Unternehmen, das zentrale
Plattformdienste betreibt, erwerben, um Waren und Dienstleistungen fiir Endnutzer
anzubieten. In diesem Fall kann es vorkommen, dass die Daten nicht auf dem zentralen
Plattformdienst generiert werden, sondern von dem gewerblichen Nutzer fiir den zentralen
Plattformdienst bereitgestellt werden oder auf der Grundlage seiner iiber den betreffenden
zentralen Plattformdienst durchgefiihrten Tatigkeiten generiert werden. Unter bestimmten
Umsténden kann der zentrale Plattformdienst, der Werbedienste erbringt, eine Doppelrolle
als Vermittler und als Unternehmen spielen, das Werbedienstleistungen erbringt. Folglich
sollte die Verpflichtung, nach der ein Gatekeeper, der eine Doppelrolle spielt, keine Daten
gewerblicher Nutzer verwenden darf, auch fiir die Daten gelten, die ein zentraler
Plattformdienst von gewerblichen Nutzern fiir Werbedienste auf dem betreffenden zentralen

Plattformdienst erhalten hat.
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(45)

(46)

Im Hinblick auf Cloud-Computing-Dienste sollte diese Verpflichtung auf Daten ausgeweitet
werden, die gewerbliche Nutzer des Gatekeepers bereitstellen oder generieren, wenn sie den
Cloud-Computing-Dienst des Gatekeepers oder dessen Store fiir Software-Anwendungen
nutzen, tiber den Endnutzer von Cloud-Computing-Diensten auf Software-Anwendungen
zugreifen konnen. Diese Verpflichtung sollte das Recht des Gatekeepers, aggregierte Daten
fiir die Erbringung von Datenanalyse-Nebendienstleistungen zu nutzen, unberiihrt lassen,
sofern dabei die Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG
sowie die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen in Bezug auf

Nebendienstleistungen eingehalten werden.

Ein Gatekeeper kann verschiedene Mittel einsetzen, um seine eigenen Dienstleistungen oder
Produkte oder jene eines Dritten auf einem von ihm bereitgestellten oder wirksam
kontrollierten Betriebssystem zum Nachteil derselben oder &hnlicher Dienstleistungen, die
Endnutzer iiber Dritte erhalten kdnnten, zu begiinstigen. Dies kann beispielsweise der Fall
sein, wenn ein Gatekeeper bestimmte Software-Anwendungen oder Dienste vorinstalliert.
Um den Endnutzern eine echte Auswahl zu ermoglichen, sollten Gatekeeper nicht ihre
eigenen Software-Anwendungen oder jene eines Dritten begiinstigen, indem sie
ausschlieBlich ihre eigenen Software-Anwendungen freigeben und Endnutzer daran hindern,
auf threm zentralen Plattformdienst vorinstallierte Software-Anwendungen in einem von

thnen bereitgestellten oder wirksam kontrollierten Betriebssystem zu deinstallieren.
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(47)

(47a)

Die von Gatekeepern fiir den Vertrieb von Software-Anwendungen festgelegten Regeln
konnen unter bestimmten Umstidnden die Moglichkeiten der Endnutzer in zweierlei Hinsicht
einschrianken: zum einen in Bezug auf die Installation und effektive Nutzung von Software-
Anwendungen Dritter oder deren Stores fiir Software-Anwendungen auf Betriebssystemen
oder der Hardware des betreffenden Gatekeepers und zum anderen in Bezug auf den Zugriff
auf diese Software-Anwendungen oder Stores fiir Software-Anwendungen auflerhalb der
zentralen Plattformdienste dieses Gatekeepers. Solche Beschrankungen konnen die
Moglichkeiten von Anwendungsentwicklern zur Nutzung anderer Vertriebskanile und die
Moglichkeiten von Endnutzern, zwischen Software-Anwendungen verschiedener
Vertriebskanile zu wéhlen, begrenzen und sollten als unlautere Maflnahmen, die die
Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste schwéichen konnten, verboten werden. Der
Gatekeeper darf die erforderlichen und angemessenen technischen oder vertraglichen
Mafnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass Software-Anwendungen Dritter und Stores
fiir Software-Anwendungen Dritter nicht die Integritdt der von ihm bereitgestellten
Hardware oder Betriebssysteme gefahrden, sofern er nachweist, dass diese Maflnahmen
erforderlich und gerechtfertigt sind und die Integritdt der Hardware bzw. des

Betriebssystems nicht durch weniger restriktive Mittel geschiitzt werden kann.

Damit Endnutzer ihre Sicherheit schiitzen koénnen, sollte der Gatekeeper zudem nicht daran
gehindert werden, die unbedingt erforderlichen und angemessenen technischen MaBBnahmen
zu ergreifen, sofern er nachweist, dass diese Maflnahmen erforderlich und gerechtfertigt sind
und dieses Ziel nicht durch weniger restriktive Mittel erreicht werden kann. Dies kann
geeignete sicherheitsbezogene Informationen von Gatekeepern und — zum Zwecke der
elterlichen Kontrolle — die Mdglichkeit fiir Endnutzer umfassen, Software-Anwendungen

Dritter oder Stores fiir Software-Anwendungen Dritter zu deaktivieren und zu reaktivieren.
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(48)

Da Gatekeeper in vielen Fillen vertikal integriert sind und Endnutzern Produkte oder
Dienstleistungen iiber ihre eigenen zentralen Plattformdienste oder liber gewerbliche Nutzer
anbieten, liber die sie Kontrolle ausiiben, kommt es hdufig zu Interessenkonflikten. Dazu
gehdren beispielsweise Situationen, in denen ein Gatekeeper seine eigenen Online-
Vermittlungsdienste {iber eine Online-Suchmaschine anbietet. Wenn der Gatekeeper seine
Produkte oder Dienstleistungen auf dem zentralen Plattformdienst anbietet, kann er sein
Angebot an Online-Vermittlungsdiensten, Online-Diensten sozialer Netzwerke oder Video-
Sharing-Plattform-Diensten durch Ranking besser positionieren als die Produkte Dritter, die
ebenfalls auf dem zentralen Plattformdienst tétig sind. Dies kann beispielsweise beim
Ranking von Produkten oder Dienstleistungen einschlielich anderer zentraler
Plattformdienste in den Ergebnissen von Online-Suchmaschinen erfolgen oder wenn diese
ganz oder teilweise in Ergebnisse von Online-Suchmaschinen oder thematischen Gruppen
von Ergebnissen integriert sind und zusammen mit den Ergebnissen einer Online-
Suchmaschine angezeigt werden, die von bestimmten Endnutzern als von der Online-
Suchmaschine getrennter oder zusétzlicher Dienst angesehen oder genutzt werden. Es kann
auch bei Software-Anwendungen erfolgen, die iiber Stores fiir Software-Anwendungen
vertrieben werden, oder bei Produkten und Dienstleistungen, die im Newsfeed eines sozialen
Netzwerks hervorgehoben oder in den Suchergebnissen oder auf einem Online-Marktplatz
angezeigt werden. Unter diesen Umstinden spielt der Gatekeeper eine Doppelrolle, denn er
ist sowohl Vermittler fiir Drittunternehmen als auch ein Unternehmen, das die Produkte oder
Dienste des Gatekeepers direkt anbietet. Folglich konnen solche Gatekeeper die
Bestreitbarkeit in Bezug auf diese Produkte oder Dienstleistungen auf diesen zentralen
Plattformdiensten direkt zum Nachteil der nicht unter der Kontrolle des Gatekeepers

stehenden gewerblichen Nutzer untergraben.
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(50)

In solchen Situationen sollten die Gatekeeper die Produkte oder Dienstleistungen, die sie
selbst oder iiber einen von ihnen kontrollierten gewerblichen Nutzer anbieten, beim Ranking
auf dem zentralen Plattformdienst weder durch rechtliche noch durch kommerzielle oder
technische Mittel anders oder bevorzugt behandeln. Im Hinblick auf die Wirksamkeit dieser
Verpflichtung sollte zudem sichergestellt werden, dass die fiir ein solches Ranking
geltenden Bedingungen generell fair sind. Unter ,,Ranking® ist in diesem Zusammenhang
jedwede relative Hervorhebung zu verstehen, auch das Anzeigen, die Beurteilung, das
Verlinken oder die Sprachausgabe von Ergebnissen. Um sicherzustellen, dass diese
Verpflichtung wirksam ist und nicht umgangen werden kann, sollte sie auch fiir jede
MalBnahme gelten, die die gleiche Wirkung wie eine Differenzierung oder
Vorzugsbehandlung beim Ranking hat. Die nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2019/1150
erlassenen Leitlinien sollten auch die Um- und Durchsetzung dieser Verpflichtung

erleichtern!®.

Gatekeeper sollten die freie Auswahl von Endnutzern nicht dadurch beschrinken oder
verhindern, dass sie sie technisch oder auf andere Weise daran hindern, zwischen
verschiedenen Software-Anwendungen und Diensten zu wechseln oder solche zu
abonnieren. So hitten mehr Unternehmen die Moglichkeit, ihre Dienste anzubieten, was
letztlich eine grofere Auswahl fiir die Endnutzer zur Folge hitte. Gatekeeper sollten
ungeachtet dessen, ob sie Hardware fiir den Zugang zu solchen Software-Anwendungen
oder Diensten herstellen, eine freie Auswahl sicherstellen und sollten keine kiinstlichen
technischen oder sonstigen Hindernisse errichten, um einen Anbieterwechsel unmdoglich
oder unwirksam zu machen. Das reine Anbieten eines bestimmten Produkts oder Dienstes
fiir Endnutzer (z. B. durch eine Vorinstallation) oder die Verbesserung des Angebots fiir
Endnutzer (z. B. durch Preisermafligungen oder hohere Qualitét) sollten fiir sich genommen

nicht als verbotenes Hindernis fiir einen Anbieterwechsel gelten.

16

Bekanntmachung der Kommission: Leitlinien zur Transparenz des Rankings gemil3 der
Verordnung (EU) 2019/1150 des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. C 424 vom
8.12.2020, S. 1).
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Gatekeeper konnen den Zugriff von Endnutzern auf Online-Inhalte und -Dienste
einschlieBlich Software-Anwendungen beeintrachtigen. Daher sollten Regeln festgelegt
werden, um sicherzustellen, dass das Recht der Endnutzer auf Zugang zu einem offenen
Internet nicht durch das Verhalten von Gatekeepern beeintriachtigt wird. Gatekeeper kdnnen
insbesondere durch ihre Kontrolle iiber Betriebssysteme oder Hardware auch die
Moglichkeiten von Endnutzern, effektiv zwischen verschiedenen Unternehmen, die
Internetzugangsdienste bereitstellen, zu wechseln, technisch beschrénken. Dies verfélscht
die Wettbewerbsbedingungen fiir Internetzugangsdienste und schadet letztlich den
Endnutzern. Daher sollte sichergestellt werden, dass Gatekeeper Endnutzer bei der Auswahl
des Unternehmens, das ihnen den Internetzugangsdienst bereitstellt, nicht unangemessen

einschrianken.

Gatekeeper konnen auch als Entwickler von Betriebssystemen und Hersteller von Geriten,
einschlieBlich der technischen Funktionen solcher Gerite, eine Doppelrolle spielen. So kann
zum Beispiel ein Gatekeeper, der Gerite herstellt, den Zugang zu einigen Funktionen dieses
Gerits wie der Nahfeldkommunikationstechnologie oder der dazugehorigen Software
beschranken, die der Gatekeeper oder das potenzielle Drittunternehmen, das eine
Nebendienstleistung erbringt, fiir die wirksame Erbringung einer Nebendienstleistung
bendtigen konnte. Um dhnliche Funktionen wie der Gatekeeper anbieten zu konnen, wird
ein solcher Zugang moglicherweise auch fiir Software-Anwendungen benoétigt, die sich auf
die betreffenden Nebendienstleistungen beziehen. Wenn ein Gatekeeper eine solche
Doppelrolle ausnutzt, um andere Unternehmen, die Nebendienstleistungen oder Software-
Anwendungen anbieten, daran zu hindern, zu gleichen Bedingungen auf dieselben
Betriebssystem-, Hardware- oder Softwarefunktionen zuzugreifen, die der Gatekeeper fiir
die Erbringung von Nebendienstleistungen zur Verfligung hat oder verwendet, konnte dies
sowohl die Innovationen seitens der Unternehmen, die diese Nebendienstleistungen
erbringen, als auch die Auswabhl fiir die Endnutzer solcher Nebendienstleistung erheblich
beeintrachtigen. Daher sollten die Gatekeeper verpflichtet werden, den Zugang zu und die
Interoperabilitidt mit denselben Betriebssystem-, Hardware- oder Softwarefunktionen zu den
gleichen Bedingungen zu ermdglichen, die der Gatekeeper fiir die Erbringung von

Nebendienstleistungen zur Verfiigung hat oder verwendet.
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(54)

Die Bedingungen, zu denen Gatekeeper Online-Werbedienste fiir gewerbliche Nutzer wie
z. B. Werbetreibende oder Verlage erbringen, sind oft intransparent und undurchsichtig.
Daher verfiigen Werbetreibende und Verlage oft nicht iiber geniligend Informationen iiber
die Wirkung einer konkreten Werbemafinahme. Zur Férderung der Fairness, Transparenz
und Bestreitbarkeit der unter diese Verordnung fallenden Online-Werbedienste sowie der in
andere zentrale Plattformdienste desselben Unternehmens vollstdndig integrierten Online-
Werbedienste, sollten die benannten Gatekeeper deshalb Werbetreibenden und Verlagen auf
Antrag kostenlos Zugang zu den Instrumenten zur Leistungsmessung des Gatekeepers und
zu den Informationen, einschlieBlich aggregierter Daten, gewihren, die Werbetreibende,
Werbeagenturen, die im Auftrag eines Unternehmens Werbung platzieren, und Verlage fiir
ihre eigene wirksame unabhingige Uberpriifung der relevanten Online-Werbedienste

benotigen.

Gatekeeper profitieren von ithrem Zugang zu gro3en Datenmengen, die sie im Zuge des
Betriebs der zentralen Plattformdienste sowie anderer digitaler Dienste erheben. Um
sicherzustellen, dass Gatekeeper nicht die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste oder das
Innovationspotenzial des dynamischen digitalen Sektors untergraben, indem sie den
Anbieterwechsel oder Multi-Homing beschrianken, sollten Endnutzer wirksam und
unmittelbar Zugang zu den Daten erhalten, die sie bereitgestellt haben bzw. die durch ihre
Tatigkeit im Zusammenhang mit den relevanten zentralen Plattformdiensten des
Gatekeepers zum Zwecke der Ubertragbarkeit der Daten gemi der Verordnung

(EU) 2016/679 generiert wurden. Die Daten sollten in einem Format bereitgestellt werden,
auf das unmittelbar und wirksam zugegriffen werden kann und das von den Endnutzern oder
den betreffenden Dritten, auf den die Daten {ibertragen werden, verwendet werden kann. Die
Gatekeeper sollten auch durch geeignete technische Maflnahmen wie
Anwendungsprogrammierschnittstellen sicherstellen, dass Endnutzer oder von Endnutzern
autorisierte Dritte die Daten kontinuierlich und in Echtzeit iibertragen konnen. Dies sollte
auch fiir alle anderen Daten verschiedener Aggregationsebenen gelten, die fiir eine wirksame
Ubertragbarkeit erforderlich sein konnten. Die Vereinfachung des Anbieterwechsels oder
Multi-Homings sollte wiederum zu einer groBeren Auswahl fiir Endnutzer fiihren und

Innovationsanreize fiir Gatekeeper und gewerbliche Nutzer schaffen.
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Gewerbliche Nutzer, die zentrale Plattformdienste von Gatekeepern nutzen, sowie die
Endnutzer solcher gewerblichen Nutzer stellen grofle Datenmengen bereit und generieren
sie. Dafiir werden unter anderem auch aus solcher Nutzung Daten abgeleitet. Um
sicherzustellen, dass gewerbliche Nutzer Zugang zu den auf diese Weise generierten Daten
haben, sollte der Gatekeeper ihnen auf Anforderung kostenlos einen ungehinderten Zugang
dazu ermoglichen. Auch Dritte, die der gewerbliche Nutzer mit der Verarbeitung seiner
Daten beauftragt hat, sollten fiir diese Verarbeitung einen solchen Zugang erhalten. Daten,
die dieselben gewerblichen Nutzer und dieselben Endnutzer dieser gewerblichen Nutzer im
Rahmen anderer Dienste desselben Gatekeepers bereitgestellt oder generiert haben, konnen
betroffen sein, sofern sie untrennbar mit der relevanten Anfrage verbunden sind. In diesem
Zusammenhang sollte ein Gatekeeper keine vertraglichen oder sonstigen Beschrankungen
anwenden, um gewerbliche Nutzer am Zugang zu relevanten Daten zu hindern. Ferner sollte
er es gewerblichen Nutzern ermdglichen, die Einwilligung ihrer Endnutzer fiir den Zugang
zu solchen Daten und Datenabfragen zu erhalten, wenn eine solche Einwilligung nach der
Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist. Gatekeeper
sollten auch den kontinuierlichen Echtzeitzugang zu diesen Daten durch geeignete
technische MaBnahmen sicherstellen, indem sie beispielsweise hochwertige

Programmierschnittstellen einrichten.
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Der Wert von Online-Suchmaschinen fiir ihre gewerblichen Nutzer und Endnutzer steigt in
dem Male, wie die Gesamtzahl der Nutzer steigt. Unternehmen, die Online-Suchmaschinen
betreiben, erheben und speichern aggregierte Datensitze, die Informationen iiber den
Gegenstand von Suchanfragen sowie die Interaktionen des Nutzers mit den angebotenen
Ergebnissen enthalten. Unternehmen, die Online-Suchmaschinen betreiben, erheben diese
Daten bei Suchanfragen, die iiber ihre Suchmaschinendienste und ggf. auf den Plattformen
ihrer nachgelagerten Geschéftspartner durchgefiihrt werden. Der Zugang von Gatekeepern
zu solchen Ranking-, Such-, Klick- und Anzeigedaten stellt ein betrdchtliches Hindernis fiir
einen Marktzutritt oder eine Expansion dar, das die Bestreitbarkeit von Online-
Suchmaschinendiensten untergriabt. Daher sollten Gatekeeper verpflichtet werden, anderen
Unternehmen, die solche Dienste betreiben, zu fairen, zumutbaren und
diskriminierungsfreien Bedingungen Zugang zu diesen im Zusammenhang mit unbezahlten
und bezahlten Ergebnissen von Suchanfragen von Verbrauchern erhobenen Ranking-, Such-,
Klick- und Anzeigedaten zu gewédhren, sodass diese Drittunternehmen ihre Dienste
optimieren konnen und die Position der relevanten zentralen Plattformdienste angreifen
konnen. Auch Dritte, die der Suchmaschinenbetreiber mit der Verarbeitung dieser Daten fiir
diese Suchmaschine beauftragt hat, sollten einen solchen Zugang erhalten. Bei der
Gewihrleistung des Zugangs zu seinen Suchdaten sollte ein Gatekeeper den Schutz der
personenbezogenen Daten von Endnutzern, auch vor moglichen Risiken einer erneuten
Identifizierung, durch geeignete Mittel wie die Anonymisierung solcher personenbezogenen
Daten sicherstellen, ohne die Qualitit oder die Nutzbarkeit der Daten wesentlich zu
beeintrichtigen. Die betreffenden Daten gelten als anonymisiert, wenn personenbezogene
Daten irreversibel so verdndert wurden, dass sich die Informationen nicht mehr auf eine
identifizierte oder identifizierbare natiirliche Person beziehen, oder wenn personenbezogene
Daten in einer Weise anonymisiert wurden, dass die betroffene Person nicht oder nicht mehr

identifiziert werden kann.
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Insbesondere Gatekeeper, die Zugang zu Stores fiir Software-Anwendungen bieten, dienen
gewerblichen Nutzern, die Endnutzer erreichen wollen, als wichtiges Zugangstor. In
Anbetracht der ungleichen Verteilung der Verhandlungsmacht zwischen diesen Gatekeepern
und gewerblichen Nutzern ihrer Stores fiir Software-Anwendungen sollte es diesen
Gatekeepern untersagt sein, allgemeine Bedingungen — einschlieBlich preislicher
Bedingungen, Datennutzungsbedingungen oder Bedingungen im Zusammenhang mit der
Lizenzierung von Rechten im Besitz des gewerblichen Nutzers — aufzuerlegen, die unlauter
wéren oder zu einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung fiihren wiirden. Das Auferlegen
von Bedingungen umfasst sowohl explizite als auch implizite Forderungen, seien sie
vertraglicher oder faktischer Natur, beispielsweise wenn eine Online-Suchmaschine die
Ranking-Ergebnisse von der Ubertragung bestimmter Rechte oder Daten abhiingig macht.
Preisliche oder andere allgemeine Zugangsbedingungen sollten als unlauter angesehen
werden, wenn sie zu einem Ungleichgewicht zwischen den gewerblichen Nutzern
auferlegten Rechten und Pflichten fiihren oder dem Gatekeeper einen Vorteil verschaffen,
der in Anbetracht seiner Dienstleistung fiir die gewerblichen Nutzer unverhéltnismaBig ist,
oder wenn durch sie gewerbliche Nutzer, die dieselben oder dhnliche Dienstleistungen wie
der Gatekeeper erbringen, benachteiligt werden. Die folgenden KenngréBen konnen als
MaBstab fiir die Bewertung der Fairness der allgemeinen Zugangsbedingungen
herangezogen werden: die Preise oder Bedingungen, die andere Unternehmen, die Stores fiir
Software-Anwendungen betreiben, fiir dieselben oder &dhnliche Dienstleistungen erheben
bzw. auferlegen; die Preise oder Bedingungen, die das Unternehmen, das einen Store fiir
Software-Anwendungen betreibt, fiir verschiedene verbundene oder dhnliche
Dienstleistungen erhebt bzw. auferlegt oder von verschiedenen Arten von Endnutzern erhebt
bzw. diesen auferlegt; die Preise oder Bedingungen des Unternehmens, das einen Store fiir
Software-Anwendungen betreibt, fiir dieselben Dienstleistungen in unterschiedlichen
Regionen; die Preise oder Bedingungen des Unternehmens, das einen Store fiir Software-
Anwendungen betreibt, fiir die Dienstleistungen, die der Gatekeeper fiir sich selbst erbringt.
Es sollte auch als unlauter betrachtet werden, wenn der Zugang zu dem Dienst oder die
Qualitit und andere Bedingungen des Dienstes von der Ubermittlung von Daten oder der
Gewihrung von Rechten durch den gewerblichen Nutzer abhéingig gemacht werden, die in
keinem Zusammenhang mit dem Betrieb des zentralen Plattformdienstes stehen oder dafiir
nicht erforderlich sind. Diese Verpflichtung sollte kein Zugangsrecht begriinden und nicht
die Moglichkeiten der Unternehmen, die Stores fiir Software-Anwendungen betreiben,
beschneiden, ihrer Verantwortung im Hinblick auf die Bekdmpfung illegaler und
unerwiinschter Inhalte geméf der Verordnung [Gesetz iiber digitale Dienste]

ordnungsgemél nachzukommen.
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(57a) Gatekeeper konnen es gewerblichen Nutzern und Endnutzern erschweren, einen zentralen

Plattformdienst zu kiindigen, bei dem sie sich zuvor registriert haben. Daher sollten
Vorschriften festgelegt werden, um zu verhindern, dass Gatekeeper die Rechte von
gewerblichen Nutzern und Endnutzern untergraben, eine freie Wahl dariiber zu treffen,
welchen zentralen Plattformdienst sie nutzen. Um die Wahlfreiheit von gewerblichen
Nutzern und Endnutzern zu gewihrleisten, sollte es einem Gatekeeper nicht gestattet sein,
die Kiindigung eines zentralen Plattformdienstes durch gewerbliche Nutzer oder Endnutzer
unndtig schwierig oder kompliziert zu gestalten. Gatekeeper sollten sicherstellen, dass die
Bedingungen fiir die Beendigung von Vertragen stets verhéltnisméafBig sind und von den
Endnutzern ohne tibermifBige Schwierigkeiten eingehalten werden konnen, beispielsweise
hinsichtlich der Kiindigungsgriinde, der Kiindigungsfrist oder der Form einer solchen
Kiindigung. Dies gilt unbeschadet nationaler Rechtsvorschriften, die im Einklang mit dem
Unionsrecht zur Festlegung von Rechten und Pflichten hinsichtlich der Bedingungen fiir die

Beendigung zentraler Plattformdienste durch Endnutzer anwendbar sind.
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Um die Wirksamkeit der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen zu
gewihrleisten und gleichzeitig sicherzustellen, dass diese Verpflichtungen auf das Maf}
beschrénkt sind, das erforderlich ist, um die Bestreitbarkeit zu gewéhrleisten und den
schidlichen Auswirkungen des unlauteren Verhaltens von Gatekeepern zu begegnen,
miissen diese Verpflichtungen klar definiert und umrissen werden, damit die Gatekeeper sie
unter uneingeschrankter Beachtung des anwendbaren Rechts, insbesondere der Verordnung
(EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG, sowie der Anforderungen des
Verbraucherschutzes, der Cybersicherheit und der Produktsicherheit vollstindig einhalten
konnen. Die Gatekeeper sollten durch entsprechende Technik dafiir sorgen, dass die
Vorgaben dieser Verordnung eingehalten werden. Daher sollten die erforderlichen
MafBnahmen in den relevanten Bereichen so weit wie mdglich in die Gestaltung der von den
Gatekeepern genutzten Technik einflieBen. In bestimmten Fillen kann es angezeigt sein,
dass die Kommission im Anschluss an einen Dialog mit dem betreffenden Gatekeeper einige
der MaBnahmen prézisiert, die der betreffende Gatekeeper ergreifen sollte, um die
moglicherweise noch nédher auszufithrenden Verpflichtungen wirksam zu erfiillen. Eine
solche Prizisierung sollte insbesondere dann moglich sein, wenn die Umsetzung einer
moglicherweise noch nédher auszufithrenden Verpflichtung durch Unterschiede zwischen
Diensten innerhalb einer einzigen Kategorie zentraler Plattformdienste beeinflusst werden
kann. Zu diesem Zweck sollte der Gatekeeper die Moglichkeit haben, die Kommission um
die Aufnahme eines Regulierungsdialogs zu ersuchen, in dem die Kommission einige der
MaBnahmen prézisieren kann, die der betreffende Gatekeeper ergreifen sollte, um die
moglicherweise noch nédher auszufithrenden Verpflichtungen wirksam zu erfiillen. Die
Entscheidung, ob und wann eine solche Prizisierung erfolgen sollte, sollte im Ermessen der
Kommission liegen, wobei die Gleichbehandlung, die VerhéltnismaBigkeit und der
Grundsatz der guten Verwaltungspraxis zu wahren sind. Dabei sollte die Kommission die
wichtigsten Griinde fiir ihre Einschédtzung angeben, einschlieBlich der Festlegung von
Prioritéten fiir die Durchsetzung. Der Regulierungsdialog sollte nicht dazu genutzt werden,
die Wirksamkeit dieser Verordnung zu untergraben. Dariiber hinaus beriihrt der
Regulierungsdialog nicht die Befugnisse der Kommission, einen Beschluss zu erlassen, mit
dem die Nichteinhaltung einer der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen durch
einen Gatekeeper festgestellt wird, einschlieBlich der Moglichkeit, Geldbuflen oder
Zwangsgelder zu verhidngen. Diese Moglichkeit eines Regulierungsdialogs sollte den
Gatekeepern die Einhaltung der Vorgaben erleichtern und so die ordnungsgemalie

Durchfiihrung der Verordnung beschleunigen.
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(58a) Innerhalb der Frist fiir die Einhaltung ihrer Verpflichtungen geméal dieser Verordnung
sollten benannte Gatekeeper die Kommission im Rahmen einer verpflichtenden
Berichterstattung iiber die Malnahmen informieren, die sie zu ergreifen beabsichtigen oder
ergriffen haben, um die wirksame Einhaltung dieser Verpflichtungen sicherzustellen, und
die es der Kommission ermdglichen sollten, ihre Pflichten gemal dieser Verordnung
wahrzunehmen. Ferner sollte eine klare und verstiandliche nichtvertrauliche Fassung dieser
Informationen 6ffentlich zuginglich gemacht werden, wobei dem berechtigten Interesse
benannter Gatekeeper an der Wahrung ihrer Geschiftsgeheimnisse Rechnung zu tragen ist.
Diese nichtvertrauliche Veroffentlichung sollte es Dritten ermdglichen, zu iiberpriifen, ob
der benannte Gatekeeper die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen einhalt.
Etwaige DurchsetzungsmaBnahmen der Kommission sollten von einer solchen
Berichterstattung unberiihrt bleiben. Die Kommission sollte den nichtvertraulichen Bericht
sowie alle anderen auf Informationspflichten gemif dieser Verordnung beruhenden
offentlichen Informationen online verdffentlichen, damit der Zugang zu diesen
Informationen in nutzbarer und umfassender Weise, insbesondere fiir KMU, gewéhrleistet

ist.

(59) Als zusitzliches Element zur Gewihrleistung der VerhéltnismaBigkeit sollten Gatekeeper
die Moglichkeit erhalten, die Aussetzung einer bestimmten Verpflichtung in dem
erforderlichen Umfang zu beantragen, wenn auBBergewdhnliche Umsténde vorliegen, auf die
der Gatekeeper keinen Einfluss hat, wie beispielsweise ein unvorhergesehener externer
Schock, durch den ein erheblicher Teil der Nachfrage der Endnutzer nach dem betreffenden
zentralen Plattformdienst voriibergehend weggefallen ist; in diesem Falle miisste der
Gatekeeper nachweisen, dass die Erfiillung der betreffenden Verpflichtung die Rentabilitét
der Geschiftstitigkeit des betreffenden Gatekeepers in der Union gefdhrden wiirde.
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(60a)

Unter auBBergewohnlichen Umstidnden, die ausschlieBlich im Zusammenhang mit der
Wahrung der o6ffentlichen Gesundheit oder der 6ffentlichen Sicherheit — im Sinne des
Unionsrechts und der Auslegung durch den Gerichtshof — vorliegen konnen, sollte die
Kommission einen bestimmten zentralen Plattformdienst per Beschluss von einer
bestimmten Verpflichtung befreien konnen. Werden diese 6ffentlichen Interessen
beeintriachtigt, so kann dies darauf hindeuten, dass die gesamtgesellschaftlichen Kosten, die
infolge der Durchsetzung einer bestimmten Verpflichtung entstiinden, in dem jeweiligen
Ausnahmefall zu hoch und somit unverhiltnisméfBig wéren. Der Regulierungsdialog, der die
Einhaltung der Vorgaben fiir die begrenzten Aussetzungs- bzw. Befreiungsmdoglichkeiten
erleichtern soll, sollte gewéhrleisten, dass die in dieser Verordnung festgelegten
Verpflichtungen verhéltnismaBig sind und die beabsichtigten Ex-ante-Auswirkungen im

Hinblick auf Fairness und Bestreitbarkeit nicht untergraben.

Gatekeepern sollte es nicht gestattet sein, die Einhaltung dieser Verordnung zu umgehen.
Dabher ist es wichtig, jede Form der Umgehung durch ein Unternehmen, das zentrale
Plattformdienste betreibt, oder einen Gatekeeper mittels Verhaltensweisen, die vertraglicher,
kommerzieller, technischer oder sonstiger Art sein konnen, zu untersagen. Beispielsweise
sollte ein Unternechmen, das einen zentralen Plattformdienst betreibt, diesen nicht kiinstlich
segmentieren, aufteilen, unterteilen, fragmentieren oder aufspalten, um die in dieser
Verordnung festgelegten quantitativen Schwellenwerte zu umgehen. Ebenso sollten
Gatekeeper kein Verhalten an den Tag legen, das die Wirksamkeit der in dieser Verordnung
festgelegten Verbote und Verpflichtungen untergraben wiirde, beispielsweise durch die
Verwendung von Verhaltenslenkungsmethoden, etwa Dark Patterns oder

Schnittstellengestaltung.
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(62)

Bei der Bewertung moglicher negativer Auswirkungen der beobachteten Praktik der
Gatekeeper zur Erhebung und Sammlung grof3er Datenmengen von Endnutzern miissen die
Interessen der Endnutzer hinsichtlich des Schutzes ihrer Daten und ihrer Privatsphére
berticksichtigt werden. Die Gewéhrleistung eines angemessenen Maf3es an Transparenz bei
den Profiling-Praktiken der Gatekeeper — unter anderem Profiling im Sinne des Artikels 4
Nummer 4 der Verordnung (EU) 2016/679 — fordert die Bestreitbarkeit der zentralen
Plattformdienste, weil dadurch von au3en Druck auf die Gatekeeper ausgetibt wird, tief
greifendes Verbraucher-Profiling nicht zum Branchenstandard zu machen, zumal potenzielle
Markteinsteiger oder Start-ups nicht im gleichen Umfang, mit der gleichen Tiefe und in
dhnlicher Grofenordnung auf Daten zugreifen konnen. Eine groere Transparenz diirfte es
anderen Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, ermdglichen, sich durch
anspruchsvollere Datenschutzvorkehrungen wirksamer von den etablierten Diensten
abzusetzen. Damit diese Transparenzpflicht ein Mindestmal} an Wirksamkeit entfaltet,
sollten die Gatekeeper zumindest darlegen, auf welcher Datengrundlage das Profiling
durchgefiihrt wird, und dabei unter anderem erldutern, ob auf personenbezogene Daten und
Daten aus Nutzeraktivitdten im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679
zuriickgegriffen wird, wie diese Daten verarbeitet werden, zu welchem Zweck das Profil
erstellt und letztlich genutzt wird, iiber welchen Zeitraum das Profiling erfolgt, welche
Auswirkungen das Profiling auf die Dienste des Gatekeepers hat, mit welchen Maflnahmen
die Endnutzer auf die einschldgige Nutzung eines solchen Profilings wirksam hingewiesen
werden und mit welchen Maflnahmen sie um Einwilligung ersucht werden bzw. ihnen die

Moglichkeit gegeben wird, ithre Einwilligung zu verweigern oder zu widerrufen.

Damit die Ziele dieser Verordnung vollstindig und dauerhaft erreicht werden, sollte die
Kommission dariiber befinden konnen, ob ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste
betreibt, auch dann als Gatekeeper zu benennen ist, wenn es die in dieser Verordnung
festgelegten quantitativen Schwellenwerte nicht erreicht, ob einem Gatekeeper, der die
Vorgaben systematisch nicht einhélt, zusétzliche AbhilfemaBBnahmen aufzuerlegen sind und
ob die Liste der Verpflichtungen, mit denen den Praktiken von Gatekeepern begegnet
werden soll, iiberpriift werden sollte und zusétzliche Praktiken, die in dhnlicher Weise
unlauter sind und die Bestreitbarkeit digitaler Mérkte beschrinken, ermittelt werden sollten.
Wenn die Kommission dariiber befindet, sollte sie sich auf Marktuntersuchungen stiitzen,
die innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens auf der Grundlage klarer Verfahren und
Fristen durchzufiihren sind, um die Ex-ante-Auswirkungen dieser Verordnung auf die
Bestreitbarkeit und Fairness im digitalen Sektor zu gewihrleisten und fiir die erforderliche

Rechtssicherheit zu sorgen.
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(63)

Nach einer Marktuntersuchung wird méglicherweise festgestellt, dass ein Unternehmen, das
einen zentralen Plattformdienst betreibt, alle grundlegenden qualitativen Kriterien erfiillt,
um als Gatekeeper eingestuft zu werden. Wenn das der Fall ist, sollte das betreffende
Unternehmen grundsitzlich alle einschldgigen Verpflichtungen dieser Verordnung erfiillen.
Einem Unternehmen, das von der Kommission als Gatekeeper benannt wurde, weil sie
davon ausgeht, dass es in naher Zukunft eine gefestigte und dauerhafte Position erlangen
wird, sollte die Kommission jedoch nur diejenigen Verpflichtungen auferlegen, die
erforderlich und geeignet sind, um zu verhindern, dass der betreffende Gatekeeper
hinsichtlich seiner Tatigkeiten eine gefestigte und dauerhafte Position erlangt. In Bezug auf
solche neu entstehenden Gatekeeper sollte die Kommission beriicksichtigen, dass dieser
Status grundsitzlich voriibergehender Natur ist; daher sollte zu einem bestimmten Zeitpunkt
abschlielend gepriift werden, ob ein solches Unternehmen, das zentrale Plattformdienste
betreibt, nunmehr eine gefestigte und dauerhafte Position erlangt hat, sodass ihm alle
Verpflichtungen auferlegt werden sollten, oder ob die Benennungsvoraussetzungen letztlich

nicht erfiillt sind, sodass alle zuvor auferlegten Verpflichtungen aufgehoben werden sollten.
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Die Kommission sollte untersuchen und dariiber befinden, ob durch zuséitzliche
verhaltensbezogene oder ggf. strukturelle AbhilfemaBBnahmen sichergestellt werden sollte,
dass der Gatekeeper die Ziele dieser Verordnung nicht unterlaufen kann, indem er eine oder
mehrere der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen systematisch nicht erfiillt
und so seine Position weiter stirkt. Dies ist der Fall, wenn die Kommission gegen einen
Gatekeeper mindestens drei Beschliisse wegen Nichteinhaltung erlassen hat, die
verschiedene zentrale Plattformdienste und verschiedene in dieser Verordnung festgelegte
Verpflichtungen betreffen konnen, oder wenn die GroBle des Gatekeepers im Binnenmarkt
weiter zugenommen hat, sich die wirtschaftliche Abhangigkeit der gewerblichen Nutzer und
der Endnutzer von den zentralen Plattformdiensten des Gatekeepers insofern weiter verstarkt
hat, als ihre Zahl weiter gestiegen ist, oder der Gatekeeper seine Position weiter gefestigt
hat. In solchen Fillen sollte die Kommission daher befugt sein, unter gebiihrender
Beachtung des Grundsatzes der VerhéltnismiBigkeit eine verhaltensbezogene oder
strukturelle AbhilfemaBnahme zu verhéngen. Strukturelle AbhilfemaB3nahmen wie z. B. eine
rechtliche, funktionelle oder strukturelle Trennung, einschlielich der vollstdndigen oder
teilweisen VerduBerung von Geschiftsbereichen, sollten nur dann auferlegt werden, wenn
entweder keine ebenso wirksame verhaltensbezogene AbhilfemaBBnahme in Betracht kommt
oder wenn eine solche fiir das betreffende Unternehmen belastender wére als eine
strukturelle AbhilfemaBnahme. Anderungen der vor der Feststellung der systematischen
Nichteinhaltung bestehenden Struktur eines Unternehmens sind nur dann verhéltnisméBig,
wenn ein erhebliches Risiko besteht, dass die systematische Nichteinhaltung auf ebendiese

Struktur des betreffenden Unternehmens zurtickzufiithren ist.
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(65)

(65a)

Die Dienste und Praktiken im Bereich der zentralen Plattformdienste und der davon
betroffenen Mirkte konnen sich innerhalb kurzer Zeit stark dndern. Um sicherzustellen, dass
diese Verordnung auf dem aktuellen Stand bleibt und eine wirksame und ganzheitliche
regulatorische Losung zur Bewiltigung der im Zusammenhang mit Gatekeepern
auftretenden Probleme darstellt, sollten die mit dieser Verordnung eingefiihrten Listen der
zentralen Plattformdienste und der Verpflichtungen regelméBig tiberpriift werden. Dadurch
kann insbesondere sichergestellt werden, dass unlautere oder die Bestreitbarkeit zentraler
Plattformdienste beschrankende Verhaltensweisen aufgedeckt werden. Angesichts des
dynamischen Wandels im digitalen Sektor sollte zwar regelmiBig eine Uberpriifung
durchgefiihrt werden, solche Uberpriifungen sollten jedoch in einem angemessenen
zeitlichen Rahmen erfolgen, um hinsichtlich der regulatorischen Rahmenbedingungen
Rechtssicherheit zu gewihrleisten. Aullerdem sollte durch Marktuntersuchungen
sichergestellt werden, dass die Kommission auf Basis einer soliden Beweisgrundlage
beurteilen kann, ob sie vorschlagen sollte, diese Verordnung dahin gehend zu d@ndern, dass
die Listen der zentralen Plattformdienste iiberarbeitet, ergénzt oder weiter prazisiert werden.
Zudem sollte durch Marktuntersuchungen sichergestellt werden, dass die Kommission auf
Basis einer soliden Faktengrundlage beurteilen kann, ob sie vorschlagen sollte, die mit
dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen zu dndern, oder ob sie einen delegierten

Rechtsakt zur Aktualisierung der Verpflichtungen erlassen sollte.

In Bezug auf Verhaltensweisen von Gatekeepern, die nicht unter die in dieser Verordnung
festgelegten Verpflichtungen fallen, sollte die Kommission die Méglichkeit haben, eine
Marktuntersuchung zu neuen Diensten und neuen Praktiken einzuleiten, um festzustellen, ob
die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen durch einen delegierten Rechtsakt,
der in den in der Verordnung fiir solche delegierten Rechtsakte festgelegten
Anwendungsbereich fillt, oder durch die Vorlage eines Vorschlags zur Anderung dieser
Verordnung, beispielsweise zur Aufnahme weiterer zentraler Plattformdienste in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung, erginzt werden sollten. Dies beriihrt nicht die
Moglichkeit der Kommission, in geeigneten Fillen ein Verfahren nach Artikel 101 oder 102
AEUV einzuleiten. Ein solches Verfahren sollte gemif3 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des
Rates!” durchgefiihrt werden. In dringenden Fillen, in denen die Gefahr eines schweren und
nicht wiedergutzumachenden Schadens fiir den Wettbewerb besteht, sollte die Kommission
den Erlass einstwilliger MaBBnahmen gemidf3 Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 in

Erwégung ziehen.
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Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfiihrung der in
den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABL. L 1 vom
4.1.2003,S.1).
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(66)

(67)

(68)

(69)

Falls Gatekeeper unlautere oder die Bestreitbarkeit von im Rahmen dieser Verordnung
benannten zentralen Plattformdiensten beschrinkende Verhaltensweisen an den Tag legen
und diese Verhaltensweisen nicht ausdriicklich von den Verpflichtungen erfasst werden,
sollte die Kommission die Moglichkeit haben, diese Verordnung durch delegierte
Rechtsakte zu aktualisieren. Solche Aktualisierungen im Wege delegierter Rechtsakte
sollten denselben Untersuchungsstandards geniigen und sich daher ebenfalls auf
Marktuntersuchungen stiitzen. Ferner sollte die Kommission bei der Ermittlung solcher
Verhaltensweisen einen vordefinierten rechtlichen Rahmen zugrunde legen. Dieser
rechtliche Rahmen sollte dafiir sorgen, dass hinreichend vorhersehbar ist, welche Arten von

Verpflichtungen Gatekeepern nach dieser Verordnung jederzeit auferlegt werden kdnnen.

Wenn ein Gatekeeper der Kommission im Zuge eines Verfahrens wegen Nichteinhaltung
oder einer Untersuchung in Bezug auf systematische Nichteinhaltung
Verpflichtungsangebote unterbreitet, sollte die Kommission die Mdglichkeit haben, diese
Verpflichtungen per Beschluss fiir den betreffenden Gatekeeper fiir bindend zu erkléren,
wenn sie feststellt, dass durch diese Verpflichtungen die wirksame Einhaltung der in dieser
Verordnung genannten Verpflichtungen gewéhrleistet wird. In dem betreffenden Beschluss
sollte auch festgestellt werden, dass fiir ein Tatigwerden der Kommission kein Anlass mehr
besteht.

Mit Blick auf eine wirksame Durchfiihrung und Einhaltung dieser Verordnung sollte die
Kommission iiber umfangreiche Untersuchungs- und Durchsetzungsbefugnisse verfiigen,
sodass sie die Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten Vorschriften untersuchen,
durchsetzen und tiberwachen kann und gleichzeitig das Grundrecht auf Anhérung und
Akteneinsicht im Rahmen des Durchsetzungsverfahrens gewahrt ist. Die Kommission sollte
iber diese Untersuchungsbefugnisse auch in Bezug auf die Durchfiihrung von
Marktuntersuchungen im Hinblick auf die Aktualisierung und Uberpriifung dieser

Verordnung verfiigen.

Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die fiir die Zwecke dieser Verordnung
erforderlichen Auskiinfte in der gesamten Union zu verlangen. Insbesondere sollte die
Kommission Zugang zu allen relevanten Unterlagen, Daten, Datenbanken, Algorithmen und
Informationen haben, die fiir die Einleitung und Durchfiihrung von Untersuchungen und die
Uberwachung der Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen
erforderlich sind, unabhéngig davon, wer die betreffenden Unterlagen, Daten oder
Informationen besitzt, und unabhéngig von ihrer Form, ihrem Format, dem Speichermedium

oder dem Ort ihrer Speicherung.
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(70)

(71)

(71a)

(72)

Die Kommission sollte die Moglichkeit haben, von Unternehmen oder
Unternehmensvereinigungen direkt zu verlangen, sachdienliche Beweismittel, Daten und
Informationen vorzulegen. Dariiber hinaus sollte die Kommission von zustindigen
Behorden eines Mitgliedstaats sowie von jeder natiirlichen oder juristischen Person alle fiir
die Zwecke dieser Verordnung erforderlichen Informationen verlangen konnen. Im
Zusammenhang mit der Einhaltung der Vorgaben eines Beschlusses der Kommission

miissen Unternehmen Fragen zum Sachverhalt beantworten und Unterlagen vorlegen.

Ferner sollte die Kommission die Befugnis erhalten, in den Geschiftsraumen von
Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen Nachpriifungen durchzufiihren und
Personen zu befragen, die iiber sachdienliche Informationen verfligen konnten, und die

abgegebenen Erklarungen aufzuzeichnen.

Einstweilige Mafinahmen konnen ein wichtiges Instrument sein, um sicherzustellen, dass die
untersuchte Zuwiderhandlung nicht wihrend einer laufenden Untersuchung zu einem
schweren und nicht wiedergutzumachenden Schaden fiir gewerbliche Nutzer oder Endnutzer
von Gatekeepern fiihrt. Sie sind ein wichtiges Mittel, um Entwicklungen zu vermeiden, die
durch einen Beschluss der Kommission am Ende des Verfahrens nur sehr schwer wieder
rickgingig zu machen wiren. Die Kommission sollte daher befugt sein, im Rahmen eines
Verfahrens, das im Hinblick auf den moglichen Erlass eines Beschlusses wegen
Nichteinhaltung eingeleitet wurde, per Beschluss einstweilige Malnahmen zu verhdngen.
Diese Befugnis sollte in Féllen gelten, in denen die Kommission prima facie eine
Zuwiderhandlung gegen Verpflichtungen von Gatekeepern festgestellt hat und in denen die
Gefahr eines schweren und nicht wiedergutzumachenden Schadens fiir gewerbliche Nutzer
oder Endnutzer von Gatekeepern besteht. Ein Beschluss, mit dem einstweilige Mallnahmen
auferlegt werden, sollte nur fiir einen bestimmten Zeitraum giiltig sein, entweder bis zum
Abschluss des Verfahrens durch die Kommission oder fiir einen festgelegten Zeitraum, der —

sofern erforderlich und angemessen — verlidngerbar ist.

Die Kommission sollte geeignete Mallnahmen ergreifen konnen, um die wirksame
Umsetzung und Einhaltung der in dieser Verordnung genannten Verpflichtungen zu
tiberwachen. So sollte die Kommission die Moglichkeit haben, unabhéngige externe
Sachverstindige wie etwa Rechnungspriifer zu bestellen, die die Kommission bei dieser
Aufgabe unterstiitzen — gegebenenfalls auch Sachverstindige zustdndiger Behorden der

Mitgliedstaaten wie Datenschutz- oder Verbraucherschutzbehdrden.
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(72a)

(72b)

Die kohédrente, wirksame und komplementire Durchsetzung der verfiigbaren
Rechtsinstrumente gegeniiber Gatekeepern erfordert eine Zusammenarbeit und
Koordinierung zwischen der Kommission und nationalen Behérden im Rahmen ihrer
Zusténdigkeiten._ Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten zusammenarbeiten und
ihre MafBnahmen koordinieren, die fiir die Durchsetzung der verfiigbaren Rechtsinstrumente
gegeniiber Gatekeepern im Sinne dieser Verordnung erforderlich sind, und den in Artikel 4
EUV verankerten Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit achten. Die Unterstlitzung durch
zustindige Behorden der Mitgliedstaaten kann darin bestehen, dass sie der Kommission alle
erforderlichen in ihrem Besitz befindlichen Informationen zur Verfiigung stellen oder der
Kommission auf Anfrage bei der Ausiibung ihrer Befugnisse behilflich sind, damit diese die

ihr durch diese Verordnung iibertragenen Aufgaben wahrnehmen kann.

Die Kommission ist die einzige Behorde, die zur Durchsetzung dieser Verordnung befugt
ist. Zur Unterstiitzung der Kommission konnen die Mitgliedstaaten Behorden, die fiir die
Durchsetzung von Wettbewerbsvorschriften zustindig sind, erméchtigen,
UntersuchungsmafBnahmen zu moglichen Zuwiderhandlungen gemif dieser Verordnung
gegen Verpflichtungen fiir Gatekeeper, einschlieSlich Verpflichtungen, die unter Umsténden
noch ndher ausgefiihrt werden, durchzufiihren. Dies kann insbesondere in Fillen von
Bedeutung sein, in denen nicht von vornherein festgestellt werden kann, ob das Verhalten
eines Gatekeepers eine Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung, gegen
Wettbewerbsvorschriften, zu deren Durchsetzung die zustéindige Behorde befugt ist, oder
gegen beides darstellen konnte. Die fiir die Durchsetzung von Wettbewerbsvorschriften
zustindige Behorde sollte in der Lage sein, der Kommission {iber mdgliche
Zuwiderhandlungen gemil dieser Verordnung gegen Verpflichtungen fiir Gatekeeper,
einschlieBlich Verpflichtungen, die unter Umstédnden noch niher ausgefiihrt werden, Bericht
zu erstatten, damit die Kommission ein Verfahren zur Untersuchung einer etwaigen
Nichteinhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung einleiten kann. Die Kommission
kann nach freiem Ermessen iiber die Einleitung dieser Verfahren entscheiden. Um sich
iiberschneidende Untersuchungen im Rahmen dieser Verordnung zu vermeiden, sollte die
betreffende zustindige Behorde die Kommission unterrichten, bevor sie ihre erste
Untersuchungsmafilnahme wegen einer moglichen Zuwiderhandlung gegen diese

Verordnung ergreift.
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(72¢) Um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung dieser Verordnung zu gewahrleisten, ist

(73)

(74)

(75)

es wichtig sicherzustellen, dass nationale Behorden, einschlieBlich nationaler Gerichte, iiber
alle erforderlichen Informationen verfiigen, um sicherzustellen, dass ihre Beschliisse nicht
im Widerspruch zu einem von der Kommission im Rahmen dieser Verordnung erlassenen
Beschluss stehen. Dies beriihrt nicht die Moglichkeit nationaler Gerichte, geméal3 Artikel 267

AEUYV um eine Vorabentscheidung zu ersuchen.

Die Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen sollten mittels
GeldbuBen und Zwangsgeldern durchsetzbar sein. Zu diesem Zweck sollten die
Nichteinhaltung von Verpflichtungen sowie Verstof3e gegen Verfahrensregeln mit
angemessenen Geldbuflen und Zwangsgeldern belegt und angemessene Verjahrungsfristen

festgelegt werden.

Um zu gewéhrleisten, dass die GeldbuB3en, die Unternehmensvereinigungen wegen
Zuwiderhandlungen auferlegt werden, auch tatsdchlich gezahlt werden, miissen die
Voraussetzungen festgelegt werden, unter denen die Kommission den Mitgliedern der
Vereinigung anordnen kann, die Geldbuf3e zu entrichten, wenn die Vereinigung selbst

zahlungsunféhig ist.

Im Rahmen von Verfahren nach dieser Verordnung sollte den betroffenen Unternehmen das
Recht eingerdumt werden, von der Kommission gehdrt zu werden, und die erlassenen
Beschliisse sollten auf breiter Ebene bekannt gemacht werden. Vertrauliche Informationen
miissen unter Wahrung des Rechts auf eine gute Verwaltung und der Verteidigungsrechte
der betroffenen Unternehmen, insbesondere des Rechts auf Akteneinsicht und des
Anspruchs auf rechtliches Gehor, geschiitzt werden. Dariiber hinaus sollte die Kommission
unter Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen sicherstellen, dass alle fiir die Zwecke
des Beschlusses herangezogenen Informationen in einem Umfang offengelegt werden, der
es den Adressaten des Beschlusses ermoglicht, den Sachverhalt und die Erwigungen, die
dem Beschluss zugrunde liegen, nachzuvollziehen. AuBBerdem muss sichergestellt werden,
dass die Kommission nur Informationen verwendet, die fiir die Zwecke dieser Verordnung
erhoben wurden. Und schlielich konnen bestimmte Geschéftsunterlagen wie die
Kommunikation zwischen Rechtsanwélten und ihren Mandanten unter bestimmten

Voraussetzungen als vertraulich angesehen werden.
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(75a)

(76)

(76a)

Alle auf der Grundlage dieser Verordnung getroffenen Beschliisse der Kommission
unterliegen der Priifung durch den Gerichtshof im Einklang mit dem AEUV. Geméal dessen
Artikel 261 sollte der Gerichtshof liber die Befugnis zur unbeschrinkten

Ermessensnachpriifung von GeldbuBlen und Zwangsgeldern verfiigen.

Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfiihrung der Artikel 1, 3, 6, 7,
8,9,9a, 12, 13,15, 16, 17, 22, 23, 25 und 30 dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfiihrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates!® ausgeiibt

werden.

Fiir den Erlass eines Durchfiihrungsrechtsakts {iber die praktischen Modalitdten der
Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten
sollte das Priifverfahren Anwendung finden. Fiir die {ibrigen in dieser Verordnung
vorgesehenen Durchfiihrungsrechtsakte sollte das Beratungsverfahren Anwendung finden.
Dies ist dadurch gerechtfertigt, dass diese librigen Durchfiihrungsrechtsakte praktische
Aspekte der in dieser Verordnung festgelegten Verfahren wie etwa Form, Inhalt und andere
Einzelheiten verschiedener Verfahrensschritte sowie die praktischen Modalititen
verschiedener Verfahrensschritte wie etwa die Verldngerung von Verfahrensfristen oder das
Recht auf Anhorung betreffen. Das Beratungsverfahren wird auch bei Einzelentscheidungen,

die im Rahmen dieser Verordnung getroffen werden, zur Anwendung kommen.

18

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europidischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(76b) Die Kommission kann Leitlinien ausarbeiten, um weitere Orientierungshilfen zu

verschiedenen verfahrenstechnischen Aspekten dieser Verordnung zu geben oder um
Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, bei der Umsetzung der
Verpflichtungen aus dieser Verordnung zu unterstiitzen. Solche Orientierungshilfen kdnnen
sich insbesondere auf die Erfahrungen stiitzen, die die Kommission bei der Uberwachung
der Einhaltung dieser Verordnung gewinnt. Die Herausgabe von Leitlinien im Rahmen
dieser Verordnung ist ein Vorrecht und unterliegt dem alleinigen Ermessen der
Kommission; sie sollte nicht als konstitutives Element betrachtet werden, um die Einhaltung
der Verpflichtungen aus dieser Verordnung durch die betreffenden Unternehmen oder

Unternehmensvereinigungen sicherzustellen.

(77)  Der gemal der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 eingesetzte Beratende Ausschuss sollte auch
Stellungnahmen zu bestimmten auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung erlassenen
Einzelbeschliissen der Kommission abgeben. Es ist allein Sache der Mitgliedstaaten, zu
entscheiden, wer sie im Beratenden Ausschuss vertritt, sofern die Verordnung (EU)

Nr. 182/2011 eingehalten wird.
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(77a) Um dafiir zu sorgen, dass die digitalen Mérkte, auf denen Gatekeeper tétig sind, in der
gesamten Union bestreitbar und fair sind, sollte der Kommission die Befugnis libertragen
werden, gemél Artikel 290 AEUV Rechtsakte zu erlassen, um die in einem Anhang dieser
Verordnung enthaltene Methode zur Feststellung, ob die quantitativen Schwellenwerte fiir
aktive Endnutzer und aktive gewerbliche Nutzer fiir die Benennung von Gatekeepern
erreicht sind, zu dndern, um die nicht in dem genannten Anhang enthaltenen zusétzlichen
Elemente der Methode zur Feststellung, ob die quantitativen Schwellenwerte fiir die
Benennung von Gatekeepern erreicht sind, zu prézisieren und um die in dieser Verordnung
festgelegten bestehenden Verpflichtungen zu ergénzen, wenn die Kommission auf der
Grundlage einer Marktuntersuchung festgestellt hat, dass die Verpflichtungen in Bezug auf
unlautere oder die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste beschrdnkende Praktiken
aktualisiert werden miissen, und die in Betracht gezogene Aktualisierung in den in der
Verordnung fiir solche delegierten Rechtsakte festgelegten Anwendungsbereich fillt. Es ist
von besonderer Bedeutung, dass die Kommission angemessene Konsultationen durchfiihrt,
die mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 {iber bessere
Rechtsetzung!® niedergelegten Grundsitzen im Einklang stehen. Um insbesondere fiir eine
gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten
das Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die
Sachverstandigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch
Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der

Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

19 Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europdischen Parlament, dem Rat der
Européischen Union und der Europédischen Kommission iiber bessere Rechtsetzung
(ABIL. L 123 vom 12.5.2016, S. 1).
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(78)

(79)

(79a)

Die Kommission sollte diese Verordnung regelméafig bewerten und ihre Auswirkungen auf
die Bestreitbarkeit und Fairness der Geschéftsbeziehungen in der Online-Plattformwirtschaft
genau liberwachen; dabei sollte sie insbesondere der Frage nachgehen, inwieweit angesichts
der einschligigen technologischen oder geschiftlichen Entwicklungen Anderungen
notwendig geworden sind. Im Zuge dieser Bewertung sollte sie die Liste der zentralen
Plattformdienste und der den Gatekeepern auferlegten Verpflichtungen sowie deren
Durchsetzung regelmaBig iiberpriifen, um sicherzustellen, dass die digitalen Mérkte in der
gesamten Union bestreitbar und fair sind. Um einen umfassenden Uberblick iiber die
Entwicklungen in diesem Sektor zu erhalten, sollten im Rahmen der Bewertung die
einschlidgigen Erfahrungen der Mitgliedstaaten und der betreffenden Interessentréger
berticksichtigt werden. Die Kommission kann in diesem Zusammenhang auch die
Stellungnahmen und Berichte beriicksichtigen, die ihr von der durch den Beschluss
C(2018) 2393 der Kommission vom 26. April 2018 eingerichteten Beobachtungsstelle fiir
die Online-Plattformwirtschaft vorgelegt wurden. Im Anschluss an die Bewertung sollte die
Kommission geeignete MaBBnahmen ergreifen. Die Kommission sollte bei der Bewertung
und Uberpriifung der in dieser Verordnung genannten Praktiken und Verpflichtungen ein
hohes Maf3 an Schutz und Achtung der gemeinsamen Rechte und Werte der EU,

insbesondere der Gleichheit und Nichtdiskriminierung, gewihrleisten.

Ziel dieser Verordnung ist es, einen bestreitbaren und fairen digitalen Sektor im
Allgemeinen und bestreitbare und faire zentrale Plattformdienste im Besonderen zu
gewihrleisten, um fiir Innovationen, eine hohe Qualitit digitaler Produkte und Dienste, faire
und wettbewerbsbasierte Preise sowie eine hohe Qualitidt und Auswahl fiir die Endnutzer im
digitalen Sektor zu sorgen. In Anbetracht des Geschiftsmodells und der Tatigkeiten der
Gatekeeper sowie des Umfangs und der Auswirkungen ihrer Tatigkeiten konnen diese Ziele
auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht hinreichend verwirklicht werden; in vollem Umfang ist
dies nur auf Ebene der Union moglich. Die Union kann im Einklang mit dem in Artikel 5
des Vertrags iiber die Europédische Union verankerten Subsidiaritédtsprinzip tatig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhédltnismaBigkeit geht
diese Verordnung nicht liber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf}

hinaus.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte wurde geméal Artikel 42 der Verordnung
(EU) 2018/1725 angehért und hat am 10. Februar 2021 eine Stellungnahme abgegeben?”.
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(79b) Diese Verordnung wahrt die Grundrechte und Grundsétze, wie sie unter anderem in der
Charta der Grundrechte der Europédischen Union verankert sind, insbesondere deren
Artikel 16, 47 und 50. Dementsprechend sollte diese Verordnung unter Wahrung dieser

Rechte und Grundsitze ausgelegt und angewandt werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Kapitel I
Gegenstand, Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieser Verordnung ist es, zum reibungslosen Funktionieren des Binnenmarkts
beizutragen, indem harmonisierte Vorschriften festgelegt werden, die in der gesamten
Union bestreitbare und faire digitale Markte, auf denen Gatekeeper titig sind,

gewdhrleisten.

(2) Diese Verordnung gilt fiir zentrale Plattformdienste, die Gatekeeper fiir in der Union
niedergelassene gewerbliche Nutzer oder in der Union niedergelassene oder aufhéltige
Endnutzer betreiben oder anbieten, ungeachtet des Niederlassungsorts und Standorts der
Gatekeeper und ungeachtet des sonstigen auf die Erbringung von Dienstleistungen

anwendbaren Rechts.
3) Diese Verordnung gilt nicht fiir Mérkte,

a)  die mit elektronischen Kommunikationsnetzen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1
der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Européischen Parlaments und des Rates?!

zusammenhédngen;

A Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europidischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2018 {iber den europidischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation
(Neufassung) (ABI. L 321 vom 17.12.2018, S. 36).
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(4)

©)

(6)

(7

b)  die mit elektronischen Kommunikationsdiensten im Sinne des Artikels 2 Nummer 4
der Richtlinie (EU) 2018/1972 zusammenhéngen, ausgenommen
nummernunabhéngige interpersonelle Kommunikationsdienste im Sinne des

Artikels 2 Nummer 7 der genannten Richtlinie.

Was interpersonelle Kommunikationsdienste betrifft, so beriihrt diese Verordnung nicht
die Befugnisse und Zustidndigkeiten, die den nationalen Regulierungsbehdrden und
anderen zustindigen Behdrden nach Artikel 61 der Richtlinie (EU) 2018/1972 iibertragen

werden.

Die Mitgliedstaaten erlegen Gatekeepern keine weiteren Verpflichtungen im Wege von
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf, um bestreitbare und faire Méarkte zu
gewihrleisten. Diese Verordnung hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, Unternehmen —
einschlieBlich solcher, die zentrale Plattformdienste betreiben — fiir Angelegenheiten, die
nicht in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, mit dem Unionsrecht
vereinbare Verpflichtungen aufzuerlegen, sofern diese Verpflichtungen nicht darauf
zuriickzufiihren sind, dass die betreffenden Unternehmen den Status eines Gatekeepers im

Sinne dieser Verordnung haben.

Diese Verordnung beriihrt nicht die Anwendung der Artikel 101 und 102 AEUV. Sie ldsst
auch die Anwendung der folgenden Vorschriften unberiihrt: nationaler
Wettbewerbsvorschriften zum Verbot wettbewerbswidriger Vereinbarungen, Beschliisse
von Unternehmensvereinigungen, aufeinander abgestimmter Verhaltensweisen und der
missbrauchlichen Ausnutzung einer beherrschenden Stellung; nationaler
Wettbewerbsvorschriften, mit denen andere Formen einseitiger Verhaltensweisen verboten
werden, soweit sie auf andere Unternehmen als Gatekeeper anwendbar sind oder
Gatekeepern damit zusétzliche Verpflichtungen auferlegt werden; der Verordnung (EG)

Nr. 139/2004 des Rates?2 und nationaler Fusionskontrollvorschriften.

Auf der Grundlage der in Artikel 32a festgelegten Grundsétze und Vorschriften arbeiten
die Kommission und die Mitgliedstaaten bei ihren Durchsetzungsmafinahmen zusammen

und stimmen sich dabeli ab.
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Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 iiber die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschliissen (,,EG-Fusionskontrollverordnung®) (ABI. L 24 vom
29.1.2004, S. 1).
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Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,(Gatekeeper ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt und nach Artikel 3

benannt worden ist;

2. »zentraler Plattformdienst™ die folgenden Dienste:
a) Online-Vermittlungsdienste,
b) Online-Suchmaschinen,
c) Online-Dienste sozialer Netzwerke,
d) Video-Sharing-Plattform-Dienste,
e) nummernunabhéngige interpersonelle Kommunikationsdienste,
f) Betriebssysteme,
2) Cloud-Computing-Dienste,
h) Werbedienste, einschlielich Werbenetzwerken, Werbeborsen und sonstiger
Werbevermittlungsdienste, die von einem Unternehmen, das einen der unter den
Buchstaben a bis g genannten zentralen Plattformdienste betreibt, betrieben
werden;
3. ,Dienst der Informationsgesellschaft™ einen Dienst im Sinne des Artikels 1 Absatz 1

Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535;

4. »digitaler Sektor* den Sektor der Produkte und Dienstleistungen, die durch Dienste der

Informationsgesellschaft bereitgestellt werden;
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10.

1.

12.

13.

,Online-Vermittlungsdienste* Dienste im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung

(EU) 2019/1150;

,,Online-Suchmaschine® einen digitalen Dienst im Sinne des Artikels 2 Nummer 5 der

Verordnung (EU) 2019/1150;

,,Online-Dienst eines sozialen Netzwerks eine Online-Plattform, auf der Endnutzer mit
unterschiedlichen Gerdten insbesondere durch Chats, Posts, Videos und Empfehlungen
miteinander in Kontakt treten und kommunizieren sowie Inhalte teilen und entdecken

konnen;

,» Video-Sharing-Plattform-Dienst* einen Dienst im Sinne des Artikels 1 Nummer 1

Buchstabe aa der Richtlinie (EU) 2010/1323;

,hummernunabhdngiger interpersoneller Kommunikationsdienst* einen Dienst im Sinne

des Artikels 2 Nummer 7 der Richtlinie (EU) 2018/1972;

,Betriebssystem* eine Systemsoftware, die die Grundfunktionen der Hardware oder

Software steuert und die Ausfiihrung von Software-Anwendungen ermoglicht;

,,Cloud-Computing-Dienste* digitale Dienste im Sinne des Artikels 4 Nummer 19 der
Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europiischen Parlaments und des Rates?4,

»Stores fiir Software-Anwendungen® Online-Vermittlungsdienste, durch die in erster Linie

Software-Anwendungen als Produkt oder Dienstleistung vermittelt werden;

»Software-Anwendung® ein digitales Produkt oder eine digitale Dienstleistung, das

bzw. die iiber ein Betriebssystem genutzt wird;
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Richtlinie 2010/13/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 10. Mérz 2010 zur
Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten {iber
die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie iiber audiovisuelle
Mediendienste) (ABI. L 95 vom 15.4.2010, S. 1).

Richtlinie (EU) 2016/1148 des Européischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016
liber MaBBnahmen zur Gewihrleistung eines hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von
Netz- und Informationssystemen in der Union (ABI. L 194 vom 19.7.2016, S. 1).
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14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

,Nebendienstleistung® im Zusammenhang oder zusammen mit zentralen Plattformdiensten
erbrachte Dienste, einschlieBlich Zahlungsdiensten im Sinne des Artikels 4 Nummer 3 der
Richtlinie (EU) 2015/2366, technischer Dienste im Sinne des Artikels 3 Buchstabe j der
Richtlinie (EU) 2015/2366, die zur Erbringung der Zahlungsdienste beitragen, sowie

Erfiillungs-, Identifizierungs- und Werbediensten;

»ldentifizierungsdienst* Nebendienstleistungen, die unabhéngig von der verwendeten
Technologie jegliche Art von Uberpriifung der Identitit von Endnutzern oder gewerblichen

Nutzern ermoglichen;

,Endnutzer eine natiirliche oder juristische Person, die zentrale Plattformdienste zu

nichtgewerblichen Zwecken nutzt;

»gewerblicher Nutzer* eine natiirliche oder juristische Person, die im Rahmen einer
geschéftlichen oder beruflichen Tétigkeit zentrale Plattformdienste zum Zweck oder im

Zuge der Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen fiir Endnutzer nutzt;

,»Ranking* die relative Hervorhebung von Waren und Dienstleistungen, die iiber Online-
Vermittlungsdienste — einschlielich Online-Diensten sozialer Netzwerke und Video-
Sharing-Plattform-Diensten — angeboten werden, oder die Relevanz, die den
Suchergebnissen von Online-Suchmaschinen mittels entsprechender Organisation,
Darstellung oder Kommunikation durch die Unternehmen, die Online-Vermittlungsdienste
anbieten, bzw. die Unternehmen, die Online-Suchmaschinen anbieten, zugemessen wird,
unabhéngig von den fiir diese Darstellung, Organisation oder Kommunikation verwendeten

technischen Mitteln;

,Daten jede digitale Darstellung von Handlungen, Tatsachen oder Informationen sowie
jede Zusammenstellung solcher Handlungen, Tatsachen oder Informationen auch in Form

von Ton-, Bild- oder audiovisuellem Material;

,personenbezogene Daten* alle Informationen im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der

Verordnung (EU) 2016/679;

,»hicht personenbezogene Daten* Daten, bei denen es sich nicht um personenbezogene

Daten im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679 handelt;
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22.

23.

24.

25.

26.

27.

(D

,,unternehmen* alle verbundenen Unternehmen, die durch die unmittelbare oder mittelbare
Kontrolle eines Unternehmens durch ein anderes Unternehmen eine Gruppe bilden und
eine wirtschaftliche Tatigkeit ausiiben, unabhédngig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer

Finanzierung;

»Kontrolle® die Moglichkeit, im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EG)

Nr. 139/2004 bestimmenden Einfluss auf ein Unternehmen auszutben.

,,Umsatz* die von einem Unternehmen erzielten Umsétze im Sinne des Artikels 5 Absatz 1

der Verordnung (EG) Nr. 139/2004;

,Profiling ein Profiling im Sinne des Artikels 4 Nummer 4 der Verordnung

(EU) 2016/679;

»Einwilligung* eine Einwilligung im Sinne des Artikels 4 Nummer 11 der Verordnung

(EU) 2016/679;
»hationales Gericht* ein Gericht eines Mitgliedstaats im Sinne des Artikels 267 AEUV.
Kapitel II

Gatekeeper

Artikel 3

Benennung von Gatekeepern
Ein Unternehmen wird als Gatekeeper benannt, wenn es
a)  erhebliche Auswirkungen auf den Binnenmarkt hat,

b) einen zentralen Plattformdienst betreibt, der gewerblichen Nutzern als wichtiges

Zugangstor zu Endnutzern dient, und

c) hinsichtlich seiner Tétigkeiten eine gefestigte und dauerhafte Position innehat oder

absehbar ist, dass es eine solche Position in naher Zukunft erlangen wird.
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(2) Es wird davon ausgegangen, dass ein Unternehmen

a)

b)

das Kriterium nach Absatz 1 Buchstabe a erfiillt, wenn es in jedem der vergangenen
drei Geschiftsjahre im EWR einen Jahresumsatz von mindestens 6,5 Mrd. EUR
erzielt hat oder wenn seine durchschnittliche Marktkapitalisierung oder sein
entsprechender Marktwert im vergangenen Geschéftsjahr mindestens 65 Mrd. EUR
betrug und es in mindestens drei Mitgliedstaaten denselben zentralen Plattformdienst

betreibt;

das Kriterium nach Absatz 1 Buchstabe b erfiillt, wenn es einen zentralen
Plattformdienst betreibt, der im vergangenen Geschéftsjahr mindestens 45 Millionen
in der Union niedergelassene oder authiltige monatlich aktive Endnutzer und
mindestens 10 000 in der Union niedergelassene jéhrlich aktive gewerbliche Nutzer
hatte. Die monatlich aktiven Endnutzer und die jéhrlich aktiven gewerblichen Nutzer
werden unter Beriicksichtigung der im Anhang dieser Verordnung dargelegten

Methode ermittelt und berechnet.

Fiir die Zwecke dieses Buchstabens bezieht sich der Begriff ,,monatlich aktive
Endnutzer auf die durchschnittliche Zahl der Endnutzer, die wihrend des

iiberwiegenden Teils des vergangenen Geschiftsjahres monatlich aktiv waren;

das Kriterium nach Absatz 1 Buchstabe c erfiillt, wenn er die unter Buchstabe b
genannten Schwellenwerte in jedem der vergangenen drei Geschéftsjahre erreicht

hat.

3) Wenn ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, alle in Absatz 2 genannten

Schwellenwerte erreicht, teilt es dies der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach

Erreichen der Schwellenwerte mit und tibermittelt ihr die einschldgigen Angaben zu den in

Absatz 2 genannten quantitativen Schwellenwerten. Die entsprechende Mitteilung muss

die einschlidgigen Angaben zu den in Absatz 2 genannten quantitativen Schwellenwerten

fiir jeden zentralen Plattformdienst des Unternehmens enthalten, der die in Absatz 2

Buchstabe b genannten Schwellenwerte erreicht.
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“4)

Ist die Kommission der Auffassung, dass ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste
betreibt, alle in Absatz 2 genannten Schwellenwerte erreicht, es aber versdumt hat, die
erforderlichen Angaben gemafl Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes zu tibermitteln, so
fordert die Kommission das Unternehmen gemif Artikel 19 auf, die einschligigen
Angaben zu den in Absatz 2 genannten quantitativen Schwellenwerten innerhalb von

10 Arbeitstagen vorzulegen. Kommt das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste
betreibt, der Aufforderung der Kommission gemdl Artikel 19 nicht nach, so hindert dies
die Kommission nicht daran, das Unternehmen auf der Grundlage anderer der Kommission
vorliegender Informationen als Gatekeeper zu benennen. Kommt das Unternehmen, das
zentrale Plattformdienste betreibt, der Aufforderung nach, so wendet die Kommission das

Verfahren nach Absatz 4 an.

Die Kommission benennt ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt und alle
in Absatz 2 genannten Schwellenwerte erreicht, unverziiglich und spétestens

45 Arbeitstage nach Erhalt der vollstindigen Angaben geméill Absatz 3 als Gatekeeper,
aufler wenn das Unternechmen im Rahmen seiner Mitteilung hinreichend substanziierte
Argumente dafiir vorbringt, dass es in Anbetracht der Umsténde, unter denen der
betreffende zentrale Plattformdienst betrieben wird, die Kriterien nach Absatz 1

ausnahmsweise nicht erfiillt, obwohl es alle in Absatz 2 genannten Schwellenwerte erfiillt.

Bringt das Unternehmen solche hinreichend substanziierten Argumente vor, um
darzulegen, dass es die Kriterien nach Absatz 1 ausnahmsweise nicht erfiillt, obwohl es
alle in Absatz 2 genannten Schwellenwerte erfiillt, so benennt die Kommission das
Unternehmen nach dem Verfahren des Artikels 15 Absatz 3 als Gatekeeper, wenn sie zu
dem Schluss kommt, dass das Unternehmen nicht nachweisen konnte, dass der betreffende

von ihm betriebene zentrale Plattformdienst die Kriterien nach Absatz 1 nicht erfullt.
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©)

(5a)

(6)

Wenn das Unternehmen, das einen zentralen Plattformdienst betreibt und die in Absatz 2
genannten quantitativen Schwellenwerte erreicht, aber geméfl dem vorliegenden Absatz
hinreichend substanziierte Argumente dafiir vorgebracht hat, dass es die Kriterien nach
Absatz 1 nicht erfiillt, den von der Kommission zum Zwecke der Bewertung der
Argumente des Unternehmens angeordneten Untersuchungsmafinahmen nicht hinreichend
nachkommt und der Versto3 andauert, nachdem das Unternehmen aufgefordert wurde, den
MaBnahmen innerhalb einer angemessenen Frist nachzukommen und dazu Stellung zu

nehmen, darf die Kommission das betreffende Unternehmen als Gatekeeper benennen.

Der Kommission wird gemif3 Artikel 37 die Befugnis iibertragen, delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um diese Verordnung durch genauere Festlegung der Methode zu ergidnzen,
anhand deren bestimmt wird, ob die in Absatz 2 genannten quantitativen Schwellenwerte
erreicht sind, und um diese Methode bei Bedarf regelméfig an Marktentwicklungen und

technologische Entwicklungen anzupassen.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, geméf Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um die im Anhang dieser Verordnung festgelegte Methode zur Messung der Zahl
der monatlich aktiven Endnutzer und der jéhrlich aktiven gewerblichen Nutzer regelméafig
an die technologischen und sonstigen Entwicklungen bei den zentralen Plattformdiensten

anzupassen.

Die Kommission kann jedes Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt und
samtliche in Absatz 1 genannten Kriterien erfiillt, aber nicht jeden der in Absatz 2
genannten Schwellenwerte erreicht, nach dem Verfahren des Artikels 15 als Gatekeeper

benennen.

Dafiir beriicksichtigt die Kommission einige oder alle der folgenden Aspekte, soweit sie

fiir das betreffende Unternehmen relevant sind:

a)  die GroBe des Unternechmens, das zentrale Plattformdienste betreibt, unter anderem
anhand seines Umsatzes, seiner Marktkapitalisierung, seiner Geschéftstitigkeit und

seiner Position;

b)  die Zahl der gewerblichen Nutzer, die den zentralen Plattformdienst nutzen, um

Endnutzer zu erreichen, und die Zahl der Endnutzer;
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d)

g)

Netzwerkeffekte und Datenvorteile, insbesondere aufgrund des Zugangs des
Unternehmens zu personenbezogenen und nicht personenbezogenen Daten und deren

Erhebung sowie Analysefahigkeiten;

die Skalen- und Verbundeffekte, von denen das Unternehmen profitiert, etwa in

Bezug auf Daten;

die Bindung von gewerblichen Nutzern und Endnutzern, einschlielich der Kosten
fiir einen Wechsel und Verhaltensverzerrungen, die die Fahigkeit von gewerblichen

Nutzern und Endnutzern zum Wechsel oder zum Multi-Homing einschrinken;

eine konglomeratsartige Unternehmensstruktur oder vertikale Integration des
Unternehmens, das zentrale Plattformdienste betreibt, beispielsweise eine

Quersubventionierung oder eine Zusammenfithrung von Daten aus verschiedenen

Quellen;

sonstige strukturelle Unternehmens- oder Dienstleistungsmerkmale.

Bei dieser Bewertung trigt die Kommission auch der absehbaren Entwicklung dieser

Aspekte Rechnung.

Wenn das Unternehmen, das einen zentralen Plattformdienst betreibt und die in Absatz 2

genannten quantitativen Schwellenwerte nicht erreicht, den von der Kommission

angeordneten Untersuchungsmafinahmen nicht hinreichend nachkommt und der Verstof3

andauert, nachdem das Unternehmen aufgefordert wurde, den MaBBnahmen innerhalb einer

angemessenen Frist nachzukommen und dazu Stellung zu nehmen, darf die Kommission

das betreffende Unternehmen abhéngig von den ihr vorliegenden Informationen als

Gatekeeper benennen.
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(7)

(8)

(1

)

Bei jedem Unternehmen, das gemif3 Absatz 4 oder 6 als Gatekeeper benannt wurde, fiihrt
die Kommission im Benennungsbeschluss die relevanten zentralen Plattformdienste auf,
die von diesem Unternehmen betrieben werden und jeweils fiir sich genommen gemél
Absatz 1 Buchstabe b gewerblichen Nutzern als wichtiges Zugangstor zu Endnutzern

dienen.

Der Gatekeeper muss die in den Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen spétestens
sechs Monate, nachdem einer seiner zentralen Plattformdienste in den
Benennungsbeschluss nach Absatz 7 des vorliegenden Artikels aufgenommen wurde,

erfullen.

Artikel 4
Uberpriifung des Gatekeeper-Status

Die Kommission kann auf Antrag oder von Amts wegen jederzeit einen nach Artikel 3

erlassenen Beschluss liberpriifen, &ndern oder autheben,

a)  wenn sich der Sachverhalt, auf den sich der Beschluss stiitzte, in einem wesentlichen

Punkt geéndert hat oder

b)  wenn der Beschluss auf unvollstdndigen, unrichtigen oder irrefithrenden Angaben

beruhte.

Die Kommission {iberpriift regelméfBig, mindestens jedoch alle 4 Jahre, ob die benannten
Gatekeeper die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Kriterien nach wie vor erfiillen und ob
neue Unternehmen, die zentrale Plattformdienste anbieten, diese Kriterien erfiillen. Dabei
iiberpriift sie auch, ob die Liste der zentralen Plattformdienste des Gatekeepers, die jeweils
fiir sich genommen geméif Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b gewerblichen Nutzern als

wichtiges Zugangstor zu Endnutzern dienen, angepasst werden muss.

Stellt die Kommission anhand der Uberpriifung nach Unterabsatz 1 fest, dass sich der
Sachverhalt, auf den sich die Benennung des Unternehmens, das zentrale Plattformdienste
betreibt, als Gatekeeper stiitzte, gedndert hat, so erlésst sie nach dem in Artikel 37a
Absatz 2 genannten Beratungsverfahren einen Beschluss, mit der sie ihren fritheren
Beschluss zur Benennung des Unternehmens, das zentrale Plattformdienste betreibt, als

Gatekeeper bestitigt, dndert oder aufhebt.
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G)

Die Kommission verdffentlicht und aktualisiert laufend eine Liste der Gatekeeper und die
Liste der zentralen Plattformdienste, in Bezug auf welche die Gatekeeper die in den

Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen einhalten miissen.
Kapitel 111
Unfaire oder die Bestreitbarkeit beschrankende Praktiken von Gatekeepern

Artikel 5
Verpflichtungen von Gatekeepern

Der Gatekeeper muss in Bezug auf jeden seiner gemaf3 Artikel 3 Absatz 7 im Benennungsbeschluss

genannten zentralen Plattformdienste

a)

b)

davon absehen, personenbezogene Daten aus einem dieser zentralen Plattformdienste mit
personenbezogenen Daten aus einem anderen zentralen Plattformdienst oder anderen von
ihm angebotenen Diensten oder mit personenbezogenen Daten von Diensten Dritter
zusammenzufiihren, und davon absehen, Endnutzer in anderen Diensten des Gatekeepers
anzumelden, um personenbezogene Daten zusammenzufiihren, auler wenn dem Endnutzer
diesbeziiglich gemil Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679 eine
Wahl gegeben wurde und er eingewilligt hat. Der Gatekeeper kann sich gegebenenfalls
auch auf die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben c, d und e der Verordnung (EU) 2016/679

enthaltene Rechtsgrundlage berufen;

gewerblichen Nutzern die Moglichkeit geben, Endnutzern dieselben Produkte oder
Dienstleistungen iiber Online-Vermittlungsdienste Dritter zu anderen — insbesondere
giinstigeren — Preisen oder Bedingungen anzubieten als iiber die Online-

Vermittlungsdienste des Gatekeepers;

gewerblichen Nutzern die Moglichkeit geben, Angebote, die {iber den zentralen
Plattformdienst oder iiber andere Kanéle akquiriert wurden, gegeniiber Endnutzern zu
kommunizieren und zu bewerben — auch zu anderen Bedingungen — und mit diesen
Endnutzern iiber die zentralen Plattformdienste des Gatekeepers oder auf anderem Wege

Vertrage zu schlieBen;
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ca)

d)

)

Endnutzern die Moglichkeit geben, durch Nutzung der Software-Anwendung eines
gewerblichen Nutzers iiber die zentralen Plattformdienste des Gatekeepers auf Inhalte,
Abonnements, Funktionen oder andere Elemente zuzugreifen bzw. diese zu nutzen, wenn
der Endnutzer diese Elemente bei dem betreffenden gewerblichen Nutzer ohne Nutzung

der zentralen Plattformdienste des Gatekeepers erworben hat;

davon absehen, gewerbliche Nutzer und Endnutzer daran zu hindern, einer zustandigen
Behorde, einschlielich nationaler Gerichte, jegliche Nichteinhaltung des einschlégigen
Unionsrechts oder nationalen Rechts durch den Gatekeeper im Zusammenhang mit den
Praktiken von Gatekeepern mitzuteilen, oder sie in dieser Hinsicht einzuschranken. Dies
beriihrt nicht das Recht von gewerblichen Nutzern und Gatekeepern, in ihren
Vereinbarungen die Nutzungsbedingungen giiltiger Mechanismen fiir die Behandlung von

Beschwerden festzulegen;

davon absehen, von gewerblichen Nutzern oder Endnutzern zu verlangen, im
Zusammenhang mit Dienstleistungen, die sie {iber die zentralen Plattformdienste dieses
Gatekeepers anbieten, einen Identifizierungs- oder Zahlungsdienst des Gatekeepers zu
nutzen und — im Fall von gewerblichen Nutzern — anzubieten oder mit ihm zu

interoperieren,;

davon absehen, die Gewéhrung des Zugangs von gewerblichen Nutzern oder Endnutzern
zu einem seiner zentralen Plattformdienste im Sinne des Artikels 3 oder die Anmeldung
oder Registrierung bei einem solchen Dienst davon abhéngig zu machen, dass diese
gewerblichen Nutzer bzw. Endnutzer weitere zentrale Plattformdienste, die nach Artikel 3
als solche eingestuft wurden oder die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten

Schwellenwerte erreichen, abonnieren oder sich bei diesen registrieren;

Werbetreibenden und Verlagen, fiir die er Werbedienstleistungen erbringt, auf deren
Anfrage hin innerhalb eines Monats nach der Anfrage kostenlos Auskunft iiber den vom
Werbetreibenden und vom Verlag gezahlten Preis sowie iiber den Betrag bzw. die
Vergiitung geben, die der Verlag fiir die Veroffentlichung einer bestimmten Anzeige und

fiir jede der relevanten Werbedienstleistungen des Gatekeepers erhilt.
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Artikel 6

Verpflichtungen von Gatekeepern, die unter Umstdinden noch durch Artikel 7 prdzisiert werden

(1) Der Gatekeeper muss in Bezug auf jeden seiner gemaf3 Artikel 3 Absatz 7 im

Benennungsbeschluss genannten zentralen Plattformdienste

a)

b)

davon absehen, nicht 6ffentlich zugédngliche Daten, die im Zusammenhang mit der
Nutzung der betreffenden zentralen Plattformdienste oder Nebendienstleistungen
durch gewerbliche Nutzer seiner zentralen Plattformdienste oder
Nebendienstleistungen, einschlieBlich durch Endnutzer dieser gewerblichen Nutzer,
generiert oder von diesen gewerblichen Nutzern seiner zentralen Plattformdienste
oder Nebendienstleistungen oder von den Endnutzern dieser gewerblichen Nutzer
bereitgestellt werden, im Wettbewerb mit diesen gewerblichen Nutzern zu

verwenden;

Endnutzern die Moglichkeit geben und sie technisch in die Lage versetzen, Software-
Anwendungen auf einem Betriebssystem, das der Gatekeeper bereitstellt oder de
facto kontrolliert, ebenso einfach wie jede vom Endnutzer installierte Software-
Anwendung jederzeit zu deinstallieren und Voreinstellungen eines Betriebssystems,
die den Endnutzer zu vom Gatekeeper angebotenen Produkten oder Dienstleistungen
leiten oder lenken, zu &dndern; dies gilt unbeschadet der Mdglichkeit eines
Gatekeepers, die Deinstallation von Software-Anwendungen zu beschrinken, die fiir
das Funktionieren des Betriebssystems oder des Geréts unabdingbar sind und die aus

technischen Griinden nicht von Dritten eigenstindig angeboten werden konnen;
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c) die Installation sowie die effektive Nutzung und Interoperabilitit von Software-
Anwendungen Dritter und von durch Dritte betriebenen Stores flir Software-
Anwendungen, die Betriebssysteme des Gatekeepers nutzen oder mit diesen
interoperieren, ermdglichen und technisch zulassen sowie den Zugriff auf diese
Software-Anwendungen bzw. Stores auf anderem Wege als iiber die zentralen
Plattformdienste des Gatekeepers ermoglichen. Der Gatekeeper darf nicht daran
gehindert werden, im unbedingt erforderlichen und angemessenen Umfang
MaBnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Software-Anwendungen Dritter
oder von Dritten betriebene Stores fiir Software-Anwendungen die Integritit der vom
Gatekeeper bereitgestellten Hardware oder Betriebssysteme nicht gefahrden, sofern
der Gatekeeper solche angemessenen Maflnahmen hinreichend begriindet. Der
Gatekeeper darf ferner nicht daran gehindert werden, im unbedingt erforderlichen
und angemessenen Umfang Maflnahmen zu ergreifen, die es den Endnutzern
ermoglichen, die Sicherheit in Bezug auf Software-Anwendungen Dritter oder von

Dritten betriebene Stores fiir Software-Anwendungen zu gewahrleisten;

d) davon absehen, Dienstleistungen und Produkte, die vom Gatekeeper selbst angeboten
werden, beim Ranking gegeniiber dhnlichen Dienstleistungen oder Produkten Dritter
zu bevorzugen, und das Ranking anhand fairer und diskriminierungsfreier

Bedingungen vornehmen;

e) davon absehen, die Moglichkeiten der Endnutzer, zwischen verschiedenen Software-
Anwendungen und Diensten, auf die iiber das Betriebssystem des Gatekeepers
zugegriffen werden soll, zu wechseln oder solche zu abonnieren, auf technischem
oder anderweitigem Wege zu beschrdnken; dies gilt auch fiir die Wahl des

Internetzugangsanbieters;
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f)  gewerblichen Nutzern und Unternehmen, die Nebendienstleistungen erbringen, den
Zugang zu und die Interoperabilitit mit denselben Betriebssystemen, Hardware- oder
Software-Funktionen ermoglichen, die der Gatekeeper fiir die Erbringung von
Nebendienstleistungen zur Verfligung hat oder verwendet. In diesen Féllen miissen
die Zugangs- und Interoperabilitdtsbedingungen fair, zumutbar und
diskriminierungsfrei sein. Der Gatekeeper darf die Bedingungen oder die Qualitit
des Zugangs und der Interoperabilitét, die gewerblichen Nutzern oder Unternehmen,
die Nebendienstleistungen erbringen, gewahrt werden, nicht verschlechtern. Der
Gatekeeper darf nicht daran gehindert werden, im unbedingt erforderlichen und
angemessenen Umfang Mallnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass
Nebendienstleistungen Dritter die Integritit der vom Gatekeeper bereitgestellten
Betriebssysteme, Hardware oder Software nicht gefahrden, sofern der Gatekeeper

solche angemessenen MafBnahmen hinreichend begriindet;

g)  den Werbetreibenden und Verlagen oder von ihnen beauftragten Dritten auf Antrag
kostenlos Zugang zu seinen Instrumenten zur Leistungsmessung und zu den
Informationen gewihren, die sie bendtigen, um ihre eigene unabhingige

Uberpriifung des Werbeinventars vorzunehmen, einschlieBlich aggregierter Daten;

h)  den Endnutzern oder von ihnen beauftragten Dritten auf Antrag kostenlos die
effektive Ubertragbarkeit der Daten ermdglichen, die durch die Titigkeit im
Zusammenhang mit der Nutzung der betreffenden zentralen Plattformdienste
generiert werden, und insbesondere kostenlos Instrumente bereitstellen, die im
Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 die effektive Nutzung dieser
Dateniibertragbarkeit erleichtern, indem unter anderem ein permanenter

Echtzeitzugang gewdihrleistet wird;
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)

)

k)

D

gewerblichen Nutzern oder von ihnen beauftragten Dritten auf Antrag kostenlos
einen effektiven, hochwertigen und permanenten Echtzeitzugang gewihren und die
Nutzung aggregierter oder nichtaggregierter Daten, einschlieBlich
personenbezogener Daten, ermodglichen, die im Zusammenhang mit der Nutzung der
relevanten zentralen Plattformdienste oder Nebendienstleistungen durch diese
gewerblichen Nutzer und die Endnutzer, die die Produkte oder Dienste dieser
gewerblichen Nutzer in Anspruch nehmen, bereitgestellt oder generiert werden; den
Zugang zu und die Nutzung von personenbezogenen Daten nur ermdglichen, soweit
die Daten unmittelbar mit der Nutzung der Produkte oder Dienstleistungen durch den
Endnutzer im Zusammenhang stehen, die der betreffende gewerbliche Nutzer {iber
den relevanten zentralen Plattformdienst anbietet, und sofern der Endnutzer dem

Datenaustausch durch eine Einwilligung zugestimmt hat;

Drittunternehmen, die Online-Suchmaschinen betreiben, auf deren Antrag hin zu
fairen, zumutbaren und diskriminierungsfreien Bedingungen Zugang zu Ranking-,
Such-, Klick- und Anzeigedaten in Bezug auf unbezahlte und bezahlte
Suchergebnisse gewihren, die von Endnutzern in Online-Suchmaschinen des
Gatekeepers generiert werden, vorbehaltlich der Anonymisierung der Such-, Klick-

und Anzeigedaten, bei denen es sich um personenbezogene Daten handelt;

fiir den Zugang gewerblicher Nutzer zu ithrem gemif3 Artikel 3 dieser Verordnung
benannten Store fiir Software-Anwendungen faire, zumutbare und

diskriminierungsfreie allgemeine Bedingungen anwenden;

davon absehen, die Bedingungen fiir die Kiindigung eines zentralen
Plattformdienstes unverhiltnismafig zu gestalten, und sicherstellen, dass solche
Kiindigungsbedingungen ohne liberméfige Schwierigkeiten angewandt werden

konnen.

Fiir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a schlie3t der Begriff der nicht 6ffentlich

zugénglichen Daten jegliche durch den gewerblichen Nutzer generierten aggregierten und

nichtaggregierten Daten ein, die aus den iiber den zentralen Plattformdienst des

Gatekeepers ausgeiibten kommerziellen Tatigkeiten gewerblicher Nutzer oder ihrer

Kunden abgeleitet oder dabei erhoben werden kdnnen.
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G)

(1)

)

3)

Gegebenenfalls kann die Kommission einen delegierten Rechtsakt gemaly Artikel 10
erlassen, um eine oder mehrere der in Absatz 1 aufgefiihrten Verpflichtungen auf andere in

Artikel 2 Nummer 2 aufgefiihrte zentrale Plattformdienste auszuweiten.

Artikel 7
Einhaltung der Verpflichtungen durch Gatekeeper

Der Gatekeeper sorgt fiir die Einhaltung der Verpflichtungen aus den Artikeln 5 und 6 und
weist diese nach. Die Maflnahmen, die der Gatekeeper ergreift, um die Einhaltung seiner
Verpflichtungen aus den Artikeln 5 und 6 sicherzustellen, miissen dazu fiihren, dass die
mit den jeweiligen Verpflichtungen verbundenen Zielsetzungen wirksam erreicht werden.
Der Gatekeeper stellt sicher, dass diese Maflnahmen im Einklang mit dem anwendbaren
Recht, insbesondere der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG, sowie
mit den Rechtsvorschriften in Bezug auf Cybersicherheit, Verbraucherschutz und

Produktsicherheit durchgefiihrt werden.

Die Kommission kann von Amts wegen oder auf Antrag eines Gatekeepers geméif

Absatz 3 ein Verfahren nach Artikel 18 einleiten und durch einen nach dem
Beratungsverfahren gemif Artikel 37a Absatz 2 erlassenen Beschluss die Maflnahmen
festlegen, die der betreffende Gatekeeper zu ergreifen hat, um den Verpflichtungen aus
Artikel 6 sowie im Falle einer Umgehung geméal Artikel 11 Absatz 4 den Verpflichtungen
aus den Artikeln 5 und 6 wirksam nachzukommen. Die Kommission erlésst einen
Beschluss gemill dem vorliegenden Absatz innerhalb von sechs Monaten nach Einleitung

des Verfahrens nach Artikel 18.

Der Gatekeeper kann die Kommission ersuchen, einen Dialog aufzunehmen, um
festzustellen, ob durch die Maflnahmen, die der Gatekeeper zur Gewéhrleistung der
Einhaltung des Artikels 6 durchzufiihren beabsichtigt oder durchgefiihrt hat, das Ziel der
betreffenden Verpflichtung in Anbetracht der besonderen Umstinde des Gatekeepers

wirksam erreicht wird.

Die Kommission entscheidet nach eigenem Ermessen iiber die Aufnahme eines solchen
Dialogs, unter Wahrung der Gleichbehandlung, der VerhaltnisméaBigkeit und des

Grundsatzes der guten Verwaltungspraxis.
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(4)

)

(6)

(7

®)

Ein Gatekeeper fiigt seinem Ersuchen einen mit Griinden versehenen Schriftsatz bei, in
dem er erldutert, weshalb er der Ansicht ist, dass durch die Maflnahmen, die er
durchzufiihren beabsichtigt oder durchgefiihrt hat, das Ziel der betreffenden Verpflichtung

in Anbetracht der besonderen Umstdnde wirksam erreicht wird.

In Verfahren nach Absatz 2 kann die Kommission beschlie3en, beteiligte Dritte um

Stellungnahme zu den Mallnahmen, die der Gatekeeper durchzufiihren hat, zu ersuchen.

Die Absitze 2 und 3 lassen die Befugnisse der Kommission nach den Artikeln 25, 26
und 27 unberiihrt.

Im Hinblick auf den Erlass eines Beschlusses nach Absatz 2 gibt die Kommission
innerhalb von drei Monaten nach Einleitung des Verfahrens ihre vorldufige Beurteilung
bekannt. In dieser vorlaufigen Beurteilung erldutert die Kommission, welche Mafnahmen
sie zu ergreifen beabsichtigt bzw. der betroffene Gatekeeper ergreifen sollte, um der
vorldufigen Beurteilung wirksam Rechnung zu tragen. Beteiligte Dritte konnen ersucht
werden, innerhalb einer von der Kommission festgelegten Frist zu den wichtigsten Punkten

der vorldufigen Beurteilung Stellung zu nehmen.

Bei der Festlegung der Maflnahmen nach Absatz 2 stellt die Kommission sicher, dass
durch diese Maflnahmen die Ziele der betreffenden Verpflichtung wirksam erreicht werden
und die MaBBnahmen in Anbetracht der konkreten Umsténde des Gatekeepers und der

betreffenden Dienstleistung verhdltnisméBig sind.

Im Hinblick auf die Festlegung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben j
und k priift die Kommission auch, ob die beabsichtigten bzw. durchgefiihrten Mafinahmen
sicherstellen, dass kein Ungleichgewicht zwischen den Rechten und Pflichten der
gewerblichen Nutzer mehr besteht und dass die Mafinahmen dem Gatekeeper keinen
Vorteil verschaffen, der in Anbetracht seiner Dienstleistung fiir die gewerblichen Nutzer

unverhéltnisméBig wire.
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(1

)

3)

Artikel 8

Aussetzung

Die Kommission kann auf mit Griinden versehenen Antrag des Gatekeepers eine
bestimmte Verpflichtung nach den Artikeln 5 und 6 in Bezug auf einen gemal Artikel 3
Absatz 7 benannten zentralen Plattformdienst durch einen nach dem Beratungsverfahren
geméal Artikel 37a Absatz 2 erlassenen Beschluss ausnahmsweise ganz oder teilweise
aussetzen, wenn der Gatekeeper nachweist, dass die Erfiillung der betreffenden
Verpflichtung aufgrund auergewohnlicher Umstinde, auf die der Gatekeeper keinen
Einfluss hat, die Rentabilitdt der Geschéftstitigkeit des Gatekeepers in der Union
gefidhrden wiirde; die Aussetzung muss auf das Mal3 und den Zeitraum beschrénkt sein, die
fiir die Beseitigung der Gefiahrdung der Rentabilitét erforderlich sind. In ihrem
Aussetzungsbeschluss kann die Kommission fiir die Uberpriifung gemiB Absatz 2 einen
zeitlichen Abstand von weniger als einem Jahr festlegen. Die Kommission bemiiht sich,
einen solchen Aussetzungsbeschluss unverziiglich, spétestens jedoch drei Monate nach

Eingang eines vollstdndigen mit Griinden versehenen Antrags, zu erlassen.

Wird die Aussetzung nach Absatz 1 gewihrt, so iiberpriift die Kommission ihren
Aussetzungsbeschluss mindestens einmal jéhrlich. Infolge einer solchen Uberpriifung hebt
die Kommission die Aussetzung ganz oder teilweise auf oder beschlief3t, dass die

Voraussetzungen des Absatzes 1 nach wie vor erfiillt sind.

In dringenden Fillen kann die Kommission auf mit Griinden versehenen Antrag eines
Gatekeepers die Anwendung der betreffenden Verpflichtung auf einen oder mehrere
einzelne zentrale Plattformdienste bereits vor dem Erlass eines Beschlusses nach Absatz 1

vorldufig aussetzen.
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(1

(1a)

)

3)

Bei der Priifung eines solchen Antrags beriicksichtigt die Kommission insbesondere die
Auswirkungen der Erfiillung der betreffenden Verpflichtung auf die Rentabilitét der
Geschiftstitigkeit des Gatekeepers in der Union sowie auf Dritte. Die Kommission kann
die Aussetzung von geeigneten Bedingungen und Auflagen abhingig machen, um ein
ausgewogenes Gleichgewicht zwischen diesen Interessen und den Zielen der vorliegenden
Verordnung zu erreichen. Ein solcher Antrag kann jederzeit gestellt und bewilligt werden,

bis die Kommission {iber den Antrag nach Absatz 1 befunden hat.

Artikel 9
Befreiung aus Griinden der offentlichen Gesundheit und der offentlichen Sicherheit

Die Kommission kann Gatekeeper auf deren mit Griinden versehenen Antrag hin oder von
Amts wegen durch einen nach dem Beratungsverfahren gemil3 Artikel 37a Absatz 2
erlassenen Beschluss ganz oder teilweise von einer bestimmten Verpflichtung nach den
Artikeln 5 und 6 in Bezug auf einen einzelnen zentralen Plattformdienst im Sinne des
Artikels 3 Absatz 7 befreien, falls die Befreiung im Hinblick auf die Wahrung der in
Absatz 2 genannten Interessen gerechtfertigt ist. Die Kommission erldsst einen solchen
Befreiungsbeschluss unverziiglich, spétestens aber drei Monate nach Eingang eines

vollstdndigen mit Griinden versehenen Antrags.

Wird eine Befreiung gemédll Absatz 1 gewdhrt, so iiberpriift die Kommission ihren
Befreiungsbeschluss, falls der Grund fiir die Befreiung nicht mehr besteht, mindestens aber
einmal jéhrlich. Infolge einer solchen Uberpriifung hebt die Kommission die Befreiung
ganz oder teilweise auf oder beschlief3t, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 nach wie

vor erfullt sind.

Eine Befreiung nach Absatz 1 kann ausschlieBlich im Hinblick auf die Wahrung der

folgenden Offentlichen Interessen gewéhrt werden:
b)  der offentlichen Gesundheit,
c) der offentlichen Sicherheit.

In dringenden Féllen kann die Kommission auf mit Griinden versehenen Antrag eines
Gatekeepers oder von Amts wegen die Anwendung der betreffenden Verpflichtung auf
einen oder mehrere einzelne zentrale Plattformdienste bereits vor dem Erlass eines

Beschlusses nach Absatz 1 vorldufig aussetzen.
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(1)

)

Bei der Priifung eines solchen Antrags beriicksichtigt die Kommission insbesondere die
Auswirkungen der Erfiillung der betreffenden Verpflichtung auf die Wahrung der in
Absatz 2 genannten 6ffentlichen Interessen sowie die Auswirkungen auf den betreffenden
Gatekeeper und Dritte. Die Kommission kann die Aussetzung von geeigneten
Bedingungen und Auflagen abhéngig machen, um ein ausgewogenes Gleichgewicht
zwischen dem Ziel der Wahrung der in Absatz 2 genannten 6ffentlichen Interessen und den
Zielen der vorliegenden Verordnung zu erreichen. Ein solcher Antrag kann jederzeit
gestellt und bewilligt werden, bis die Kommission iiber den Antrag nach Absatz 1

befunden hat.

Artikel 9a

Berichterstattung

Innerhalb von sechs Monaten nach seiner Benennung geméf Artikel 3 und in Anwendung
des Artikels 3 Absatz 8 legt der Gatekeeper der Kommission einen Bericht vor, in dem er
ausfiihrlich und transparent beschreibt, welche Mallnahmen er ergriffen hat, um die
Einhaltung der Verpflichtungen aus den Artikeln 5 und 6 sicherzustellen. Dieser Bericht

wird mindestens einmal jdhrlich aktualisiert.

Innerhalb von sechs Monaten nach seiner Benennung gemif Artikel 3 verdffentlicht der
Gatekeeper eine nichtvertrauliche Zusammenfassung des in Absatz 1 des vorliegenden
Artikels genannten Berichts und iibermittelt sie der Kommission. Die Kommission
verdffentlicht die nichtvertrauliche Zusammenfassung des Berichts unverziiglich. Die
nichtvertrauliche Zusammenfassung wird im Anschluss an die Aktualisierung des in

Absatz 1 genannten Berichts aktualisiert.
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Artikel 10
Aktualisierung der Verpflichtungen der Gatekeeper

(1) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemal3 Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu

erlassen, um die bestehenden Verpflichtungen aus den Artikeln 5 und 6 zu ergiinzen. Diese

Ergiinzung der bestehenden Verpflichtungen erfolgt auf der Grundlage einer

Marktuntersuchung nach Artikel 17, wonach diese Verpflichtungen aktualisiert werden

miissen, um Praktiken zu begegnen, die die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste

beschrinken oder in gleicher Weise unlauter sind wie die Praktiken, denen mit den in den

Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen begegnet werden soll.

Der Anwendungsbereich eines delegierten Rechtsakts, der gemil3 Unterabsatz 1 erlassen

wird, ist auf Folgendes beschrinkt:

a)

b)

d)

g)

die Ausweitung einer Verpflichtung, die nur fiir bestimmte zentrale
Plattformdienste gilt, auf andere in Artikel 2 Nummer 2 aufgefiihrte zentrale

Plattformdienste;

die Ausweitung einer Verpflichtung, die einer bestimmten Gruppe von
gewerblichen Nutzern oder Endnutzern zugutekommt, sodass sie anderen Gruppen

von gewerblichen Nutzern oder Endnutzern zugutekommt;

die Festlegung der Art und Weise, in der die Verpflichtungen der Gatekeeper nach
den Artikeln 5 und 6 zu erfiillen sind, um die wirksame Einhaltung dieser

Verpflichtungen zu gewéhrleisten;

die Ausweitung einer Verpflichtung, die nur fiir bestimmte Nebendienstleistungen

gilt, auf andere Nebendienstleistungen;

die Ausweitung einer Verpflichtung, die nur flir bestimmte Arten von Daten gilt,

auf andere Arten von Daten;

die Aufnahme weiterer Bedingungen, wenn dem Verhalten eines Gatekeepers

durch eine Verpflichtung bestimmte Bedingungen auferlegt werden; oder

die Anwendung einer Verpflichtung, die das Verhéltnis zwischen mehreren
zentralen Plattformdiensten des Gatekeepers regelt, auf das Verhiltnis zwischen

einem zentralen Plattformdienst und anderen Diensten des Gatekeepers.
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2)

(-1a)

(-1b)

Eine Praktik gilt im Sinne des Absatzes 1 als unlauter oder die Bestreitbarkeit zentraler

Plattformdienste beschrinkend, wenn

a)  ein Ungleichgewicht zwischen den Rechten und Pflichten der gewerblichen Nutzer
besteht und der Gatekeeper von den gewerblichen Nutzern einen Vorteil erhilt, der
in Anbetracht seiner Dienstleistung fiir diese gewerblichen Nutzer unverhdltnisméafig

wire, oder

b)  sie von Gatekeepern angewandt wird und geeignet ist, Innovationen zu behindern
und die Wahlmoglichkeiten fiir gewerbliche Nutzer und Endnutzer einzuschrinken,

da sie

i. die Bestreitbarkeit eines zentralen Plattformdienstes oder anderer Dienste im
digitalen Sektor dauerhaft beeintrachtigt oder zu beeintrichtigen droht, indem
Hindernisse geschaffen oder verstarkt werden, die es anderen Unternehmen
erschweren, als Anbieter eines zentralen Plattformdienstes oder anderer Dienste

im digitalen Sektor tdtig zu werden oder zu expandieren, oder

ii. andere Betreiber daran hindert, denselben Zugang zu einem entscheidenden Input

zu haben wie der Gatekeeper.

Artikel 11
Umgehungsverbot

Ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, darf diese Dienste in keiner
Weise durch vertragliche, kommerzielle, technische oder sonstige Mittel zur Umgehung
der quantitativen Schwellenwerte nach Artikel 3 Absatz 2 segmentieren, aufteilen,

unterteilen, fragmentieren oder aufspalten.

Hat die Kommission den Verdacht, dass ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste
betreibt, in Absatz 1 genannte Praktiken anwendet, so kann sie von diesem Unternehmen
alle Informationen verlangen, die sie fiir erforderlich hélt, um festzustellen, ob das
betreffende Unternehmen eine Fragmentierung zentraler Plattformdienste im Sinne des

Absatzes -1a vorgenommen hat.
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©)

Der Gatekeeper stellt sicher, dass die Verpflichtungen nach den Artikeln 5 und 6
vollstindig und wirksam erfiillt werden. Die Verpflichtungen nach den Artikeln 5 und 6
gelten zwar fiir nach Artikel 3 Absatz 7 benannte zentrale Plattformdienste, ihre
Umsetzung darf jedoch nicht durch Verhaltensweisen des Gatekeepers untergraben
werden, seien es vertragliche, kommerzielle, technische oder sonstige Verhaltensweisen,
einschlieBlich einer Verwendung von Verhaltenslenkungsmethoden oder

Schnittstellengestaltung, die die Wirksamkeit der Artikel 5 und 6 untergraben wiirde.

Wenn eine Einwilligung zur Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten
erforderlich ist, um die Einhaltung der Vorgaben der vorliegenden Verordnung zu
gewihrleisten, trifft der Gatekeeper geeignete MalBlnahmen, damit gewerbliche Nutzer die
fiir ihre Verarbeitung erforderliche Einwilligung unmittelbar erhalten konnen, sofern dies
nach der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist, oder
damit er die Vorschriften und Grundsétze der Union in Bezug auf den Datenschutz und den
Schutz der Privatsphire auf andere Weise einhalten kann, beispielsweise indem er den
gewerblichen Nutzern gegebenenfalls ordnungsgemill anonymisierte Daten zur Verfiigung
stellt. Der Gatekeeper darf die Einholung dieser Einwilligung durch den gewerblichen

Nutzer nicht aufwendiger machen, als sie es bei seinen eigenen Diensten ist.

Der Gatekeeper darf weder die Bedingungen oder die Qualitét der zentralen
Plattformdienste fiir gewerbliche Nutzer oder Endnutzer, die von den in den Artikeln 5
und 6 festgelegten Rechten bzw. Moglichkeiten Gebrauch machen, verschlechtern noch die

Austiibung dieser Rechte bzw. Moglichkeiten iiberméfig erschweren.

Umgeht ein Gatekeeper eine der Verpflichtungen aus Artikel 5 oder 6 in einer in den
Absitzen 1 bis 3 beschriebenen Weise oder versucht er, sie derart zu umgehen, so kann die
Kommission ein Verfahren nach Artikel 18 einleiten und einen Beschluss nach Artikel 7
erlassen, in dem die MaBBnahmen festgelegt werden, die der betreffende Gatekeeper zu

ergreifen hat.

Absatz 4 lasst die Befugnisse der Kommission nach den Artikeln 25, 26 und 27 unberiihrt.
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Artikel 12

Verpflichtung zur Unterrichtung iiber Zusammenschliisse

(1) Der Gatekeeper unterrichtet die Kommission iiber jeden geplanten Zusammenschluss im
Sinne des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004, an dem ein anderer Gatekeeper
oder ein anderes Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt oder sonstige
Dienstleistungen im digitalen Sektor erbringt, beteiligt ist; dies gilt unabhéngig davon, ob
der Zusammenschluss nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 bei einer
Wettbewerbsbehorde der Union oder nach den nationalen Fusionskontrollvorschriften bei

einer zustdndigen nationalen Wettbewerbsbehorde anmeldepflichtig ist.

Der Gatekeeper unterrichtet die Kommission nach Vertragsabschluss, Verdéffentlichung
des Ubernahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begriindenden Beteiligung und

mindestens zwei Monate vor dem Vollzug eines solchen Zusammenschlusses.

(2) Die durch den Gatekeeper bereitgestellten Informationen gemaf3 Absatz 1 umfassen
mindestens eine Beschreibung der an dem Zusammenschluss beteiligten Unternehmen,
ihren EWR-weiten und weltweiten Jahresumsatz, ihren Tétigkeitsbereich, einschlieBlich
der unmittelbar mit dem Zusammenschluss in Verbindung stehenden Tatigkeiten, den
Transaktionswert oder eine Schitzung desselben, eine zusammenfassende Beschreibung
des Zusammenschlusses, einschlieBlich seiner Art und der ihm zugrunde liegenden

Beweggriinde, sowie eine Aufstellung der von dem Vorhaben betroffenen Mitgliedstaaten.

Die durch den Gatekeeper bereitgestellten Informationen umfassen auch den jeweiligen
EWR-weiten Jahresumsatz, die Zahl der jihrlich aktiven gewerblichen Nutzer und die Zahl

der monatlich aktiven Endnutzer aller relevanten zentralen Plattformdienste.

3) Erreichen infolge eines Zusammenschlusses nach Absatz 1 weitere zentrale
Plattformdienste fiir sich genommen die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten
Schwellenwerte, so teilt der betreffende Gatekeeper dies der Kommission innerhalb von
drei Monaten nach Durchfiihrung des Zusammenschlusses mit und {ibermittelt ihr die in

Artikel 3 Absatz 2 genannten Angaben.
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(4)

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten {iber alle nach Absatz 1 erhaltenen
Informationen und verdffentlicht eine zusammenfassende Beschreibung des
Zusammenschlusses, in der die an dem Zusammenschluss beteiligten Unternehmen, ihr
Tétigkeitsbereich, die Art des Zusammenschlusses und die Aufstellung der von dem
Vorhaben betroffenen Mitgliedstaaten enthalten sind. Die Kommission tragt den
berechtigten Interessen der Unternehmen an der Wahrung ihrer Geschiftsgeheimnisse

Rechnung.

Artikel 13
Priifungspflicht

Der Gatekeeper legt der Kommission innerhalb von sechs Monaten nach seiner Benennung geméaf

Artikel 3 eine von unabhingiger Stelle gepriifte Beschreibung aller Techniken fiir das Profiling von

Endnutzern vor, die er fiir seine zentralen Plattformdienste im Sinne des Artikels 3 und

gegebenenfalls dienstelibergreifend verwendet.

Der Gatekeeper macht eine Ubersicht iiber die gepriifte Beschreibung 6ffentlich zugiinglich, wobei

er moglichen Einschrankungen aufgrund von Geschéftsgeheimnissen Rechnung tragt. Die

Beschreibung und die &ffentlich zugingliche Ubersicht dariiber werden mindestens einmal jéhrlich

aktualisiert.
Kapitel IV
Marktuntersuchung
Artikel 14
Einleitung einer Marktuntersuchung
(1) Beabsichtigt die Kommission, eine Marktuntersuchung im Hinblick auf den moglichen

Erlass von Beschliissen nach den Artikeln 15, 16 oder 17 einzuleiten, so erlésst sie einen

Beschluss zur Einleitung einer Marktuntersuchung.

(1a) Die Kommission kann ihre Untersuchungsbefugnisse gemal dieser Verordnung ausiiben,
bevor sie eine Marktuntersuchung gemél3 Absatz 1 einleitet.
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2)

)

(1)
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Im Beschluss zur Einleitung einer Marktuntersuchung wird Folgendes festgelegt:
a)  der Tag der Einleitung der Untersuchung,

b)  der Gegenstand der Untersuchung,

c)  der Zweck der Untersuchung.

Die Kommission kann eine von ihr abgeschlossene Marktuntersuchung wieder aufnehmen,

wenn

a)  sich der Sachverhalt, auf den sich der Beschluss stiitzte, in einem wesentlichen Punkt

gedndert hat,

b)  wenn der Beschluss auf unvollstdndigen, unrichtigen oder irrefiihrenden Angaben

beruhte.

Artikel 15

Marktuntersuchung zur Benennung von Gatekeepern

Die Kommission kann von Amts wegen eine Marktuntersuchung durchfiihren, um zu
priifen, ob ein Unternehmen nach Artikel 3 Absatz 6 als Gatekeeper zu benennen ist, oder
um die zentralen Plattformdienste eines Gatekeepers nach Artikel 3 Absatz 7 zu ermitteln.
Sie bemiiht sich, ihre Untersuchung abzuschlieen, indem sie innerhalb von zwolf
Monaten nach Einleitung der Marktuntersuchung nach dem Beratungsverfahren gemal

Artikel 37a Absatz 2 einen Beschluss erlésst.

Im Zuge der Marktuntersuchung nach Absatz 1 bemdiiht sich die Kommission, dem
betreffenden Unternehmen innerhalb von sechs Monaten nach Einleitung der
Untersuchung ihre vorldufige Beurteilung mitzuteilen. In dieser vorlaufigen Beurteilung
erlautert die Kommission, ob sie der vorldufigen Auffassung ist, dass das Unternehmen als
Gatekeeper im Sinne des Artikels 3 Absatz 6 benannt werden sollte, und erstellt eine

vorlaufige Liste der relevanten zentralen Plattformdienste geméfB Artikel 3 Absatz 7.
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(1

Wenn das Unternehmen die in Artikel 3 Absatz 2 genannten Schwellenwerte erreicht, aber
hinreichend substanziierte Argumente nach Artikel 3 Absatz 4 vorgebracht hat, bemiiht
sich die Kommission, die Marktuntersuchung innerhalb von fiinf Monaten nach deren
Einleitung durch einen Beschluss nach Absatz 1 zum Abschluss zu bringen. In dem Fall
bemiiht sich die Kommission, dem Unternehmen innerhalb von drei Monaten nach

Einleitung der Untersuchung ihre vorldufige Beurteilung nach Absatz 2 mitzuteilen.

Benennt die Kommission nach Artikel 3 Absatz 6 ein Unternehmen als Gatekeeper, das
hinsichtlich seiner Tatigkeiten noch keine gefestigte und dauerhafte Position innehat, bei
dem aber absehbar ist, dass es eine solche Position in naher Zukunft erlangen wird, so
erklért sie nur die Verpflichtungen des Artikels 5 Buchstaben b und d und des Artikels 6
Absatz 1 Buchstaben e, f, h und i, die im Benennungsbeschluss aufgefiihrt werden, fiir
diesen Gatekeeper fiir anwendbar. Die Kommission erklért nur diejenigen Verpflichtungen
fiir anwendbar, die angemessen und erforderlich sind, um zu verhindern, dass der
betreffende Gatekeeper auf unlautere Weise hinsichtlich seiner Tdtigkeiten eine gefestigte
und dauerhafte Position erlangt. Die Kommission iiberpriift solche Benennungen im

Einklang mit dem in Artikel 4 dargelegten Verfahren.

Artikel 16

Marktuntersuchung bei systematischer Nichteinhaltung

Die Kommission kann eine Marktuntersuchung durchfiihren, um zu priifen, ob ein
Gatekeeper seine Verpflichtungen systematisch nicht einhilt. Ergibt die
Marktuntersuchung, dass ein Gatekeeper eine oder mehrere der in den Artikeln 5 oder 6
festgelegten Verpflichtungen systematisch nicht einhélt und seine Gatekeeper-Position im
Hinblick auf die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Kriterien beibehalten, gestarkt oder
ausgeweitet hat, so kann die Kommission durch einen nach dem Beratungsverfahren
gemill Artikel 37a Absatz 2 erlassenen Beschluss jede verhaltensbezogene oder
strukturelle AbhilfemaBnahme gegen den Gatekeeper verhidngen, die in einem
angemessenen Verhiltnis zu der in Rede stehenden Zuwiderhandlung steht und
erforderlich ist, um die Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung zu gewéhrleisten. Die
Kommission schlief3t ihre Untersuchung durch Erlass eines Beschlusses innerhalb von

zwolf Monaten nach Einleitung der Marktuntersuchung ab.
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(6)

Die Kommission kann nur dann strukturelle AbhilfemafBnahmen nach Absatz 1 auferlegen,
wenn entweder keine ebenso wirksame verhaltensbezogene AbhilfemaBBnahme in Betracht
kommt oder wenn eine solche fiir den betreffenden Gatekeeper belastender wére als eine

strukturelle AbhilfemafBinahme.

Es ist davon auszugehen, dass ein Gatekeeper die Verpflichtungen der Artikel 5 und 6
systematisch nicht einhélt, wenn die Kommission in einem Zeitraum von fiinf Jahren vor
Erlass des Beschlusses zur Einleitung einer Marktuntersuchung im Hinblick auf den
mdglichen Erlass eines Beschlusses nach diesem Artikel mindestens drei Beschliisse
wegen Nichteinhaltung nach Artikel 25 gegen den Gatekeeper beziiglich eines seiner

zentralen Plattformdienste erlassen hat.

Es ist davon auszugehen, dass ein Gatekeeper seine Gatekeeper-Position im Hinblick auf
die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Kriterien gestérkt oder ausgeweitet hat, wenn sich
seine Auswirkungen auf den Binnenmarkt weiter verstarkt haben, seine Bedeutung als
Zugangstor fiir gewerbliche Nutzer zu Endnutzern weiter zugenommen hat oder sich seine

Position hinsichtlich seiner Tatigkeiten weiter gefestigt hat und dauerhafter geworden ist.

Die Kommission teilt dem betreffenden Gatekeeper ihre Beschwerdepunkte innerhalb von
sechs Monaten nach Einleitung der Untersuchung mit. In ihren Beschwerdepunkten
erlautert die Kommission, ob sie die vorldufige Auffassung vertritt, dass die
Voraussetzungen des Absatzes 1 erfiillt sind, und welche Abhilfemalnahme(n) sie

vorlaufig fiir erforderlich und angemessen erachtet.

Die Kommission kann die Dauer der Marktuntersuchung jederzeit verldngern, wenn dies
aus objektiven Griinden gerechtfertigt und angemessen ist. Die Verldngerung kann sich auf
die Frist beziehen, innerhalb deren die Kommission ihre Beschwerdepunkte mitteilen
muss, oder auf die Frist fiir den Erlass des abschlieBenden Beschlusses. Verldngerungen im
Sinne dieses Absatzes diirfen zusammengenommen die Dauer von sechs Monaten nicht
tibersteigen. Die Kommission kann nach Artikel 23 unterbreitete Verpflichtungszusagen

priifen und mit ihrem Beschluss fiir bindend erkldren.
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Artikel 17

Marktuntersuchung in Bezug auf neue Dienstleistungen und neue Praktiken

Die Kommission kann eine Marktuntersuchung durchfiihren, um zu priifen, ob einer oder mehrere
Dienste des digitalen Sektors in die Liste der zentralen Plattformdienste aufgenommen werden
sollten, oder um Praktiken aufzudecken, die die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste
beschrianken oder unlauter sein konnten, und denen durch diese Verordnung nicht wirksam
begegnet wird. Die Kommission legt spitestens 24 Monate nach Einleitung der Marktuntersuchung
einen Offentlichen Bericht vor. In ihrer Bewertung berticksichtigt die Kommission alle
einschldgigen Ergebnisse der gemdll den Artikeln 101 und 102 AEUV in Bezug auf digitale Markte

durchgefiihrten Verfahren sowie alle sonstigen relevanten Entwicklungen.
Diesem Bericht wird gegebenenfalls Folgendes beigefiigt:

a) ein Vorschlag zur Anderung dieser Verordnung, um zusitzliche Dienste des digitalen
Sektors in die Liste der zentralen Plattformdienste nach Artikel 2 Nummer 2 oder neue

Verpflichtungen in Artikel 5 oder 6 aufzunehmen, oder

b) ein Entwurf eines delegierten Rechtsakts zur Ergdnzung der in den Artikeln 5 oder 6

festgelegten Verpflichtungen, wie in Artikel 10 vorgesehen.

Gegebenenfalls kann in dem unter Buchstabe a genannten Vorschlag zur Anderung dieser
Verordnung auch vorgeschlagen werden, bestehende Dienste aus der Liste der zentralen
Plattformdienste nach Artikel 2 Nummer 2 zu streichen oder bestehende Verpflichtungen aus den

Artikeln 5 oder 6 zu streichen.
Kapitel V

Untersuchungs-, Durchsetzungs- und Uberwachungsbefugnisse
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Artikel 18

Einleitung eines Verfahrens

Beabsichtigt die Kommission, ein Verfahren im Hinblick auf den modglichen Erlass von
Beschliissen nach den Artikeln 7, 25 oder 26 einzuleiten, so erldsst sie einen Beschluss zur

Einleitung eines Verfahrens.

Die Kommission kann ihre Untersuchungsbefugnisse gemal} dieser Verordnung austiben,

bevor sie ein Verfahren einleitet.

Artikel 19

Auskunftsverlangen

Die Kommission kann zur Erflillung der ihr durch diese Verordnung iibertragenen
Aufgaben Unternehmen und Unternehmensvereinigungen durch einfaches
Auskunftsverlangen oder im Wege eines Beschlusses auffordern, alle erforderlichen
Auskiinfte zu erteilen. Die Kommission kann durch einfaches Auskunftsverlangen oder im
Wege eines Beschlusses auch Zugang zu allen Daten und Algorithmen von Unternehmen

verlangen und diesbeziigliche Erlduterungen anfordern.

Bei der Ubermittlung eines einfachen Auskunftsverlangens an ein Unternehmen oder eine
Unternehmensvereinigung gibt die Kommission die Rechtsgrundlage und den Zweck des
Auskunftsverlangens an, fiihrt auf, welche Auskiinfte erforderlich sind, legt die Frist fiir
die Ubermittlung der Auskiinfte fest und weist auf die in Artikel 26 fiir den Fall der
Erteilung unvollstindiger, unrichtiger oder irrefiihrender Auskiinfte oder Erlduterungen

vorgesehenen Sanktionen hin.

Wenn die Kommission Unternehmen und Unternehmensvereinigungen im Wege eines
Beschlusses zur Erteilung von Auskiinften verpflichtet, gibt sie darin die Rechtsgrundlage
und den Zweck des Auskunftsverlangens an, fiihrt auf, welche Auskiinfte erforderlich sind,
und legt die Frist fiir die Ubermittlung der Auskiinfte fest. Verpflichtet sie Unternehmen
dazu, Zugang zu allen Daten und Algorithmen zu gewédhren, so gibt sie die
Rechtsgrundlage und den Zweck des Verlangens an und legt die Frist fiir die Gewédhrung
des Zugangs fest. Ferner weist sie auf die in Artikel 26 vorgesehenen Sanktionen sowie auf
die in Artikel 27 vorgesehenen Zwangsgelder hin oder erlegt letztere auf. Aullerdem weist
sie auf das Recht hin, den Beschluss vom Gerichtshof der Europédischen Union iiberpriifen

zu lassen.
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Die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen oder ihre Vertreter oder — im Fall von
juristischen Personen, Gesellschaften und Vereinigungen ohne Rechtspersonlichkeit — die
nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen Personen erteilen die verlangten
Auskiinfte im Namen des betreffenden Unternehmens oder der betreffenden
Unternehmensvereinigung. Ordnungsgemal bevollmichtigte Rechtsanwilte konnen die
Auskiinfte im Namen ihrer Mandanten erteilen. Letztere bleiben in vollem Umfang dafiir
verantwortlich, dass die erteilten Auskiinfte vollstidndig, sachlich richtig oder nicht

irrefiithrend sind.

Die Kommission iibermittelt der fiir die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten
Vorschriften zustdndigen Behorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das
Unternehmen oder die Unternehmensvereinigung niedergelassen ist, unverziiglich eine

Kopie des einfachen Auskunftsverlangens oder des Auskunftsbeschlusses.

Die zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten erteilen der Kommission auf Verlangen alle
thnen vorliegenden Auskiinfte, die sie fiir die Erfiillung der ihr mit dieser Verordnung

iibertragenen Aufgaben bendtigt.

Artikel 20

Befugnis zur Befragung und zur Aufnahme von Aussagen

Die Kommission kann zur Erfiillung der ihr durch diese Verordnung iibertragenen
Aufgaben jede natiirliche oder juristische Person befragen, die in die Befragung zum
Zweck der Einholung von Informationen, die mit dem Gegenstand einer Untersuchung im
Zusammenhang stehen, einwilligt. Die Kommission ist berechtigt, diese Befragungen mit

allen technischen Mitteln aufzuzeichnen.

Wird eine Befragung gemil3 Absatz 1 in den Raumlichkeiten eines Unternehmens
durchgefiihrt, so unterrichtet die Kommission die fiir die Durchsetzung der in Artikel 1
Absatz 6 genannten Vorschriften zustindige Behorde des Mitgliedstaats, in dessen
Hoheitsgebiet die Befragung stattfindet. Auf Verlangen der zustéindigen Behorde konnen
deren Bedienstete die Bediensteten der Kommission und die anderen von der Kommission

ermdchtigten Begleitpersonen bei der Durchfiihrung der Befragung unterstiitzen.
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Artikel 21
Befugnis zur Durchfiihrung von Nachpriifungen

(1) Die Kommission kann zur Erflillung der ihr durch diese Verordnung iibertragenen

Aufgaben alle erforderlichen Nachpriifungen beziiglich Unternehmen oder

Unternehmensvereinigungen durchfiihren.

(1a) Die mit den Nachpriifungen beauftragten Bediensteten der Kommission und die anderen

von ihr ermédchtigten Begleitpersonen sind befugt,

a)

b)

d)

alle Raumlichkeiten, Grundstiicke und Transportmittel der Unternehmen und

Unternehmensvereinigungen zu betreten,

die Biicher und sonstigen Geschéftsunterlagen, unabhéngig davon, in welcher Form

sie vorliegen, zu priifen,

Kopien oder Ausziige gleich in welcher Form aus diesen Biichern und

Geschiéftsunterlagen anzufertigen oder zu verlangen,

von dem Unternehmen oder der Unternehmensvereinigung Erlduterungen zur der
Organisation, der Funktionsweise, dem IT-System, den Algorithmen, der
Datenverwaltung und dem Geschéftsgebaren sowie einen entsprechenden Zugang zu
verlangen sowie die abgegebenen Erlduterungen aufzuzeichnen oder zu

dokumentieren,

betriebliche Rdumlichkeiten und Biicher oder Unterlagen jeder Art fiir die Dauer der

Nachpriifung in dem hierfiir erforderlichen Ausmal zu versiegeln,

von allen Vertretern oder Beschéftigten des Unternehmens oder der
Unternehmensvereinigung Erlduterungen zu Fakten oder Unterlagen zu verlangen,
die mit Gegenstand und Zweck der Nachpriifung in Zusammenhang stehen, und ihre

Antworten zu Protokoll zu nehmen.
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Nachpriifungen kénnen auch mit Unterstiitzung von von der Kommission nach Artikel 24
Absatz 2 benannten Priifern oder Sachverstandigen sowie der flir die Durchsetzung der in
Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zustindigen Behorde des Mitgliedstaats

durchgefiihrt werden, in dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung durchgefiihrt werden soll.

Bei Nachpriifungen kénnen die Kommission und die von ihr benannten Priifer oder
Sachverstiandigen sowie die fiir die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten
Vorschriften zustindige Behorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die
Nachpriifung durchgefiihrt werden soll, von dem Unternehmen oder der
Unternehmensvereinigung Erlduterungen zur Organisation, der Funktionsweise, dem
IT-System, den Algorithmen, der Datenverwaltung und dem Geschiftsgebaren sowie einen
entsprechenden Zugang verlangen. Die Kommission und die von ihr benannten Priifer oder
Sachverstandigen sowie die fiir die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten
Vorschriften zustindige Behorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die
Nachpriifung durchgefiihrt werden soll, kdnnen alle Vertreter oder Beschiftigten des

Unternehmens befragen.

Die mit Nachpriifungen beauftragten Bediensteten der Kommission und die anderen von
ihr erméchtigten Begleitpersonen iiben ihre Befugnisse unter Vorlage eines schriftlichen
Auftrags aus, in dem der Gegenstand und der Zweck der Nachpriifung bezeichnet sind und
auf die in Artikel 26 vorgesehenen Sanktionen fiir den Fall hingewiesen wird, dass die
angeforderten Biicher oder sonstigen Geschiftsunterlagen nicht vollstindig vorgelegt
werden oder die Antworten auf die nach den Absétzen 1a und 3 des vorliegenden Artikels
gestellten Fragen unrichtig oder irrefithrend sind. Die Kommission unterrichtet die
Wettbewerbsbehorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung

vorgenommen werden soll, iiber die Nachpriifung rechtzeitig vor deren Beginn.

Die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen sind verpflichtet, Nachpriifungen zu
dulden, die die Kommission im Wege eines Beschlusses angeordnet hat. In dem Beschluss
werden Gegenstand und Zweck der Nachpriifung genannt, das Datum des Beginns der
Nachpriifung festgelegt und auf die in den Artikeln 26 und 27 vorgesehenen Sanktionen
sowie auf das Recht hingewiesen, den Beschluss vom Gerichtshof iiberpriifen zu lassen.
Die Kommission fasst diese Beschliisse nach Anhorung der fiir die Durchsetzung der in
Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in
dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung durchgefiihrt werden soll.
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Bedienstete der fiir die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften
zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachpriifung
durchgefiihrt werden soll, sowie die von dieser Behdrde ermichtigten oder benannten
Personen unterstiitzen auf Ersuchen dieser Behorde oder der Kommission die Bediensteten
und die anderen von der Kommission erméchtigten Begleitpersonen aktiv. Sie verfligen

hierzu iiber die in den Absdtzen 1a und 3 genannten Befugnisse.

Stellen die beauftragten Bediensteten der Kommission und die anderen von ihr
ermichtigten Begleitpersonen fest, dass sich ein Unternehmen oder eine
Unternehmensvereinigung einer nach Mafigabe dieses Artikels angeordneten Nachpriifung
widersetzt, so gewdhrt der betreffende Mitgliedstaat die erforderliche Unterstiitzung,
gegebenenfalls unter Einsatz von Polizeikriften oder einer entsprechenden vollziechenden
Behorde, damit die Bediensteten der Kommission ihren Nachpriifungsauftrag erfiillen

konnen.

Setzt die Amtshilfe nach Absatz 6 nach einzelstaatlichem Recht eine gerichtliche
Genehmigung voraus, so ist diese zu beantragen. Die Genehmigung kann auch vorsorglich

beantragt werden.

Wird die in Absatz 7 genannte Genehmigung beantragt, so priift die nationale
Justizbehdrde, ob der Beschluss der Kommission echt ist und die beantragten
Zwangsmalnahmen weder willkiirlich noch, gemessen am Gegenstand der Nachpriifung,
unverhdltnisméBig sind. Bei der Priifung der VerhéltnisméBigkeit der ZwangsmafBnahmen
kann die nationale Justizbehdrde die Kommission direkt oder iiber die fiir die
Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zustdndige Behorde des
Mitgliedstaats um ausfiihrliche Erldauterungen ersuchen, insbesondere zu den Griinden, aus
denen die Kommission einen Versto3 gegen diese Verordnung vermutet, sowie zur
Schwere des mutmalBlichen Verstofes und zur Art der Beteiligung des betreffenden
Unternehmens. Die nationale Justizbehorde darf jedoch weder die Notwendigkeit der
Nachpriifung in Frage stellen noch Auskiinfte aus den Akten der Kommission verlangen.
Die Priifung der RechtmiBigkeit des Kommissionsbeschlusses ist dem Gerichtshof

vorbehalten.
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Artikel 22
Einstweilige Mafinahmen

Die Kommission kann in dringenden Fillen, wenn die Gefahr eines schweren und nicht
wiedergutzumachenden Schadens fiir gewerbliche Nutzer oder Endnutzer von Gatekeepern
besteht, auf der Grundlage einer prima facie festgestellten Zuwiderhandlung gegen

Artikel 5 oder Artikel 6 durch einen nach dem Beratungsverfahren gemif3 Artikel 37a

Absatz 2 erlassenen Beschluss einstweilige MaBBnahmen gegen einen Gatekeeper anordnen.

Ein Beschluss nach Absatz 1 kann nur im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, das
im Hinblick auf den moglichen Erlass eines Beschlusses wegen Nichteinhaltung nach
Artikel 25 Absatz 1 eingeleitet wurde. Ein solcher Beschluss hat eine befristete

Geltungsdauer und kann verlédngert werden, soweit dies erforderlich und angemessen ist.

Artikel 23
Verpflichtungszusagen

Bietet der betreffende Gatekeeper wihrend eines Verfahrens nach Artikel 16 oder

Artikel 25 Verpflichtungszusagen in Bezug auf die betreffenden zentralen Plattformdienste
an, um die Einhaltung der in den Artikeln 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen zu
gewihrleisten, so kann die Kommission diese Verpflichtungszusagen fiir den Gatekeeper
durch einen nach dem Beratungsverfahren gemif3 Artikel 37a Absatz 2 erlassenen
Beschluss fiir bindend erklaren und feststellen, dass fiir ein Tatigwerden der Kommission

kein Anlass mehr besteht.

Die Kommission kann das Verfahren auf Antrag oder von Amts wegen per Beschluss

wieder aufnehmen, wenn

a)  sich der Sachverhalt, auf den sich der Beschluss stiitzte, in einem wesentlichen Punkt

gedndert hat,
b)  der betreffende Gatekeeper seine Verpflichtungszusagen nicht einhlt,

c)  der Beschluss auf unvollsténdigen, unrichtigen oder irrefiihrenden Angaben der

beteiligten Unternehmen beruhte.
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Ist die Kommission der Auffassung, dass die von dem betreffenden Gatekeeper
angebotenen Verpflichtungszusagen nicht geeignet sind, die wirksame Einhaltung der in
den Artikeln 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen sicherzustellen, so erldutert sie in dem
Beschluss, mit dem das Verfahren abgeschlossen wird, weshalb sie die

Verpflichtungszusagen nicht fiir bindend erklart.

Artikel 24
Uberwachung von Verpflichtungen und Mafinahmen

Die Kommission kann die erforderlichen MaBBnahmen ergreifen, um die wirksame
Umsetzung und Einhaltung der in den Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen und der
nach den Artikeln 7, 16, 22 und 23 erlassenen Beschliisse zu iiberwachen. Zu diesen
MaBnahmen kann insbesondere gehdren, dass dem Gatekeeper die Verpflichtung auferlegt
wird, alle Dokumente aufzubewahren, die fiir die Bewertung der Umsetzung und
Einhaltung dieser Verpflichtungen und Beschliisse durch den Gatekeeper als relevant

erachtet werden.

Die MaBnahmen nach Absatz 1 kdnnen die Benennung unabhéngiger externer
Sachverstandiger und Priifer sowie von Mitarbeitern der zustdndigen Behorden der
Mitgliedstaaten umfassen, die die Kommission bei der Uberwachung der Verpflichtungen
und MafBinahmen unterstiitzen und ihr mit spezifischem Fachwissen oder Kenntnissen zur

Seite stehen.

Artikel 25
Nichteinhaltung

Die Kommission erlédsst einen Beschluss wegen Nichteinhaltung nach dem

Beratungsverfahren geméf Artikel 37a Absatz 2, wenn sie feststellt, dass ein Gatekeeper
a)  eine der in den Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen nicht erfiillt,

b)  ineinem Beschluss nach Artikel 7 Absatz 2 festgelegten Maflnahmen nicht

nachkommt,

c) nach Artikel 16 Absatz 1 angeordneten Maflnahmen nicht nachkommt,
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d) nach Artikel 22 angeordneten einstweiligen MalBnahmen nicht nachkommt oder
e)  Verpflichtungszusagen, die nach Artikel 23 fiir bindend erklart wurden, nicht einhlt.

Vor Erlass des Beschlusses nach Absatz 1 teilt die Kommission dem betreffenden
Gatekeeper ihre vorldufige Beurteilung mit. In dieser vorldufigen Beurteilung erldutert die
Kommission, welche MaBBnahmen sie zu ergreifen beabsichtigt bzw. der Gatekeeper

ergreifen sollte, um der vorlaufigen Beurteilung wirksam Rechnung zu tragen.

In dem nach Absatz 1 erlassenen Beschluss wegen Nichteinhaltung fordert die
Kommission den Gatekeeper auf, die Nichteinhaltung innerhalb einer angemessenen Frist

abzustellen und zu erldutern, wie er dem Beschluss nachzukommen gedenkt.

Der Gatekeeper iibermittelt der Kommission eine Beschreibung der Mafinahmen, die er
ergriffen hat, um die Einhaltung des gemif3 Absatz 1 erlassenen Beschlusses wegen

Nichteinhaltung sicherzustellen.

Stellt die Kommission fest, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfiillt sind, so

schlieft sie die Untersuchung im Wege eines Beschlusses ab.

Artikel 26
GeldbufSen

In ihrem nach Artikel 25 angenommenen Beschluss kann die Kommission gegen den
betreffenden Gatekeeper Geldbuflen bis zu einem Hochstbetrag von 10 % seines im
vorausgegangenen Geschéftsjahr weltweit erzielten Gesamtumsatzes verhidngen, wenn sie

feststellt, dass der Gatekeeper vorsétzlich oder fahrlédssig
a) eine der in den Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen nicht erfiillt,

b)  den von der Kommission durch einen Beschluss nach Artikel 7 Absatz 2 festgelegten

Malnahmen nicht nachkommt,
c) nach Artikel 16 Absatz 1 angeordneten Maflnahmen nicht nachkommt,

d)  einem Beschluss, mit dem einstweilige MaBnahmen nach Artikel 22 angeordnet

werden, nicht nachkommt, oder

e)  Verpflichtungszusagen, die nach Artikel 23 fiir bindend erkldrt wurden, nicht einhilt.
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(2) Die Kommission kann gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen per

Beschluss Geldbuflen bis zu einem Hochstbetrag von 1 % des im vorausgegangenen

Geschiftsjahr weltweit erzielten Gesamtumsatzes verhidngen, wenn sie vorsitzlich oder

fahrléssig

aa)

der Verpflichtung zur Unterrichtung der Kommission gemaf3 Artikel 3 Absatz 3 nicht

nachkommen,

a) die fiir die Beurteilung ihrer Benennung als Gatekeeper nach Artikel 3 Absatz 2
erforderlichen Auskiinfte nicht innerhalb der gesetzten Frist erteilen oder unrichtige,
unvollstdndige oder irrefithrende Angaben machen,

b)  die nach Artikel 12 erforderlichen Auskiinfte nicht erteilen oder unrichtige,
unvollstédndige oder irrefithrende Angaben machen,

c) die nach Artikel 13 erforderliche Beschreibung nicht iibermitteln oder unrichtige,
unvollstdndige oder irrefithrende Angaben machen,

d)  die nach Artikel 19 oder Artikel 20 verlangten Auskiinfte oder Erlduterungen nicht
erteilen oder unrichtige, unvollstindige oder irrefiihrende Angaben machen,

e) den nach Artikel 19 verlangten Zugang zu Datenbanken und Algorithmen
verweigern,

f)  unrichtige, unvollstdndige oder irrefiihrende Angaben eines Vertreters oder
Beschiftigten des Unternehmens nicht innerhalb der von der Kommission gesetzten
Frist berichtigen oder in Bezug auf Sachverhalte, die mit dem Gegenstand und dem
Zweck einer Nachpriifung nach Artikel 21 im Zusammenhang stehen, keine
vollstindigen Auskiinfte erteilen oder die Erteilung vollstdndiger Auskiinfte
verweigern,

g)  eine Nachpriifung nach Artikel 21 nicht dulden,

h)  die von der Kommission gemil Artikel 24 erlassenen Maflnahmen nicht einhalten,
oder

1)  die Bedingungen fiir die Einsicht in die Akten der Kommission gemaf3 Artikel 30
Absatz 4 nicht erfiillen.
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Bei der Festsetzung der Hohe der GeldbuBle beriicksichtigt die Kommission die Schwere,
die Dauer und eine etwaige Wiederholung der Zuwiderhandlung sowie bei nach Absatz 2

verhingten GeldbuBlen die im Verfahren verursachte Verzogerung.

Wird gegen eine Unternehmensvereinigung eine Geldbul3e unter Beriicksichtigung des
weltweit erzielten Umsatzes ihrer Mitglieder verhdngt und ist die
Unternehmensvereinigung selbst nicht zahlungsfihig, so ist sie verpflichtet, von ihren

Mitgliedern Beitrage zur Deckung des Betrags dieser Geldbu3e zu fordern.

Werden diese Beitrdge innerhalb einer von der Kommission gesetzten Frist nicht geleistet,
so kann die Kommission die Zahlung der Geldbuf3e unmittelbar von jedem Unternechmen
verlangen, dessen Vertreter Mitglieder in den betreffenden Entscheidungsgremien der

Unternehmensvereinigung waren.

Nachdem die Kommission die Zahlung nach Unterabsatz 2 verlangt hat, kann sie die
Zahlung des Restbetrags von jedem Mitglied der Unternehmensvereinigung verlangen,

soweit dies fiir die vollstindige Zahlung der Geldbufe erforderlich ist.

Die Kommission darf jedoch Zahlungen nach Unterabsatz 2 oder 3 nicht von Unternehmen
verlangen, die nachweisen, dass sie den die Zuwiderhandlung begriindenden Beschluss der
Unternehmensvereinigung nicht umgesetzt haben und entweder von dessen Existenz keine
Kenntnis hatten oder sich aktiv davon distanziert haben, noch ehe die Kommission das

Verfahren nach Artikel 18 eingeleitet hat.

Die finanzielle Haftung eines Unternehmens fiir die Zahlung der Geldbuf3e darf 10 %
seines im vorausgegangenen Geschéftsjahr weltweit erzielten Gesamtumsatzes nicht

iibersteigen.
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Artikel 27

Zwangsgelder

(1) Die Kommission kann gegen Unternehmen, ggf. auch Gatekeeper, und
Unternehmensvereinigungen per Beschluss tdgliche Zwangsgelder bis zu einem
Hochstbetrag von 5 % des im vorausgegangenen Geschéftsjahr weltweit erzielten
durchschnittlichen Tagesumsatzes, berechnet ab dem im Beschluss genannten Tag,
verhéngen, um sie dazu zu zwingen,

a)  einem Beschluss nach Artikel 16 Absatz 1 nachzukommen,

b) in Beantwortung eines im Wege eines Beschlusses nach Artikel 19 ergangenen
Auskunftsverlangens innerhalb der gesetzten Frist richtige und vollstdndige
Auskiinfte zu erteilen,

c) im Einklang mit Artikel 19 den Zugang zu ihren Datenbanken und Algorithmen zu
gewihrleisten und diesbeziigliche Erldauterungen zu geben,

d) eine Nachpriifung zu dulden, die mit einem Beschluss nach Artikel 21 angeordnet
wurde,

e) einem nach Artikel 22 Absatz 1 erlassenen Beschluss zur Anordnung einstweiliger
Malnahmen nachzukommen,

f)  per Beschluss nach Artikel 23 Absatz 1 fiir bindend erklirte Verpflichtungszusagen
einzuhalten,

g) einem Beschluss nach Artikel 25 Absatz 1 nachzukommen.

(2) Sind die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen der Verpflichtung
nachgekommen, die mit dem Zwangsgeld durchgesetzt werden sollte, so kann die
Kommission durch einen nach dem Beratungsverfahren gemil Artikel 37a Absatz 2
erlassenen Beschluss die endgiiltige Hohe des Zwangsgelds auf einen niedrigeren Betrag
festsetzen als den, der sich aus dem urspriinglichen Beschluss ergeben wiirde.
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Artikel 28

Verjihrungsfrist fiir die Verhdngung von Sanktionen

Fiir die der Kommission mit den Artikeln 26 und 27 iibertragenen Befugnisse gilt eine
Verjéhrungsfrist von fiinf Jahren, mit Ausnahme von Zuwiderhandlungen gegen
Bestimmungen iiber Auskunftsverlangen nach Artikel 19, iiber die Befugnis zur Befragung
und zur Aufnahme von Aussagen nach Artikel 20 oder iiber die Durchfiihrung von

Nachpriifungen nach Artikel 21, bei denen diese Verjdhrungsfrist drei Jahre betréagt.

Die Frist 1auft ab dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung begangen worden ist. Im Falle
andauernder oder wiederholter Zuwiderhandlungen lauft die Verjdhrungsfrist jedoch erst

ab dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung abgestellt wird.

Jede Handlung der Kommission zum Zwecke einer Marktuntersuchung oder Verfolgung
einer Zuwiderhandlung unterbricht die Verjahrungsfrist fiir die Verhdngung von
GeldbufBlen oder Zwangsgeldern. Die Unterbrechung tritt mit dem Tag ein, an dem die
Handlung mindestens einem an der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen oder einer
beteiligten Unternehmensvereinigung bekannt gegeben wird. Die Verjahrung wird unter

anderem unterbrochen durch
a)  ein Auskunftsverlangen der Kommission,

b)  schriftliche Nachpriifungsauftrige, die die Kommission ihren Bediensteten erteilt

hat,
c) die Einleitung eines Verfahrens nach Artikel 18 durch die Kommission.

Nach jeder Unterbrechung beginnt die Frist von Neuem. Die Verjdhrung tritt jedoch
spétestens mit dem Tag ein, an dem die doppelte Verjahrungsfrist verstrichen ist, ohne dass
die Kommission eine Geldbulle oder ein Zwangsgeld verhdngt hat. Diese Frist verlangert

sich um den Zeitraum, in dem die Verjdhrung nach Absatz 5 ruht.
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Die Verjahrungsfrist fiir die Verhdngung von GeldbuBlen oder Zwangsgeldern ruht, solange

zu dem Beschluss der Kommission ein Verfahren vor dem Gerichtshof anhéngig ist.

Artikel 29

Verjdhrungsfrist fiir die Durchsetzung von Sanktionen

Fiir die Befugnis der Kommission zur Durchsetzung von nach Artikel 26 oder Artikel 27

erlassenen Beschliissen gilt eine Verjahrungsfrist von fiinf Jahren.
Die Frist lauft ab dem Tag, an dem der Beschluss rechtskréftig wird.
Die Verjahrungsfrist fiir die Durchsetzung von Sanktionen wird unterbrochen durch

a) die Bekanntgabe eines Beschlusses, durch den der urspriingliche Betrag der
GeldbuBe oder des Zwangsgelds geiindert oder ein Antrag auf eine solche Anderung
abgelehnt wird,

b) jede auf zwangsweise Beitreibung der Geldbulle oder des Zwangsgelds gerichtete
Handlung der Kommission oder eines Mitgliedstaats, der auf Ersuchen der

Kommission handelt.
Nach jeder Unterbrechung beginnt die Frist von Neuem.
Die Verjdhrungsfrist fiir die Durchsetzung von Sanktionen ruht, solange
a)  eine Zahlungsfrist bewilligt ist,

b) die Zwangsvollstreckung durch eine Entscheidung des Gerichtshofs oder eine

Entscheidung eines nationalen Gerichts ausgesetzt ist.

Artikel 30

Anspruch auf rechtliches Gehor und Recht auf Akteneinsicht

Vor Erlass eines Beschlusses nach Artikel 7, Artikel 8 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 1, den
Artikeln 15, 16, 22, 23, 25, 26 oder Artikel 27 Absatz 2 gibt die Kommission dem
Gatekeeper oder dem betreffenden Unternehmen bzw. der betreffenden

Unternehmensvereinigung Gelegenheit, sich zu Folgendem zu duflern:
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a)  der vorldaufigen Beurteilung der Kommission, einschlieBlich der Beschwerdepunkte,

b)  den Mallnahmen, die die Kommission in Anbetracht der vorldufigen Beurteilung

nach Buchstabe a dieses Absatzes zu treffen beabsichtigt.

Der Gatekeeper, das Unternehmen oder die Unternehmensvereinigung kann innerhalb
einer von der Kommission in ihrer vorldufigen Beurteilung gesetzten Frist, die mindestens

14 Tage betragen muss, zu der vorldufigen Beurteilung der Kommission Stellung nehmen.

Die Kommission stiitzt ihre Beschliisse nur auf Beschwerdepunkte, zu denen sich der

Gatekeeper, das Unternehmen bzw. die Unternehmensvereinigung duern konnte.

Die Verteidigungsrechte des Gatekeepers, des Unternehmens oder der
Unternehmensvereinigung miissen wihrend des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt
werden. Der Gatekeeper, das Unternehmen oder die Unternehmensvereinigung hat
vorbehaltlich des berechtigten Interesses von Unternehmen an der Wahrung ihrer
Geschiftsgeheimnisse das Recht auf Einsicht in die Akte der Kommission im Rahmen der
Offenlegungsbedingungen. Die Kommission ist befugt, im Falle von
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien Beschliisse iiber die Bedingungen im
Zusammenhang mit der Offenlegung zu fassen. Von der Einsicht in die Akte der
Kommission ausgenommen sind vertrauliche Informationen sowie interne Schriftstiicke
der Kommission und der zustéindigen Behorden der Mitgliedstaaten. Insbesondere die
Korrespondenz zwischen der Kommission und den zusténdigen Behorden der
Mitgliedstaaten ist von der Akteneinsicht ausgenommen. Dieser Absatz steht der
Offenlegung und Nutzung der fiir den Nachweis einer Zuwiderhandlung notwendigen

Informationen durch die Kommission in keiner Weise entgegen.

Artikel 31

Berufsgeheimnis

Die nach dieser Verordnung erhobenen Informationen diirfen ausschlieBlich fiir die

Zwecke dieser Verordnung verwendet werden.
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Die gemil Artikel 12 erhobenen Informationen diirfen ausschlieBlich fiir die Zwecke
dieser Verordnung, der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 und der nationalen

Fusionskontrollvorschriften verwendet werden.

Unbeschadet des Austauschs und der Verwendung der Informationen, die fiir die in den
Artikeln 32a, 33 und 37a genannten Zwecke bereitgestellt werden, diirfen die Kommission,
die Behorden der Mitgliedstaaten und ihre Beamten, Bediensteten und andere unter ihrer
Aufsicht titige Personen sowie sonstige beteiligte natiirliche oder juristische Personen
einschlieBlich der nach Artikel 24 Absatz 2 benannten Priifer und Sachverstindigen keine
Informationen preisgeben, die sie im Rahmen der Anwendung dieser Verordnung erlangt

oder ausgetauscht haben und die unter das Berufsgeheimnis fallen.

Artikel 32a

Zusammenarbeit und Koordinierung

Die Kommission und die Mitgliedstaaten arbeiten eng zusammen und koordinieren ihre
DurchsetzungsmaBnahmen, um eine kohirente, wirksame und komplementére
Durchsetzung der fiir Gatekeeper im Sinne dieser Verordnung verfiigbaren

Rechtsinstrumente zu gewéhrleisten.

Die nationalen Behorden erlassen keine Entscheidungen, die einem von der Kommission

nach dieser Verordnung erlassenen Beschluss zuwiderlaufen.

Die Kommission und die fiir die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten
Vorschriften zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten arbeiten zusammen und
unterrichten einander {iber das Europdische Wettbewerbsnetz (ECN) tiber ihre jeweiligen
Durchsetzungsmallnahmen. Sie sind befugt, einander Informationen {iber alle tatsdchlichen
oder rechtlichen Umstéinde, einschlie8lich vertraulicher Informationen, mitzuteilen. Ist die
zustindige Behorde nicht Mitglied des ECN, so trifft die Kommission die erforderlichen
Vorkehrungen fiir die Zusammenarbeit dieser Behorden und deren Informationsaustausch
tiber Félle im Zusammenhang mit der Durchsetzung dieser Verordnung und der
Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Fille. Die Kommission kann solche

Regelungen im Durchfiihrungsrechtsakt nach Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe ga festlegen.
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Die gemil3 Absatz 3 ausgetauschten Informationen diirfen ausschlieBlich fiir die Zwecke
der Koordinierung der Durchsetzung dieser Verordnung und der in dem genannten Absatz

genannten Vorschriften ausgetauscht und verwendet werden.

Die Kommission kann die zustidndigen Behorden der Mitgliedstaaten ersuchen, ihre

Marktuntersuchungen gemif3 dieser Verordnung zu unterstiitzen.

Eine fiir die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zustindige
Behorde eines Mitgliedstaats kann bei einer mdglichen Nichteinhaltung der Artikel 5 und 6
dieser Verordnung von Amts wegen eine Untersuchung in ihrem Hoheitsgebiet
durchfiihren, wenn sie nach nationalem Recht hierfiir zustdndig ist und entsprechende
Untersuchungsbefugnisse besitzt. Bevor sie eine erste formliche Untersuchungsmallinahme
ergreift, unterrichtet sie die Kommission schriftlich. Die Einleitung eines Verfahrens durch
die Kommission nach Artikel 18 entbindet die fiir die Durchsetzung der in Artikel 1
Absatz 6 genannten Vorschriften zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten von der
Moglichkeit, eine solche Untersuchung durchzufiihren oder zu beenden, wenn sie bereits
anhingig ist. Die Behorde erstattet der Kommission Bericht tiber die Ergebnisse ihrer
Untersuchung, um die Kommission in ihrer Rolle als alleinige Durchsetzungsbehorde

dieser Verordnung zu unterstiitzen.

Die Kommission kann gegebenenfalls andere Regulierungsbehdrden der Mitgliedstaaten
und andere einschldgige Einrichtungen der Union konsultieren, um die Wahrnehmung der

ithr durch diese Verordnung iibertragenen Aufgaben zu erleichtern.

Beabsichtigt eine nationale Behorde, eine Untersuchung von Gatekeepern auf der
Grundlage von nationalen Rechtsvorschriften zur Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6
genannten Vorschriften einzuleiten, so unterrichtet sie die Kommission vor oder
unmittelbar nach dem Beginn einer solchen Mallnahme schriftlich iiber die erste formliche
UntersuchungsmafBinahme. Diese Informationen kénnen auch den zustindigen nationalen

Behorden der anderen Mitgliedstaaten zugénglich gemacht werden.
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2)

G)

(4)

)

Artikel 32b

Zusammenarbeit mit nationalen Gerichten

In Verfahren zur Anwendung dieser Verordnung kdnnen die nationalen Gerichte die
Kommission ersuchen, ihnen die ihr vorliegenden Informationen oder ihre Stellungnahme

zu Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Verordnung zu tibermitteln.

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission eine Kopie aller schriftlichen Urteile
nationaler Gerichte mit Entscheidungen iiber die Anwendung dieser Verordnung. Diese
Kopie wird unverziiglich ibermittelt, nachdem das vollstidndige schriftliche Urteil den

Parteien zugestellt wurde.

Wenn die kohdrente Anwendung dieser Verordnung dies erfordert, kann die Kommission
von Amts wegen den nationalen Gerichten eine schriftliche Stellungnahme {ibermitteln.

Sie kann mit Erlaubnis des betreffenden Gerichts auch miindlich Stellung nehmen.

Die Kommission kann ausschlieBlich fiir die Ausarbeitung ihrer Stellungnahmen das
betreffende nationale Gericht ersuchen, ihr alle zur Beurteilung des Falls notwendigen

Schriftstiicke zu iibermitteln oder fiir deren Ubermittlung zu sorgen.

Die nationalen Gerichte erlassen keine Entscheidungen, die einem von der Kommission
nach dieser Verordnung erlassenen Beschluss zuwiderlaufen. Sie miissen es auch
vermeiden, Entscheidungen zu erlassen, die einer Entscheidung zuwiderlaufen, die die
Kommission in einem von ihr nach dieser Verordnung eingeleiteten Verfahren zu erlassen
beabsichtigt. Zu diesem Zweck kann das nationale Gericht priifen, ob es notwendig ist, das
vor ihm anhéngige Verfahren auszusetzen. Dies beriihrt nicht die Moglichkeit nationaler

Gerichte, gemil Artikel 267 AEUV um eine Vorabentscheidung zu ersuchen.
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(1a)

(1b)

Artikel 33

Ersuchen um Einleitung einer Marktuntersuchung

Wenn drei oder mehr Mitgliedstaaten die Kommission ersuchen, eine Untersuchung nach
Artikel 15 einzuleiten, weil ihres Erachtens stichhaltige Griinde dafiir sprechen, dass ein
Unternehmen als Gatekeeper benannt werden sollte, priift die Kommission innerhalb von
vier Monaten, ob stichhaltige Griinde fiir die Einleitung einer solchen Untersuchung

vorliegen, und das Ergebnis dieser Priifung wird veroffentlicht.

Wenn ein Mitgliedstaat die Kommission ersucht, eine Untersuchung nach Artikel 16
einzuleiten, weil seines Erachtens stichhaltige Griinde dafiir sprechen, dass ein Gatekeeper
systematisch gegen die in den Artikeln 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen verstof3en und
seine Stellung als Gatekeeper in Bezug auf die Merkmale gemil3 Artikel 3 Absatz 1 weiter
gestirkt oder erweitert hat, priift die Kommission innerhalb von vier Monaten, ob
stichhaltige Griinde fiir die Einleitung einer solchen Untersuchung vorliegen, und das

Ergebnis dieser Priifung wird verdffentlicht.

Wenn drei oder mehr Mitgliedstaaten die Kommission ersuchen, eine Untersuchung nach
Artikel 17 einzuleiten, weil ihres Erachtens stichhaltige Griinde dafiir sprechen, dass ein
oder mehrere Dienste des digitalen Sektors in die Liste der zentralen Plattformdienste nach
Artikel 2 Nummer 2 aufgenommen werden sollten, oder weil ihres Erachtens stichhaltige
Griinde dafiir sprechen, dass einer oder mehreren Praktiken durch diese Verordnung nicht
wirksam begegnet wird und diese Praktiken die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste
beschrianken oder unlauter sein konnten, priift die Kommission innerhalb von vier
Monaten, ob stichhaltige Griinde fiir die Einleitung einer solchen Untersuchung vorliegen,

und das Ergebnis dieser Priifung wird veroffentlicht.
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(2) Die Mitgliedstaaten legen Belege zur Untermauerung ihres Ersuchens nach den
Absitzen 1, 1a und 1b vor. Bei Ersuchen nach Absatz 1b kénnen diese Belege
Informationen iiber neu eingefiihrte Angebote von Produkten, Diensten, Software oder
Merkmalen umfassen, die Bedenken hinsichtlich der Bestreitbarkeit oder Lauterkeit
aufwerfen, unabhéngig davon, ob sie im Zusammenhang mit bestehenden zentralen

Plattformdiensten oder auf andere Weise umgesetzt werden.
Kapitel VI
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 34

Veroffentlichung von Beschliissen

(1) Die Kommission veroffentlicht die Beschliisse, die sie nach Artikel 3, Artikel 4, Artikel 7
Absatz 2, Artikel 8, Artikel 9, Artikel 14, Artikel 15, Artikel 16, Artikel 17, Artikel 18,
Artikel 22, Artikel 23 Absatz 1, Artikel 25, Artikel 26 und Artikel 27 erlédsst. In dieser
Veroffentlichung sind die Namen der beteiligten Unternehmen und der wesentliche Inhalt

des Beschlusses, einschlielich der gegebenenfalls verhdngten Sanktionen, anzugeben.

(2) Bei der Veroffentlichung ist dem berechtigten Interesse der Gatekeeper oder Dritter am

Schutz ihrer vertraulichen Informationen Rechnung zu tragen.

Artikel 35

Ermessensnachpriifung durch den Gerichtshof

Nach Artikel 261 AEUV hat der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschréankter
Ermessensnachpriifung von Beschliissen, mit denen die Kommission Geldbu3en oder Zwangsgelder

verhédngt hat. Er kann die verhdngten Geldbuflen oder Zwangsgelder auftheben, herabsetzen oder

erhohen.
Artikel 36
Durchfiihrungsvorschriften
(1) Die Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte erlassen zu

a)  Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der nach Artikel 3 zu tibermittelnden

Mitteilungen und Schriftsitze,

13801/21 gha/KWO/dp 106
ECOMP.3.B DE



b)  Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der technischen MaBnahmen, die von den
Gatekeepern durchzufiihren sind, um die Einhaltung der Vorgaben des Artikels 6

Absatz 1 zu gewihrleisten,

ba) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der mit Griinden versehenen Antrége nach

Artikel 7 Absatz 7,

bb) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der mit Griinden versehenen Antrége nach

den Artikeln 8 und 9,

bc) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der nach Artikel 9a vorzulegenden Berichte

iiber die Regulierungsmaflnahmen,

c)  Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der nach den Artikeln 12 und 13 zu

iibermittelnden Mitteilungen und Schriftsdtze,
d)  den praktischen Modalitdten der Verldngerung der in Artikel 16 genannten Fristen,

e) den praktischen Modalititen der Einleitung von Verfahren zum Zwecke von
Untersuchungen im Sinne der Artikel 15, 16 und 17 sowie von Verfahren nach den

Artikeln 22, 23 und 25,

f)  den praktischen Modalititen der Ausiibung des Anspruchs auf rechtliches Gehor
nach Artikel 30,

g)  den praktischen Modalititen der einvernehmlichen Offenlegung von Informationen

nach Artikel 30,

ga) den praktischen Modalititen der Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen der

Kommission und den Mitgliedstaaten nach Artikel 32a.
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2)

(1)

)

3)

4

Die Durchfiihrungsrechtsakte im Sinne von Absatz 1 Buchstaben a bis g werden nach dem
Beratungsverfahren gemif3 Artikel 37a Absatz 2 erlassen. Die Durchfiihrungsrechtsakte im
Sinne von Absatz 1 Buchstabe ga werden nach dem Priifverfahren geméal3 Artikel 37
Absatz 2a erlassen. Vor dem Erlass von Maflnahmen nach Absatz 1 veroffentlicht die
Kommission einen Entwurf dieser Maflnahmen und fordert alle Beteiligten auf, innerhalb
einer von ihr gesetzten Frist, die mindestens einen Monat betragen muss, zu dem Entwurf

Stellung zu nehmen.

Artikel 37
Austibung der Befugnisiibertragung

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem

Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemdfl Artikel 3 Absétze 5 und 5a und
Artikel 10 Absatz 1 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab dem
TT.MM.J1JJ tibertragen. Die Kommission erstellt spatestens neun Monate vor Ablauf des
Zeitraums von fiinf Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die
Befugnisiibertragung verlidngert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Léange, es sei
denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verldngerung

spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

Die Befugnistibertragung gemif Artikel 3 Absétze 5 und 5a und Artikel 10 Absatz 1 kann
vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss
iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen
Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Européischen
Union oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt
wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von

dem Beschluss iiber den Widerruf nicht berihrt.

Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung

enthaltenen Grundsitzen.
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©)

(6)

(1

)

(2a)

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europiischen Parlament und dem Rat.

Ein delegierter Rechtsakt, der gemal3 Artikel 3 Absétze 5 und 5a bzw. Artikel 10 Absatz 1
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat
innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das
Europdische Parlament und den Rat Einwande erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser
Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass
sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Européischen Parlaments oder des

Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 37a

Ausschussverfahren

Die Kommission wird von einem Ausschuss (,,Beratender Ausschuss fiir digitale Markte*)
unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU)

Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Wird die Stellungnahme des Ausschusses im schriftlichen Verfahren eingeholt, so wird das
Verfahren ohne Ergebnis abgeschlossen, wenn der Vorsitz des Ausschusses dies innerhalb
der Frist zur Abgabe der Stellungnahme beschlief3t oder eine einfache Mehrheit der

Ausschussmitglieder dies verlangt.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.
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G)

Die Kommission iibermittelt dem Adressaten eines Einzelbeschlusses zusammen mit
diesem Beschluss die Stellungnahme des Ausschusses. Sie veroffentlicht die
Stellungnahme zusammen mit dem Einzelbeschluss unter Beriicksichtigung der

berechtigten Interessen an der Wahrung von Geschéftsgeheimnissen.

Artikel 37b

Leitlinien

Die Kommission kann Leitlinien zu allen Aspekten dieser Verordnung erlassen, um ihre wirksame

Durchfiihrung und Durchsetzung zu erleichtern.

(1

)

3)

(1

Artikel 38

Evaluierung

Bis zum TT.MM.JJJJ und danach alle drei Jahre wird die Kommission diese Verordnung
evaluieren und dem Européischen Parlament, dem Rat und dem Europdischen Wirtschafts-

und Sozialausschuss einen Bericht vorlegen.

Im Rahmen der Evaluierungen wird ermittelt, ob sie Vorschriften dndern, aufnehmen oder
streichen muss, etwa in Bezug auf die in Artikel 2 Nummer 2 aufgefiihrte Liste zentraler
Plattformdienste und die in den Artikeln 5 und 6 genannten Verpflichtungen und deren
Durchsetzung, um sicherzustellen, dass die digitalen Markte in der gesamten Union
bestreitbar und fair sind. Im Anschluss an die Evaluierungen ergreift die Kommission

geeignete Mallnahmen, wozu auch Gesetzgebungsvorschlage gehdren konnen.

Die zustidndigen Behorden der Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission alle ihnen
vorliegenden einschldgigen Informationen, die diese fiir die Ausarbeitung des in Absatz 1

genannten Berichts benétigt.

Artikel 39

Inkrafttreten und Geltungsbeginn

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.
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(2) Diese Verordnung gilt nach Ablauf von sechs Monaten nach ithrem Inkrafttreten.

Artikel 3 Absitze 5 und 5a, Artikel 36, Artikel 37 und Artikel 37a gelten jedoch ab dem

[Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung].

3) Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prdsident Der Prdsident
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ANHANG
a. wAllgemeines“

1.  Indiesem Anhang soll die Methode zur Ermittlung und Berechnung der ,,aktiven
Endnutzer* und der ,,aktiven gewerblichen Nutzer* fiir jeden in Artikel 2 Nummer 2
definierten zentralen Plattformdienst festgelegt werden. Er bietet einen Bezugsrahmen,
der es den Unternehmen ermoglicht, zu beurteilen, ob ihre zentralen Plattformdienste
die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b festgelegten quantitativen Schwellenwerte
erreichen, sodass davon ausgegangen werden kann, dass sie die Anforderung nach
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b erfiillen. Daher wird er auch fiir jede umfassendere
Bewertung nach Artikel 3 Absatz 6 von Bedeutung sein. Es liegt in der Verantwortung
der Unternehmen, im Einklang mit den gemeinsamen Grundsétzen und der spezifischen
Methode, die in diesem Anhang dargelegt sind, eine moglichst weitgehende
Anndherung vorzunehmen. Die Bestimmungen dieses Anhangs hindern die
Kommission nicht daran, von Unternehmen, die zentrale Plattformdienste betreiben, die
Bereitstellung aller Informationen zu verlangen, die zur Ermittlung und Berechnung der
»aktiven Endnutzer* und der ,,aktiven gewerblichen Nutzer* erforderlich sind. Dabei ist
die Kommission an die in den einschldgigen Bestimmungen dieser Verordnung
festgelegten Fristen gebunden. Der vorliegende Anhang sollte in keiner Weise eine
Rechtsgrundlage fiir das Tracking von Nutzern darstellen. Die in diesem Anhang
beschriebene Methode lésst auch die Verpflichtungen im Rahmen dieser Verordnung
unbertiihrt, insbesondere diejenigen, die in Artikel 3 Absétze 3 und 6 und Artikel 11
Absatz 1 festgelegt sind. Insbesondere bedeutet die geforderte Einhaltung von
Artikel 11 Absatz 1 auch, dass die aktiven Endnutzer und aktiven gewerblichen Nutzer
auf der Grundlage einer genauen Messung oder der besten verfiligbaren Anndherung —
im Einklang mit den tatsdchlichen Ermittlungs- und Berechnungskapazitdten, die das
Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, zum relevanten Zeitpunkt besitzt —
ermittelt und berechnet werden miissen. Diese Messungen oder die beste verfiigbare
Anndherung miissen mit den gemif3 Artikel 13 gemeldeten Messungen im Einklang

stehen und diese umfassen.

2. In Artikel 2 Nummern 16 und 17 sind die Begriffsbestimmungen fiir ,,Endnutzer und

»gewerbliche Nutzer* festgelegt, die allen zentralen Plattformdiensten gemeinsam sind.
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Zur Ermittlung und Berechnung der Zahl der ,,aktiven Endnutzer* und ,,aktiven
gewerblichen Nutzer* wird in diesem Anhang auf das Konzept der ,,Unique Users*
verwiesen. Der Begriff ,,Unique User umfasst ,,aktive Endnutzer* und ,,aktive
gewerbliche Nutzer, die flir den betreffenden zentralen Plattformdienst wéhrend eines
bestimmten Zeitraums (d. h. ein Monat bei ,,aktiven Endnutzern* und ein Jahr bei
»aktiven gewerblichen Nutzern®) nur einmal gezédhlt werden, unabhingig davon, wie oft
sie in diesem Zeitraum den betreffenden zentralen Plattformdienst genutzt haben. Dies
gilt unbeschadet der Tatsache, dass dieselbe natiirliche oder juristische Person
gleichzeitig ein aktiver Endnutzer oder aktiver gewerblicher Nutzer verschiedener

zentraler Plattformdienste sein kann.

b. wAktive Endnutzer*

4,

Zahl der ,,Unique Users* in Bezug auf ,,aktive Endnutzer*: Unique Users werden
anhand des genauesten Parameters ermittelt, der von dem Unternehmen, das einen der

zentralen Plattformdienste betreibt, angegeben wird; insbesondere gilt dabei Folgendes:

a.  Esist anzunehmen, dass die Erhebung von Daten iiber die Nutzung von zentralen
Plattformdiensten in Umgebungen, bei denen sich Nutzer registrieren oder
anmelden miissen, auf den ersten Blick das geringste Risiko einer
Doppelerfassung birgt, beispielsweise in Bezug auf das Nutzerverhalten {iber
Gerite oder Plattformen hinweg. Daher miissen die Unternehmen aggregierte
anonymisierte Daten iiber die Zahl der Unique Users pro zentralem
Plattformdienst vorlegen, die auf Umgebungen, bei denen sich Nutzer registrieren

oder anmelden miissen, beruhen, sofern solche Daten vorhanden sind.

b.  Im Falle von zentralen Plattformdiensten, die (auch) von Endnutzern au3erhalb
von Umgebungen, bei denen sich Nutzer registrieren oder anmelden miissen,
genutzt werden, ibermittelt das Unternehmen zusétzlich aggregierte
anonymisierte Daten {liber die Zahl der Unique End Users des jeweiligen zentralen
Plattformdienstes auf der Grundlage eines alternativen Parameters, der auch
Endnutzer au3erhalb von Umgebungen, bei denen sich Nutzer registrieren oder
anmelden miissen, erfasst, wie Internet-Protokoll-Adressen, Cookie-Kennungen
oder sonstige Kennungen wie Funkfrequenzkennzeichnungen, sofern diese
Adressen oder Kennungen (objektiv) fiir die Bereitstellung der zentralen

Plattformdienste erforderlich sind.
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Nach Artikel 3 Absatz 2 muss die Zahl der ,,monatlich aktiven Endnutzer auf der
durchschnittlichen Zahl der Endnutzer beruhen, die wiahrend des iiberwiegenden Teils
des vergangenen Geschiftsjahres monatlich aktiv waren. Die Formulierung
,uberwiegender Teil des vergangenen Geschiftsjahres® soll es Unternehmen, die
zentrale Plattformdienste betreiben, ermdglichen, Ausreiler in einem bestimmten Jahr
zu vernachlédssigen. Ausreifler sind naturgemif3 Zahlen, die auflerhalb der Normalwerte
liegen, wie z. B. ein Verkaufsspitzenwert, der in einem bestimmten Monat in einem

bestimmten Jahr verzeichnet wurde.

C. wAktive gewerbliche Nutzer*

Zahl der ,,Unique Users® in Bezug auf ,,gewerbliche Nutzer: Unique Users sind
gegebenenfalls auf Kontoebene zu bestimmen, wobei jedes einzelne gewerbliche Konto,
das mit der Nutzung eines von dem Unternehmen bereitgestellten zentralen
Plattformdienstes in Verbindung gebracht wird, einen Unique Business User des
jeweiligen zentralen Plattformdienstes darstellt. Gilt der Begriff ,,gewerbliches Konto*
nicht fiir einen bestimmten zentralen Plattformdienst, bestimmt das relevante
Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, die Zahl der Unique Business

Users unter Bezugnahme auf das betreffende Unternehmen.

d.  ,Vorlage von Informationen*

7. Das Unternehmen, das Informationen tber die Zahl der aktiven Endnutzer und aktiven
gewerblichen Nutzer pro zentralem Plattformdienst {ibermittelt, ist dafiir verantwortlich,
die Vollstindigkeit und Richtigkeit dieser Informationen sicherzustellen. In diesem
Zusammenhang gilt Folgendes:

a.  Das Unternehmen ist fiir die Ubermittlung von Daten fiir den jeweiligen zentralen
Plattformdienst verantwortlich, wobei verhindert wird, dass die aktiven Endnutzer
und aktiven gewerblichen Nutzer in den der Kommission zur Verfiigung
gestellten Informationen untererfasst bzw. mehrfach erfasst werden (z. B. wenn
Nutzer iiber verschiedene Plattformen oder Gerite auf die zentralen
Plattformdienste zugreifen).
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Das Unternehmen ist dafiir verantwortlich, prizise und prignante Erléduterungen
zu der Methode zu geben, die angewandt wurde, um die der Kommission zur
Verfligung gestellten Informationen zu erhalten, sowie zu etwaigen Risiken einer
Unter- oder Mehrfacherfassung der aktiven Endnutzer und aktiven gewerblichen
Nutzer fiir den jeweiligen zentralen Plattformdienst und der zur Bewiltigung

dieses Risikos gewidhlten Losungen.

C. Das Unternehmen stellt der Kommission Daten bereit, die auf einem alternativen
Parameter beruhen, wenn die Kommission Bedenken hinsichtlich der Richtigkeit
der Daten hat, die das Unternehmen, das die zentralen Plattformdienste betreibt,
bereitgestellt hat.

8. Fiir die Zwecke der Berechnung der Zahl der ,,aktiven Endnutzer* und ,,aktiven

gewerblichen Nutzer gilt Folgendes:

a.  Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, darf zentrale
Plattformdienste, die zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten gemal
Artikel 2 Nummer 2 gehdren, vor allem aufgrund der Tatsache, dass sie unter
Verwendung unterschiedlicher Doménennamen — seien es ldnderspezifische
Top-Level-Domains (ccTLD) oder generische Top-Level-Domains (gTLD) — oder
geografischer Attribute erbracht werden, nicht als eigenstiandige Dienste fiihren.

b. Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, betrachtet die zentralen
Plattformdienste, die zwar zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten
gemil Artikel 2 Nummer 2 gehoren, jedoch entweder von ihren Endnutzern oder
thren gewerblichen Nutzern oder von beiden fiir unterschiedliche Zwecke genutzt
werden, auch wenn deren Endnutzer und gewerbliche Nutzer dieselben sein
konnen, als eigensténdige zentrale Plattformdienste.

c. Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste betreibt, betrachtet als
eigenstindige zentrale Plattformdienste die Dienste, die das betreffende
Unternehmen in integrierter Weise anbietet, die
1) aber nicht zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten gemal
Artikel 2 Nummer 2 gehdren, oder
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i1) zwar zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten gemél Artikel 2
Nummer 2 gehoren, jedoch entweder von ihren Endnutzern oder ihren
gewerblichen Nutzern oder beiden fiir unterschiedliche Zwecke genutzt werden,

auch wenn deren Endnutzer und gewerbliche Nutzer dieselben sein konnen.
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e) ,Besondere Begriffsbestimmungen*

1. Besondere Begriffsbestimmungen nach zentralen Plattformdiensten: Die nachstehende

Liste enthélt besondere Begriffsbestimmungen fiir ,,aktive Endnutzer* und ,,aktive

gewerbliche Nutzer* fiir die einzelnen zentralen Plattformdienste.

Zentraler Plattformdienst

Aktive Endnutzer

Aktive gewerbliche Nutzer

Online-Vermittlungsdienste

Zahl der Unique End Users,
die den Online-
Vermittlungsdienst
mindestens einmal im Monat
genutzt haben,
beispielsweise durch aktives
Einloggen, Besuchen,
Eingeben einer Abfrage,
Klicken oder Scrollen, oder

die mindestens einmal im

Zahl der Unique Business
Users, die wahrend des
gesamten Jahres mindestens
einen Artikel bei dem
Online-Vermittlungsdienst
gelistet hatten oder die
wihrend des Jahres eine
durch den Online-
Vermittlungsdienst

ermoglichte Transaktion

Monat eine Transaktion liber | abgewickelt haben.

den Online-

Vermittlungsdienst

abgewickelt haben.
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Online-Suchmaschinen

Zahl der Unique End Users,
die die Online-
Suchmaschine mindestens
einmal im Monat genutzt
haben, beispielsweise durch

Eingabe einer Abfrage.

Zahl der Unique Business
Users mit gewerblichen
Websites (d. h. Websites, die
im Rahmen einer
geschiéftlichen oder
beruflichen Tétigkeit genutzt
werden), die wihrend des
Jahres durch die Online-
Suchmaschine indexiert
wurden oder Teil des
Indexes der Online-

Suchmaschine waren.
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Online-Dienste sozialer

Netzwerke

Zahl der Unique End Users,
die den Online-Dienst eines
sozialen Netzwerks
mindestens einmal im Monat
genutzt haben,
beispielsweise durch aktives
Einloggen, Offnen einer
Seite, Scrollen, Klicken,
Liken, Eingeben einer
Abfrage, Posten oder

Kommentieren.

Zahl der Unique Business
Users, die ein
Geschiftslisting oder ein
Geschéftskonto im Online-
Dienst eines sozialen
Netzwerks haben und die
den Dienst mindestens
einmal im Jahr in
irgendeiner Weise genutzt
haben, beispielsweise durch
aktives Einloggen, Offnen
einer Seite, Scrollen,
Klicken, Liken, Eingeben
einer Abfrage, Posten,
Kommentieren oder Nutzen
der fiir Unternehmen

angebotenen Instrumente.

Video-Sharing-Plattform-

Zahl der Unique End Users,

Zahl der Unique Business

Dienste die den Video-Plattform- Users, die wihrend des
Sharing-Dienst mindestens | Jahres mindestens einen auf
einmal im Monat genutzt dem Video-Sharing-
haben, beispielsweise durch | Plattform-Dienst
Abspielen eines Segments hochgeladenen oder
eines audiovisuellen Inhalts, | abgespielten audiovisuellen
Eingeben einer Abfrage oder | Inhalt bereitgestellt haben.
Hochladen eines
audiovisuellen Inhalts,
einschlieflich insbesondere
nutzergenerierter Videos.
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Nummernunabhingige
interpersonelle

Kommunikationsdienste

Zahl der Unique End Users,
die mindestens einmal im
Monat eine Kommunikation
iiber den
nummernunabhingigen
interpersonellen
Kommunikationsdienst
eingeleitet oder in
irgendeiner Weise daran

teilgenommen haben.

Zahl der Unique Business
Users, die mindestens
einmal wihrend des Jahres
ein Geschiftskonto genutzt
oder in anderer Weise eine
Kommunikation iiber den
nummernunabhdngigen
interpersonellen
Kommunikationsdienst
eingeleitet oder in
irgendeiner Weise daran
teilgenommen haben, um
direkt mit einem Endnutzer

zu kommunizieren.
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Betriebssysteme

Zahl der Unique End Users,
die mindestens einmal im
Monat ein Gerdt mit dem
Betriebssystem, das
aktiviert, aktualisiert oder
genutzt wurde, verwendet

haben.

Zahl der Unique Developers,
die wihrend des Jahres
mindestens eine
Softwareanwendung oder
ein Softwareprogramm, die
bzw. das die
Programmiersprache oder
beliebige Software-
Entwicklungstools des
Betriebssystems verwendet
oder die bzw. das in
irgendeiner Weise auf dem
Betriebssystem lauft,
veroffentlicht, aktualisiert

oder angeboten haben.

Cloud-Computing-Dienste

Zahl der Unique End Users,
die mindestens einmal im
Monat beliebige Cloud-
Computing-Dienste des
betreffenden Betreibers von
Cloud-Computing-Diensten
gegen irgendeine Art von
Vergilitung genutzt haben,
unabhéngig davon, ob diese
Vergiitung im selben Monat
erfolgt.

Zahl der Unique Business
Users, die wihrend des
Jahres beliebige Cloud-
Computing-Dienste erbracht
haben, die in der Cloud-
Infrastruktur des
betreffenden Betreibers von
Cloud-Computing-Diensten
gehostet sind.
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Werbedienste

Eigenverkiufe von

Werbefldche

Zahl der Unique End Users,
die mindestens einmal im
Monat einem
Werbeeindruck ausgesetzt

waren.

Vermittlung von Werbung

Eigenverkdufe von

Werbefldache

Zahl der Unique
Advertisers, die wihrend des
Jahres mindestens einen

Werbeeindruck angezeigt

haben.

Vermittlung von Werbung

(einschlief3lich

Werbenetzwerke,

Werbeborsen und sonstige

einschlieBlich

Werbenetzwerke,

Werbeborsen und sonstige

Werbevermittlungsdienste)

Werbevermittlungsdienste)

Zahl der Unique End Users,
die mindestens einmal im
Monat einem
Werbeeindruck ausgesetzt
waren, der den
Werbevermittlungsdienst

ausgelost hat.

Zahl der Unique Business
Users (einschlieflich
Werbetreibende, Verlage
oder sonstige Vermittler),
die wihrend des Jahres iiber
den
Werbevermittlungsdienst
interagiert haben oder seine

Dienste genutzt haben.
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	– Berichterstattung über die Einhaltung der Verpflichtungen an die Kommission und an die Öffentlichkeit (Art. 9a);
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	– Stärkung der Rolle der Mitgliedstaaten durch die weitergehende Einbeziehung des Beratenden Ausschusses in Verfahren der Kommission zum Erlass von Durchführungsrechtsakten, und – in bestimmter Hinsicht – Stärkung dieser Rolle durch Bereitstellung ein...

	IV. Fazit
	Für die Zwecke dieses Buchstabens bezieht sich der Begriff „monatlich aktive Endnutzer“ auf die durchschnittliche Zahl der Endnutzer, die während des überwiegenden Teils des vergangenen Geschäftsjahres monatlich aktiv waren;

	(5a) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die im Anhang dieser Verordnung festgelegte Methode zur Messung der Zahl der monatlich aktiven Endnutzer und der jährlich aktiven gewerblichen Nut...
	(3) Gegebenenfalls kann die Kommission einen delegierten Rechtsakt gemäß Artikel 10 erlassen, um eine oder mehrere der in Absatz 1 aufgeführten Verpflichtungen auf andere in Artikel 2 Nummer 2 aufgeführte zentrale Plattformdienste auszuweiten.
	(2) Die Kommission kann von Amts wegen oder auf Antrag eines Gatekeepers gemäß Absatz 3 ein Verfahren nach Artikel 18 einleiten und durch einen nach dem Beratungsverfahren gemäß Artikel 37a Absatz 2 erlassenen Beschluss die Maßnahmen festlegen, die de...
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	Die Kommission entscheidet nach eigenem Ermessen über die Aufnahme eines solchen Dialogs, unter Wahrung der Gleichbehandlung, der Verhältnismäßigkeit und des Grundsatzes der guten Verwaltungspraxis.
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	(4) Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten über alle nach Absatz 1 erhaltenen Informationen und veröffentlicht eine zusammenfassende Beschreibung des Zusammenschlusses, in der die an dem Zusammenschluss beteiligten Unternehmen, ihr Tätigkeit...
	(1a) Die Kommission kann ihre Untersuchungsbefugnisse gemäß dieser Verordnung ausüben, bevor sie eine Marktuntersuchung gemäß Absatz 1 einleitet.
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